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Vorwort

Zum Ende ihrer Amtszeit legt die Kommission unabhängiger Sachverständiger zu
Fragen der Parteienfinanzierung einen Schlussbericht vor. Obwohl sich die Kommis-
sion nach ihrem umfangreichen Bericht vom 18. Juli 2001, der die Novellierung des
Parteiengesetzes vom 29. Juni 2002 wesentlich mit prägte, vorgenommen hatte, bis
zum Ende ihrer Amtszeit nur noch ein kurzes Fazit zu erarbeiten, ist dieser Bericht
doch länger geraten, als ursprünglich gedacht. Dies liegt vor allem darin begründet,
dass die Kommission einer Bitte von Bundespräsident Johannes Rau folgen wollte.
Dieser hatte die Kommission im Schreiben vom 17. September 2002 gebeten, dass
sie „ein Resümee ihrer Arbeit während der gesamten Amtszeit zieht“ und so auch
„kritisch würdigen (solle), wie der Gesetzgeber die Empfehlungen (ihres) Berichts
vom 18. Juli 2001 umgesetzt hat und – sofern dazu schon erste Erkenntnisse vorlie-
gen, – wie sich diese Gesetzgebung in der Praxis bewährt hat“.

So skizziert dieser Bericht im Rückblick die Entwicklung des Rechts der Parteien-
finanzierung im Laufe der Amtszeit der Kommission (1999 bis 2004), er umfasst eine
Stellungnahme der Kommission zur Parteiengesetznovelle von 2002 und er
unternimmt eine erste Evaluierung der neuen Rechtslage und der Erfahrungen mit der
Anwendung des neuen Parteiengesetzes. Wer von diesem Abschlussbericht „einstür-
zende Neubauten“ erwartet, wird sicher enttäuscht sein. Aber der Bericht bietet doch
mehr als einen nostalgischen Rückblick kurz vor Dienstschluss. Die Kommission will
noch einmal in aller Deutlichkeit ansprechen, wo nach ihrer Auffassung Defizite in
einer sachgerechten Rechenschaftslegung der Parteien verbleiben. 

Der Kern des Defizits liegt darin, dass sich der Gesetzgeber nicht zur modernen, im
Wirtschaftsleben als Standard geführten doppelten („doppischen“) Buchführung ent-
schließen konnte, sondern eine Mischung aus traditioneller Kameralistik und Ver-
satzstücken einer Vermögensbilanz weitergeführt hat. Die Kommission lässt in die-
ser Frage, die sie mehrfach in ihrer Amtszeit thematisiert hat, nicht locker und sie
hofft auf die Rationalität des künftigen Gesetzgebers. Die Kommission betont
ebenso die Notwendigkeit, angesichts der immer wieder aufkommenden kritischen
öffentlichen Debatte, die gesamte Bandbreite der Politikfinanzierung transparenter
und nachvollziehbar zu machen. Hier wiederholt die Kommission ihren Vorschlag
eines regelmäßigen umfassenden Politikfinanzierungsberichts, der nach ihrer Über-
zeugung ein geeignetes Mittel wäre, um der Parteien- und Politikverdrossenheit ent-
gegenzuwirken. Neben diesen beiden Kernaussagen behandelt der Bericht eine Fülle
von Einzelfragen, die alle einer transparenteren Parteienfinanzierung – dem vom
Grundgesetz vorgegebenen Oberziel – dienen.

Die Kommission unterwirft sich gerne der Pflicht, für die vielfältige Hilfe, die sie
von vielen Personen und Institutionen erfahren durfte, herzlich zu danken. Dieser
Dank gilt insbesondere den Mitgliedern des Beirates der Kommission für ihre Mit-
arbeit, ihr Engagement und ihre Vorschläge. Die Bundestagsverwaltung hat der
Kommission auf vielfältige Weise Hilfe gewährt. Dank gilt auch den Mitarbeitern
des Statistischen Bundesamtes, die bei Fragen des Warenkorbs für die Ermittlung des
parteienspezifischen Teuerungsindex unschätzbare Hilfe geleistet haben. Vertreter
der Wirtschaftsprüferkammer Berlin und des Instituts der Wirtschaftsprüfer Düssel-
dorf haben die Kommission in der schwierigen Materie der Prüfung der Rechen-
schaftsberichte beraten. Mit den Schatzmeistern und Finanzbeauftragten der im Bun-
destag vertretenen Parteien hatte die Kommission ergiebige Fachgespräche; einige
der kleineren Parteien haben sich schriftlich geäußert. 

Herrn Prof. Dr. Lothar Streitferdt, Universität Hamburg, gilt der herzliche Dank der
Kommission dafür, dass er sie mit einem Zusatzgutachten und persönlicher Beratung
in Fragen der Rechnungslegung der Parteien wieder unterstützt hat.

Besonderen Dank schuldet die Kommission ihrem Sekretär, Herrn Ministerialrat Ulf
Domgörgen, Leiter des Referats Verfassung und Recht im Bundespräsidialamt. Ohne
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seinen Sachverstand und sein unermüdliches Engagement wäre die Arbeit nicht zu
leisten gewesen. 

Die Kommission hofft, mit der Vorlage dieses Abschlussberichtes die Debatte um
eine sachgemäße Parteienfinanzierung nicht abzuschließen, sondern neu zu öffnen.
Auch wenn sie ihre Arbeit nun beendet, so hofft sie auf einen konstruktiven Dialog
der Öffentlichkeit mit den Parteien.

Berlin, den 10. Mai 2004 

Dr. Hedda von Wedel
Prof. Dr. Ulrich von Alemann Hans Günther Merk
Dr. Hans-Dietrich Winkhaus Dr. Dieter Wunder
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Zusammenfassung
A. Die von Bundespräsident Johannes Rau gemäß dem
Parteiengesetz (PartG) für die Dauer seiner Amtszeit be-
rufene Kommission unabhängiger Sachverständiger zu
Fragen der Parteienfinanzierung schließt mit diesem Be-
richt ihre Arbeit ab. 

Die Kommission wurde geleitet von Frau Dr. Hedda von
Wedel, Mitglied des Europäischen Rechnungshofes; ihr
gehörten weiter die Herren Professor Dr. Ulrich von
Alemann, Hans Günther Merk, Dr. Hans-Dietrich
Winkhaus und Dr. Dieter Wunder an. Sie wurde unter-
stützt von einem Beirat von Politikern aus den im Bun-
destag vertretenen Parteien mit dem Ziel, auf diese Weise
praktische Erfahrungen aus der Arbeit der Parteien in die
Beratungen der Kommission einzubringen.

Das Recht der Parteienfinanzierung hat während der
Amtszeit der Kommission in einem selten gekannten
Maße die Öffentlichkeit beschäftigt und die politische
Debatte beherrscht. Grund dafür waren die (angefangen
mit den im Winter 1999/2000 bekannt gewordenen, im
Laufe der Zeit) verschiedene Parteien betreffenden Fälle
von Fehlverhalten im Umgang mit Parteispenden und
Parteifinanzen. Die rechtliche Aufarbeitung dieser Fälle
ist zu einem großen Teil abgeschlossen, zum Teil dauert
sie noch an. Sie führten zu finanziellen Sanktionen durch
den Präsidenten des Deutschen Bundestages, teilweise
auch zu strafrechtlichen Ermittlungs- und Gerichtsverfah-
ren. Teilweise waren sie Gegenstand des 1. Untersu-
chungsausschusses der 14. Wahlperiode des Deutschen
Bundestages.

Bundespräsident Johannes Rau hat der Kommission bei
ihrer Einsetzung am 3. Februar 2000 den umfassenden
Auftrag erteilt, zu prüfen, ob Änderungen im Recht der
Parteienfinanzierung sinnvoll oder nötig sind. Die Kom-
mission hat in ihrem Bericht vom 18. Juli 2001 (Bundes-
tagsdrucksache 14/6710) eine Vielzahl solcher Änderun-
gen empfohlen. Mit dem Achten Gesetz zur Änderung
des Parteiengesetzes vom 28. Juni 2002 (8. PartGÄndG)
hat der Gesetzgeber zahlreiche dieser Empfehlungen um-
gesetzt. 

Die Kommission hat ferner mit einem weiteren Bericht
vom 13. Juni 2003 (Bundestagsdrucksache 15/1270) den
parteienspezifischen Warenkorb überprüft, der wiederum
Grundlage für die jährliche Ermittlung des parteienspezi-
fischen Preisindex ist. Sie hat die Zusammensetzung und
die Gewichtung des Warenkorbs sowie das Basisjahr und
die Preisreihen zur Fortschreibung des parteienspezifi-
schen Preisindex neu festgelegt.

Außerdem hat die Kommission den parteienspezifischen
Preisindex für die Jahre 1999 bis 2001 festgestellt. An-
schließend ist diese Aufgabe durch das 8. PartGÄndG
– einer Empfehlung der Kommission folgend – auf das
Statistische Bundesamt übergegangen.

B. Mit dem vorliegenden Abschlussbericht zieht die
Kommission ein Resümee ihrer Amtszeit. 

I. Nach einer Darstellung ihrer Arbeit, des zeitge-
schichtlichen Rahmens und der Entwicklung des Rechts

der Parteienfinanzierung nimmt die Kommission zu den
Regelungen des 8. PartGÄndG Stellung: 

Die Kommission begrüßt es, dass der Gesetzgeber in der
Novelle 2002 einen Großteil ihrer Empfehlungen umge-
setzt hat; dazu gehören vor allem

– die Änderungen in den Berechnungsgrundlagen des
Wählerstimmen- und Zuwendungsanteils und beim
Sockelbetrag für kleine Parteien; 

– das Spendenverbot für öffentliche Unternehmen;

– die zeitnahe Veröffentlichung von Großspenden; 

– das Verbot von Barspenden, ausgenommen Bagatell-
beträge;

– die gesonderte Auflistung von Mandatsträgerabgaben
im Rechenschaftsbericht;

– die Stärkung des „Mehr-Augen-Prinzips“ bei der Be-
ratung und Unterzeichnung des Rechenschaftsberichts
durch den Vorstand der Partei;

– der Wegfall des Saldierungsgebotes;

– weitere Detail-Regelungen zur verbesserten Transpa-
renz des Rechenschaftsberichts;

– die Einführung einer besonderen Strafvorschrift für
vorsätzlich falsche Rechnungslegung.

II. Im Hauptteil ihres Berichts unternimmt die Kommis-
sion eine erste Evaluierung der neuen Rechtslage. Die
Parteien müssen erstmals zum 30. September 2004 Re-
chenschaftsberichte nach dem neuen Recht für das Jahr
2003 vorlegen. Die Kommission weist – nicht zuletzt auf-
grund ihrer Fachgespräche mit den betroffenen Gesetzes-
anwendern (Wirtschaftsprüfer, Bundestagsverwaltung,
Parteischatzmeister) – schon jetzt auf Mängel der neuen
Rechtslage hin. Es sind zum Teil schon früher benannte
Defizite, die der Gesetzgeber – trotz entsprechender
Empfehlung der Kommission – nicht behoben hat, zum
Teil sind es neue Rechtsprobleme oder Mängel aufgrund
der Gesetzesnovelle 2002. 

1. Ein gravierendes Defizit auch der neuen Rechtslage
besteht darin, dass die Rechnungslegung der Parteien
nach wie vor nicht im Rechnungsstil der doppelten Buch-
führung erfolgt. Die Kommission kritisiert das mit deutli-
chen Worten, weil dafür kein sachlich anerkennenswerter
Grund ersichtlich ist. Den Einwand, dass die doppelte
Buchführung die Parteien überfordere, weil die Rech-
nungslegung vor allem in den unteren Parteigliederungen
überwiegend durch ehrenamtlich tätige Mitarbeiter er-
folge, weist die Kommission zurück; diesen Umstand
hatte die Kommission in der näheren Ausgestaltung ihres
Vorschlags bereits berücksichtigt. Im Übrigen ist nicht
einzusehen, warum den Parteien nicht möglich sein soll,
was im Bereich der gemeinnützigen Vereine offenbar
ohne Probleme praktiziert wird. 

Die Kommission legt dar, dass der Gesetzgeber die Män-
gel des alten Rechnungsstils durchaus erkannt hat. Des-
wegen führt das Parteiengesetz nunmehr im Erläuterungs-
teil zur Vermögensbilanz eine Rubrik ein (§ 24 Abs. 7
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Nr. 1 PartG), in der „mögliche Differenzen zwischen dem
Saldo der Einnahmen- und Ausgabenrechnung und der
Vermögensbilanz“ erläutert werden sollen (so genannte
Überleitungsrechnung). Nach Ansicht der Kommission
verschärft das allerdings die Probleme. Denn die Vor-
schrift überlässt es weitgehend dem Belieben der jeweili-
gen Partei, wie sie die Veränderungen ihres Vermögens
vom 1. Januar zum 31. Dezember des Abrechnungsjahres
erläutert. Unter dieser Rubrik wird von den Parteien vo-
raussichtlich eine Vielzahl von höchst unterschiedlichen
Posten aufgenommen werden, die anderweitig nicht ein-
geordnet werden können. Das wird in hohem Maße un-
übersichtlich und schwierig darzustellen sein und von den
Parteien unterschiedlich gehandhabt werden. Dieser Zu-
stand bleibt weit hinter den allseits akzeptierten Forde-
rungen nach Transparenz und Vergleichbarkeit zurück. 

Da eine baldige Gesetzesänderung nicht zu erwarten ist,
werden alle Beteiligten bis auf Weiteres mit der bestehen-
den Gesetzeslage arbeiten müssen. Die Kommission
weist, gestützt auf betriebswirtschaftlichen Sachverstand,
dafür einen Weg, indem sie einen Vorschlag für eine sach-
gerechte Gliederung der so genannten Überleitungsrech-
nung unterbreitet. Wenn alle Parteien die Überleitungs-
rechnung so handhabten, wäre zumindest ansatzweise ein
gewisse Einheitlichkeit, Vergleichbarkeit und somit auch
Transparenz erreicht. Der Präsident des Deutschen Bun-
destages kann als mittelverwaltende Behörde darauf hin-
wirken, indem er einen Muster-Rechenschaftsbericht er-
stellt und weitere Vorgaben macht, an denen sich alle
Parteien zu orientieren haben. Die Kommission regt das
an.

2. Probleme bereitet die Frage, welche Anforderungen
an die Rechnungslegung der Parteien sich aus der Bezug-
nahme auf handelsrechtliche Vorschriften, namentlich auf
das Handelsgesetzbuch (HGB) ergeben. Mit der Geset-
zesnovelle 2002 sind teilweise neue Anforderungen in
das Gesetz eingeführt worden. Dazu gehört vor allem die
Forderung nach einem „den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechenden Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Partei“ (Grundsatz des „true and fair view“,
§ 264 Abs. 2 HGB). Diese handelsrechtlichen Vorschrif-
ten sind anzuwenden, „soweit dieses Gesetz nichts ande-
res vorschreibt“ (§ 24 Abs. 2 Satz 1 PartG). Wo eine sol-
che ausdrückliche Anordnung fehlt, gilt grundsätzlich
HGB. 

3. Die Kommission macht auf weitere Mängel und Kri-
tikpunkte der neuen Rechtslage aufmerksam, nämlich 

– dass der vom Wirtschaftsprüfer zu erstellende Prü-
fungsbericht nicht dem Präsidenten des Deutschen
Bundestages vorzulegen ist; 

– dass bei der Vorschrift über die sanktionsbefreiende
Selbstanzeige von Unrichtigkeiten im Rechenschafts-
bericht einer Partei schon jetzt Anwendungsprobleme
deutlich geworden sind;

– dass der Präsident des Deutschen Bundestages im Prü-
fungsverfahren nach § 23a PartG einen externen Wirt-
schaftsprüfer nur im Einvernehmen mit der Partei und
nur auf eigene (Staats-)Kosten beauftragen kann; 

– dass die Anforderungen beim Zuwendungsanteil für
die kleinen Parteien verschärft worden sind.

III. Die Kommission schlägt weiter eine Änderung beim
parteienspezifischen Preisindex vor. Die Aufstellung und
Fortschreibung des parteienspezifischen Warenkorbes
und darauf beruhender Preisreihen bereiten praktische
Probleme und verursachen einigen Aufwand. Die Kom-
mission legt im Einzelnen dar, dass sich seit geraumer
Zeit in der Entwicklung des parteienspezifischen Preisin-
dex und des allgemeinen Verbraucherindex keine signifi-
kanten Unterscheide mehr zeigen. Sie verlaufen weitge-
hend parallel. Dasselbe Bild ergibt sich bei einem
Vergleich mit einem dritten, von der Kommission defi-
nierten „gemischten Index“, der sich zu einem Wägungs-
anteil von 70 Prozent aus dem allgemeinen Verbraucher-
preisindex und (wie im bisherigen Parteienindex) zu
30 Prozent aus dem Index der tariflichen Monatsgehälter
der Angestellten bei Gebietskörperschaften zusammen-
setzt. 

Die Kommission empfiehlt dem Gesetzgeber, in Zukunft
den dargestellten gemischten Index als parteienspezifi-
schen Preisindex zu verwenden und an die Stelle des bis-
herigen zu setzen. Dieser gemischte Index ist aufgrund
seiner von der Kommission mit Bedacht so gewählten
Wägungsanteile geeignet, die Preisentwicklung im Be-
reich der parteienspezifischen Ausgaben möglichst wirk-
lichkeitsnah, aber ohne den bislang betriebenen statisti-
schen Aufwand zu erfassen. Er bietet den Vorteil, dass er
anhand der vom Statistischen Bundesamt ohnehin erho-
benen amtlichen Preisreihen ohne weiteres schnell ermit-
telt werden kann. Gleichzeitig wird es dadurch überflüs-
sig, einen speziellen parteienspezifischen Warenkorb
festzulegen und in regelmäßigen Zeitabständen zu über-
prüfen. Der dafür jeweils erforderliche Aufwand würde
entfallen. Das wäre ein bescheidener Beitrag zur Entbüro-
kratisierung in dieser komplexen Rechtsmaterie.

IV. Die Kommission thematisiert auch die oft pauschale,
teilweise populistische Kritik an der staatlichen Parteien-
finanzierung und an den Kosten des Politikbereichs im
weiteren Sinne. Die Kommission schließt sich solcher
pauschaler Betrachtung nicht an. Sie sieht die Verknüp-
fung von berechtigter Einzelkritik und abwertendem Pau-
schalurteil mit Sorge. Sie befürchtet als deren Folge einen
schleichenden Verlust des Vertrauens in die Parteien-
demokratie.

Dem gilt es nach Auffassung der Kommission entgegen-
zuwirken, indem die Finanzierungsgrundlagen von Poli-
tik transparent gemacht werden. Es muss deutlich ge-
macht werden: Die Organisation demokratischer Politik
verursacht Aufwand und Kosten. Demokratische Bera-
tung und Entscheidung kosten Zeit und Arbeitskraft von
Menschen. Diese Selbstverständlichkeit sollte von den
Handelnden im „Politikbetrieb“ offensiv vertreten wer-
den. Solange den Bürgern unklar ist, für welche Institu-
tion oder Organisation staatliche Mittel in welcher Höhe
und für welche näheren Aufgaben und Zwecke verwandt
werden, ist der „Politikbetrieb“ leicht abwertender Kritik
ausgesetzt.
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Vor diesem Hintergrund empfiehlt die Kommission (wie
schon in ihrem Bericht vom 18. Juli 2001), dass die Bun-
desregierung in regelmäßigen zeitlichen Abständen einen
Politikfinanzierungsbericht vorlegen und veröffentlichen
sollte. In diesem sollte das Gesamtvolumen der staat-
lichen Finanzmittel mit allen Haushaltsansätzen, allen
Einzelzuweisungen und allen Empfängern solcher Leis-
tungen in einem näher zu definierenden „weiteren Politik-
bereich“ dargestellt werden. Dazu zählen und folglich in
einen solchen Bericht aufzunehmen wären nach Auffas-
sung der Kommission 

(1) die so genannte Umfeldorganisationen der Parteien
(Unter-, Neben- und andere den Parteien naheste-
hende Institutionen im Bereich der politischen Mei-
nungsbildung), 

(2) die parteinahen Stiftungen, 

(3) die mittelbare Finanzierung der Parteien durch das
Steuerrecht und 

(4) der Kernbereich der Politik und der Verfassungsord-
nung (also im Wesentlichen das parlamentarische
Geschehen: die Finanzierung der Fraktionen, die Ent-
schädigung und Versorgung der Abgeordneten und
deren Mitarbeiter).

Derzeit gibt es für die breite Öffentlichkeit keine zusam-
menhängende Übersicht dieser Art. Ein auch in der Dar-
stellung übersichtlicher und verständlicher Bericht
darüber, welche staatlichen oder nichtstaatlichen Institu-
tionen in welchem Umfang staatliche Mittel erhalten,
wäre ein entscheidender Gewinn an Transparenz im Be-
reich der Politikfinanzierung. Ähnliche Berichtspflichten
gibt es auf Bundesebene derzeit schon zu vielen anderen
Politikfeldern.

V. Wenn der Gesetzgeber der Empfehlung der Kommis-
sion zum gemischten Preisindex folgt, hätte das weitere
Konsequenzen für die künftigen Aufgaben der Kommis-
sion: Folge wäre, dass es eines parteienspezifischen Wa-
renkorbes nicht mehr bedürfte; es entfiele die bisherige
Aufgabe der Kommission, diesen zu überprüfen (§ 18
Abs. 7 Sätze 1 bis 3 PartG). Übrig bliebe allein, dass bei
Änderungen in der Struktur der staatlichen Parteienfinan-
zierung auf Verlangen des Deutschen Bundestages erneut
eine Kommission einberufen werden soll, um Empfeh-
lungen für den Gesetzgeber auszuarbeiten (§ 18 Abs. 7
Satz 4 PartG). 

Allein diese nur eventuelle Aufgabenzuweisung macht es
nicht erforderlich, im Parteiengesetz überhaupt eine
Kommission von Sachverständigen für Fragen der Par-
teienfinanzierung – als ad hoc zu berufende Kommission
oder als Dauereinrichtung – vorzusehen. Die schon er-
folgte teilweise Aufgabenübertragung auf das Statistische
Bundesamt und der Vorschlag zum gemischten Preis-
index im vorliegenden Bericht machen die Kommission
überflüssig. 

Auf die gesetzliche Installation einer Kommission von
Sachverständigen für Fragen der Parteienfinanzierung
kann auch deshalb verzichtet werden, weil die Möglich-
keit und Befugnis, eine solche Kommission zu berufen,
dem Bundespräsidenten schon aufgrund seiner verfas-
sungsrechtlichen Stellung gegeben ist. Die Kommission
empfiehlt, dass Einberufung und Aufgaben einer künfti-
gen Parteienfinanzierungskommission in das staatspoliti-
sche Ermessen des Bundespräsidenten gelegt werden
sollte. Dazu gehört insbesondere, ob und wann er Anlass
sieht, eine solche Kommission um einen Bericht zu bitten
und was dessen Inhalt sein soll. 
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A. Einleitung

Die von Bundespräsident Johannes Rau berufene Kom-
mission unabhängiger Sachverständiger zu Fragen der
Parteienfinanzierung legt hiermit ihren Abschlussbericht
zu Fragen des Rechts der Parteienfinanzierung vor. 

Das Recht der Parteienfinanzierung ist im Gesetz über die
politischen Parteien (Parteiengesetz – PartG) geregelt.1
Es wurde während der Amtszeit der Kommission durch
das Achte Gesetz zur Änderung des Parteiengesetzes vom
28. Juni 2002 (8. PartGÄndG) novelliert.2 Die frühere
Gesetzeslage wird nachfolgend mit „PartG a. F.“ bezeich-
net (der Zusatz steht für „alte Fassung“), die Gesetzeslage
nach der Novelle nur mit der Abkürzung PartG.

I. Die Arbeit der Kommission

1. Bildung und Zusammensetzung 
der Kommission 

Der Bundespräsident hat gemäß § 18 Abs. 6 PartG a. F.3
für die Dauer seiner Amtszeit eine Kommission unabhän-
giger Sachverständiger zu Fragen der Parteienfinan-
zierung zu berufen. Dem gemäß hat Bundespräsident
Johannes Rau im Winter 1999/2000 die jetzige Kommis-
sion und einen Beirat eingesetzt. Die Kommission hat
sich am 3. Februar 2000 im Schloss Bellevue in Berlin
konstituiert.4 

Der Kommission gehören an:

1. Frau Dr. Hedda von Wedel (Vorsitzende der 
Kommission)
Mitglied des Europäischen Rechnungshofes5

2. Herr Professor Dr. Ulrich von Alemann
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf

3. Herr Hans Günther Merk
Präsident a. D. des Statistischen Bundesamtes

4. Herr Dr. Hans-Dietrich Winkhaus
Mitglied des Gesellschafterausschusses Henkel
 KGaA

5. Herr Dr. Dieter Wunder
ehemaliger Vorsitzender der Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft (GEW).

Frau Dr. von Wedel und Herr Merk gehörten bereits der
von Bundespräsident Professor Dr. Roman Herzog beru-
fenen Vorgängerkommission an. 

Der Kommission ist – wie bereits der Vorgängerkommis-
sion – zur Unterstützung ihrer Aufgaben ein Beirat zuge-
ordnet. Er besteht aus Persönlichkeiten, die mit der Par-

teienfinanzierung aus der Praxis der politischen Arbeit
vertraut sind. In den Beirat wurden berufen: 

1. Herr Hans-Dietrich Genscher
Bundesminister a. D.

2. Herr Dr. Uwe Günther
Geschäftsführer des Bau- und Liegenschaftsbetriebs
des Landes Nordrhein-Westfalen

3. Herr Ignaz Kiechle
Bundesminister a. D.

4. Herr Dr. Günther Maleuda
Mitglied des Deutschen Bundestags a. D.

5. Herr Friedrich Vogel
Staatsminister a. D.

6. Herr Dr. Hans-Jochen Vogel
Bundesminister a. D.

Herr Bundesminister a. D. Kiechle ist am 22. Dezember
2003 gestorben; der Herr Bundespräsident hat – mit Blick
auf die Kürze der verbleibenden Zeit, für die das Gre-
mium noch berufen war – von der Berufung eines Nach-
folgers abgesehen. Mit Ausnahme von Herrn Dr. Maleuda
gehörten alle Mitglieder des Beirats bereits dem Vorgän-
gergremium an.

Die Kommission ist zu insgesamt 38 Sitzungen (ein-
schließlich ihrer Konstituierung und Verabschiedung)
zusammengekommen, darunter zu mehreren zweitägigen
Sitzungen. Zu zehn dieser Sitzungen hat die Kommission
den Beirat hinzugezogen. Die Sitzungen der Kommission
haben in der Regel in Bonn,6 die gemeinsamen Sitzungen
mit dem Beirat in Berlin stattgefunden.

2. Gesetzliche Grundlage, Aufgaben und 
bisherige Berichte der Kommission

Die gesetzliche Grundlage für die Tätigkeit der Kommis-
sion hat sich während ihrer Amtszeit durch das Achte Ge-
setz zur Änderung des Parteiengesetz verändert. Zu den
Aufgaben nach dem bis 2002 gültigen Gesetz gehörte es
zum einen, Empfehlungen für den Gesetzgeber zu erar-
beiten (a), zum anderen Feststellungen zu dem parteien-
spezifischen Preisindex (b) und zu dem ihm zugrunde lie-
genden parteienspezifischen Warenkorb zu treffen (c).

a) Zu Beginn ihrer Amtszeit beruhte der Auftrag der
Kommission, Empfehlungen für den Gesetzgeber zu erar-
beiten, auf einer mehrfachen Grundlage, nämlich 

(1) auf dem gesetzlichen Auftrag nach § 18 Abs. 7 PartG
a. F.,

(2) auf dem noch nicht erledigten gesetzlichen Auftrag
des Artikel 6 der Novelle zum Parteiengesetz aus
dem Jahr 1994 und 

(3) auf dem von Bundespräsident Johannes Rau formu-
lierten Auftrag bei der Einsetzung der Kommission. 

1 Gesetz über die politischen Parteien (Parteiengesetz – PartG) vom
24. Juli 1967, BGBl. I S. 773, in der Bekanntmachung der Neufas-
sung vom 31. Januar 1994 , BGBl. I S. 149

2 BGBl. I S. 2268
3 nunmehr § 18 Abs. 7 PartG: im ersten Jahr seiner Amtszeit
4 vgl. Bulletin der Bundesregierung vom 10. Februar 2000, S. 46 f.
5 zum Zeitpunkt ihrer Berufung war Frau Dr. von Wedel Präsidentin

des Bundesrechnungshofes
6 in der Villa Hammerschmidt, dem zweiten Amtssitz des Bundesprä-

sidenten
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Zu (1): Das Parteiengesetz bestimmte in § 18 Abs. 7
Satz 1 PartG a. F., dass die Kommission vor Änderungen
in der Struktur und Höhe der staatlichen Parteienfinanzie-
rung dem Deutschen Bundestag Empfehlungen vorlegt.
Satz 2 nannte insoweit beispielhaft die „Frage, ob sich die
Verhältnisse einschneidend geändert haben und im Hin-
blick darauf (…) eine Veränderung der Struktur der staat-
lichen Teilfinanzierung angemessen ist.“

Zu (2): Darüber hinaus sah Artikel 6 des Gesetzes zur
Änderung des Parteiengesetzes und anderer Gesetze vom
28. Januar 1994 (6. PartGÄndG)7 vor, dass die Kommis-
sion bis zum 31. März 1999 die Berechnungsgrundlagen
und die Auswirkungen der (damaligen) Neuregelung der
staatlichen Parteienfinanzierung zu überprüfen und dem
Deutschen Bundestag hierüber zu berichten hat(te).
Diesem gesetzlichen Auftrag konnte die von Bundes-
präsident Professor Dr. Roman Herzog berufene
Vorgängerkommission schon deshalb nicht vollständig
nachkommen, weil die dafür maßgeblichen Rechen-
schaftsberichte der Parteien zum Zeitpunkt der Vorlage
ihres Abschlussberichts noch nicht vorlagen. Dem-
entsprechend hatte die Vorgängerkommission in ihrem
Abschlussbericht empfohlen, die neue Kommission aus-
drücklich mit dem „verbliebenen Auftrag“ zu betrauen.8 

Zu (3): Schließlich hat Bundespräsident Johannes Rau
vor dem Hintergrund der im Winter 1999/2000 bekannt
gewordenen Fälle von Fehlverhalten im Umgang mit Par-
teigeldern und Parteispenden der Kommission bei ihrer
Einsetzung am 3. Februar 2000 den umfassenden Auftrag
erteilt zu prüfen, ob Änderungen auf dem Gebiet der Par-
teienfinanzierung sinnvoll oder nötig sind.9

Die Kommission hat, gestützt auf die drei genannten
Aufträge, das geltende Recht der Parteienfinanzierung
umfassend geprüft und mit ihrem Bericht vom 18. Juli
200110 dem Gesetzgeber ihre Empfehlungen vorgelegt.

b) Die Kommission hatte nach der früheren Gesetzes-
lage außerdem den Auftrag, auf der Grundlage eines von
ihr festgelegten Warenkorbes jährlich die Preissteigerung
bei den für die Parteien bedeutsamen Ausgaben festzu-
stellen (so genannter parteienspezifischer Preisindex) und
das Ergebnis ihrer Erhebung dem Präsidenten des Deut-
schen Bundestages vorzulegen (§ 18 Abs. 6 Sätze 2 bis 4
PartG). 

Dieser Aufgabe ist die Kommission durch ihre Berichte
vom 18. Juli 2000, vom 8. Juni 2001 und vom 11. Februar
200211 mit der Feststellung der Preisindizes für die Jahre
1999 bis 2001 nachgekommen. Durch das 8. PartGÄndG
ist diese Aufgabe – einer Empfehlung der Kommission
folgend – auf den Präsidenten des Statistischen Bundes-
amtes übergegangen. Dieser hat seine ersten beiden Be-

richte über die Preisindizes für die Jahre 2002 und 200312

vorgelegt. 

c) Von der jüngsten Gesetzesnovelle (8. PartGÄndG) in
der Sache unberührt geblieben, aber auf neu formulierter
gesetzlicher Grundlage (§ 18 Abs. 6 PartG a. F., nun § 18
Abs. 7 Sätze 1 bis 3 PartG) hat die Kommission außer-
dem die Aufgabe, den Warenkorb der Güter und Leistun-
gen der für die Parteien typischen Ausgaben zu überprü-
fen. Dieser Warenkorb ist Grundlage für die (oben
beschriebene) jährliche Ermittlung des parteienspezifi-
schen Preisindex. Die Kommission hat die Zusammenset-
zung und die Gewichtung des Warenkorbes sowie das Ba-
sisjahr erforderlichenfalls neu festzulegen. Das Ergebnis
ist dem Präsidenten des Deutschen Bundestages vorzule-
gen. 

Diese Aufgabe hat die Kommission mit ihrem Bericht
vom 13. Juni 200313 erfüllt. Darin hat sie

– den Warenkorb auf ein aktuelles Basisjahr gestellt
(bisher 1991 = 100; jetzt 2002 = 100), 

– den Warenkorb in Einzelpunkten neu gegliedert und
gewichtet und

– die den Teilgruppen des Warenkorbes zuzuordnenden
Preisreihen zur Fortschreibung des parteienspezifi-
schen Preisindex neu festgelegt.

Der neue Warenkorb 2002 ist in der im Anhang aufge-
nommenen Anlage 1 dargestellt, die Veränderungen ge-
genüber dem früheren Warenkorb sind aus der Anlage 2
ersichtlich. Die von der Kommission festgelegten und in
der Anlage 3 dargestellten Preisreihen zur Fortschreibung
des parteienspezifischen Warenkorbs werden vom Statis-
tischen Bundesamt entweder von Amts wegen geführt
oder für diesen Warenkorb durch gesonderte Erhebung
ermittelt (siehe Teilgruppen Medienkosten und Miete
Veranstaltungsräume).

3. Gegenstand des vorliegenden Berichts

In Artikel 6 der Parteiengesetznovelle 199414 war der an
die Vorgängerkommission gerichtete, von ihr nicht voll-
ständig erfüllte Auftrag enthalten, wonach die
(Vorgänger-)Kommission die „Auswirkungen der Neu-
regelung der staatlichen Parteienfinanzierung (sic.: des
6. PartGÄndG) zu überprüfen und dem Deutschen Bun-
destag hierüber zu berichten“ hatte.15 Inzwischen hat die
jetzige Kommission mit ihrem Bericht vom 18. Juli 2001
zu allen in Fachkreisen und in der Öffentlichkeit disku-
tierten Fragen des Rechts der Parteienfinanzierung Stel-
lung genommen; der Gesetzgeber hat in Gestalt des Ach-
ten Gesetzes zur Änderung des Parteiengesetzes vom
29. Juni 2002 seine Schlussfolgerungen aus diesen Emp-
fehlungen gezogen. Daher ist davon auszugehen, dass der

7 BGBl. I S. 142 ff.
8 vgl. Bundestagsdrucksache 14/637 S. 37, r. Sp.
9 vgl. Bulletin der Bundesregierung vom 10. Februar 2000, S. 46 f.
10 Bundestagsdrucksache 14/6710 mit Anlagenband Bundestagsdruck-

sache 14/6711
11 Bundestagsdrucksache 14/4227 vom 8. Oktober 2000, Bundes-

tagsdrucksache 14/6412 vom 13. Juni 2001, Bundestags-
drucksache 14/9258 vom 15. Februar 2002

12 Bundestagsdrucksache 15/865 vom 11. April 2003, Bundestags-
drucksache 15/2918 vom 2. April 2004

13 Bundestagsdrucksache 15/1270 vom 17. Juni 2003
14 Sechstes Gesetz zur Änderung des Parteiengesetzes und anderer Ge-

setze, BGBl. I S. 142 (148)
15 siehe dazu oben bei Punkt 2. a) (2)
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ursprüngliche „Überprüfungsauftrag“ der Gesetzesno-
velle von 1994 erledigt ist. 

Von dem Vorstehenden unberührt ergibt sich aus der ver-
fassungsrechtlichen Stellung des Bundespräsidenten seine
Befugnis, der von ihm berufenen Kommission einen wei-
tergehenden oder ergänzenden Auftrag zu erteilen. Davon
hat Bundespräsident Johannes Rau Gebrauch gemacht und
die Kommission mit Schreiben vom 17. September 2002
(Anlage 4) gebeten, dass sie in einem Abschlussbericht
„ein Resümee ihrer Arbeit während der gesamten Amts-
zeit zieht“; dazu könne etwa gehören, dass die Kommis-
sion „kritisch würdigen (soll), wie der Gesetzgeber die
Empfehlungen (ihres) Berichts vom 18. Juli 2001 umge-
setzt hat und – sofern dazu schon erste Erkenntnisse vor-
liegen – wie sich diese Gesetzesänderung in der Praxis be-
währt hat.“ In ähnlichem Sinne hat Bundestagspräsident
Wolfgang Thierse in einem Schreiben vom 30. Oktober
2003 (Anlage 5) an die Kommissionsvorsitzende zum
Ausdruck gebracht, dass es wünschenswert wäre, wenn
die Kommission „im Sinne einer ‚Qualitätssicherung‘ die
Erfahrungen mit der neuen Gesetzeslage nach dem Achten
Gesetz zur Änderung des Parteiengesetzes in ihren Ab-
schlussbericht einfließen“ ließe.

Mit dem vorliegenden Bericht kommt die Kommission
beiden Wünschen nach. Gegenstand dieses Berichts ist
somit 

– ein Rückblick auf die Entwicklung des Rechts der Par-
teienfinanzierung im Laufe der Amtszeit der Kommis-
sion, 

– eine Stellungnahme der Kommission zur Parteienge-
setz-Novelle 2002 und 

– eine erste Evaluierung der neuen Rechtslage und der
Erfahrungen in Anwendung des neuen Rechts. 

Zu diesem Zweck hat die Kommission in mehreren Sit-
zungen zwischen Oktober 2003 und April 2004 Personen
zu Fachgesprächen gebeten, von denen sie sich Sach-
kunde, praktische Erfahrung sowie Aufschluss zu offenen
Fragen erwartete:

– Vertreter der Wirtschaftsprüferkammer, Berlin, und
des Instituts der Wirtschaftsprüfer, Düsseldorf, 

– Vertreter der Verwaltung des Deutschen Bundestages, 

– die Schatzmeister/Finanzbeauftragten der im Deut-
schen Bundestag vertretenen Parteien,

– den zuständigen Referatsleiter des Statistischen
Bundesamtes für die Ermittlung des parteienspezi-
fischen Preisindex16 und 

– Herrn Prof. Dr. Lothar Streitferdt, Universität Ham-
burg, der die Kommission bereits anlässlich ihres Be-
richts vom 18. Juli 2001 als Gutachter beraten hatte.17 

Darüber hinaus hat die Kommission allen politischen Par-
teien, die derzeit an der staatlichen Parteienfinanzierung

teilnehmen, aber nicht im Deutschen Bundestag vertreten
sind, im Wege einer schriftlichen Anhörung Gelegenheit
gegeben, zu der Gesetzesnovelle und ihren Erfahrungen
mit der neuen Rechtslage Stellung zu nehmen.

Die Kommission hat den vorliegenden Bericht am
10. Mai 2004 dem Bundespräsidenten und dem Präsi-
denten des Deutschen Bundestages übergeben. Er wird
als Bundestagsdrucksache veröffentlicht. Als solche wird
er auch im Internet über die Homepage des Deutschen
Bundestages18 zugänglich sein. 

II. Andere Beiträge zum Gegenstand 
dieses Berichts

In der Vergangenheit haben sich sowohl die von Bundes-
präsident Richard von Weizsäcker als auch die von
Bundespräsident Roman Herzog berufenen Kommis-
sionen in ihren Berichten eingehend mit den Aufgaben
der Parteien, mit ihrer Mitgliederentwicklung, mit Struk-
tur und Einzelheiten ihrer Finanzlage sowie mit der Ent-
wicklung der staatlichen Teilfinanzierung befasst. Sie ha-
ben dies teilweise in Tabellen und Schaubildern
dargestellt.19 Die Untersuchungen der Vorgängerkommis-
sionen reichen bis zum Jahr 1997. 

In den Berichten des Präsidenten des Deutschen Bunde-
stages gemäß § 23 Abs. 5 PartG a. F. vom 21. November
2000 und vom 10. Januar 200220 sind darüber hinaus
Daten bis einschließlich 1999 in die Darstellung einbezo-
gen. Mit Bericht vom 19. Dezember 200221 hat der Präsi-
dent des Deutschen Bundestages vergleichende Kurz-
übersichten über die Einnahmen und Ausgaben sowie
über die Vermögensverhältnisse der Parteien für die
Rechnungsjahre 1991 bis 2000 vorgelegt. Ein weiterer
Bericht des Präsidenten des Deutschen Bundestages ge-
mäß § 23 Abs. 4 Satz 1 PartG über die Rechnungsjahre
2000 und 2001 wird derzeit erarbeitet. Alle genannten
Dokumente enthalten aktuelles Datenmaterial zu den Ein-
nahmen, Ausgaben und Vermögensverhältnissen der Par-
teien. 

Seitdem durch das 8. PartGÄndG – auf eine Empfehlung
der Kommission zurückgehend – eine Pflicht zur un-
verzüglichen Anzeige von Spenden über 50 000 Euro
eingeführt worden ist (§ 25 Abs. 3 Satz 3 PartG), sind
zahlreiche Großspenden in einer Bundestagsdrucksache
umgehend veröffentlicht worden.22 

Mit Blick auf dieses umfangreiche und aktuelle Daten-
material zu den empirischen Grundlagen der Parteien-
finanzierung verzichtet die Kommission darauf, dieses

16 An dieser Stelle sei Herrn Peter Roemer für die vielfältige Unterstüt-
zung der Arbeit der Kommission während ihrer Amtszeit gedankt.

17 vgl. Bundestagsdrucksache 14/6719, S. 15, und Anlagenband, Bun-
destagsdrucksache 14/6711, S. 93 ff.

18 www.bundestag.de
19 vgl. Bundestagsdrucksache 12/4425, S. 14-20, S. 59 ff.; Bundestags-

drucksache 14/637, S. 5-26
20 Bundestagsdrucksache 14/4747 und Bundestagsdrucksache 14/7979
21 Bundestagsdrucksache 15/255
22 Bundestagsdrucksache 14/9861 vom 14. August 2002, 14/9954 vom

11. September 2002, 14/10004 vom 17. Oktober 2002, 15/191 vom
17. Dezember 2002, 15/525 vom 7. März 2003, 15/600 vom
19. März 2003, 15/876 (neu) vom 25. April 2003, 15/1172 vom
16. Juni 2003, 15/1483 vom 18. August 2003, 15/1558 vom 23. Sep-
tember 2003, 15/2404 vom 28. Januar 2004, 15/2530 vom 16. Fe-
bruar 2004, 15/2784 vom 25. März 2004, 15/2955 vom 21. April
2004
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wiederholend an dieser Stelle auszubreiten, und bezieht
sich stattdessen auf die erwähnten amtlichen Veröffentli-
chungen.

Die Kommission hat die in der Politik, im wissenschaftli-
chen Schrifttum und in der allgemeinen Presseberichter-
stattung geäußerten Meinungen und Vorschläge zum
Recht der Parteienfinanzierung sowie einschlägige Recht-
sprechung in ihren Beratungen berücksichtigt. Gleich-
wohl ist ausgeschlossen, dass sie in diesem Bericht – und
sei es nur als Zitat – sämtlich Erwähnung finden können.
Eine Zusammenstellung von Literatur und Rechtspre-
chung zum Gegenstand dieses Berichts, die allerdings
keine Vollständigkeit für sich in Anspruch nimmt, ist als
Anlage 11 diesem Bericht beigefügt.

B. Hauptteil

I. Entwicklung des Rechts der Parteien-
finanzierung 1999 bis 2004

1. Zeitgeschichtlicher Rahmen 

Während des Berichtszeitraums, vor allem zu dessen Be-
ginn, hat das Recht der Parteienfinanzierung in der Öf-
fentlichkeit und im politischen Geschehen besondere
Aufmerksamkeit erfahren. Fragen der Parteienfinanzie-
rung sind vor allem durch so genannte „Parteispenden-
Affären“ oder andere „Skandal-Fälle“ immer wieder in
das Zentrum des öffentlichen Interesses gerückt. Freilich
hat die Parteienfinanzierung im Laufe der Zeit auch wie-
der deutlich an öffentlicher Aufmerksamkeit verloren.
Dazu haben sicherlich die Verabschiedung der Gesetzes-
novelle Mitte des Jahres 2002, aber auch der Umstand
beigetragen, dass sich das öffentliche Interesse anderen
Schwerpunkten zugewandt hat.

In der zurückliegenden Amtszeit, beginnend mit ersten
Presseberichten im Winter 1999/2000, haben gleich meh-
rere solcher Fälle das öffentliche Interesse beherrscht. Sie
betrafen verschiedene Parteien, von denen hier nur die
wichtigsten Fälle schlagwortartig genannt werden sollen:
Am Anfang standen Vorgänge im Bereich der CDU, näm-
lich die Auslandskonten des Landesverbandes Hessen
und die anonym gebliebenen Spender für Bundeskanzler
a. D. Dr. Helmut Kohl. Später rückten Fälle aus dem Be-
reich der SPD in das öffentliche Interesse; sie betrafen die
Stückelung von Spenden bei der Kölner SPD und eine
Unternehmerspende für den Wahlkampf um das Amt des
Wuppertaler Oberbürgermeisters. Schließlich ist aus dem
Bereich der FDP die Finanzierung eines Wahlkampf-
Flyers des verstorbenen NRW-Landesvorsitzenden
Jürgen W. Möllemann zu nennen. 

Diese und weitere Vorgänge sind in den Berichten des
Präsidenten des Deutschen Bundestages gemäß § 23
Abs. 5 PartG a. F. vom 21. November 2000 und vom
10. Januar 200223 dargestellt; in dem in Kürze erschei-
nenden Bericht gemäß § 23 Abs. 4 Satz 1 PartG zu den
Rechnungsjahren 2000 und 2001 wird dies fortgesetzt
werden. Darauf kann hier verwiesen werden, da es nicht

Aufgabe der Kommission ist, diese Fälle hier im Einzel-
nen darzustellen, sondern Empfehlungen an den Gesetz-
geber zu unterbreiten.

Ein Fehlverhalten im Umgang mit Parteifinanzen und
Parteispenden zieht regelmäßig justizielle Verfahren nach
sich. Es führt zum einen zu einer Überprüfung des Vor-
gangs durch den Präsidenten des Deutschen Bundestages
als mittelverwaltender Stelle und ggf. zu den im PartG
dafür vorgesehenen finanziellen Verlusten und Sanktio-
nen. Zum anderen kann es bei einem Verdacht auf straf-
bares Verhalten Ermittlungsverfahren der Staatsanwalt-
schaft bis hin zu einem Strafprozess zur Folge haben. 

Die juristische Aufarbeitung der im Berichtszeitraum be-
kannt gewordenen Fälle von Fehlverhalten im Umgang
mit Parteifinanzen und Parteispenden ist teilweise abge-
schlossen, teilweise dauert sie noch an. Teilweise waren
sie Gegenstand des 1. Untersuchungsausschusses der
14. Wahlperiode des Deutschen Bundestages.

2. Gesetzgebungsverfahren zur Novelle 2002

Die Kommission hat mit ihrem umfassenden Bericht vom
18. Juli 200124 einen wesentlichen Beitrag zu dem
Gesetzgebungsverfahren 2001/2002 geleistet. Es folgten
in kurzem zeitlichen Abstand die Gesetzentwürfe der
Bundestagsfraktionen von CDU/CSU25 sowie von SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN26; die Fraktion der
PDS hatte dies bereits Anfang 2000 getan.27 

Diese Gesetzentwürfe wurden in der 209. Sitzung des
Deutschen Bundestages am 14. Dezember 2001 an den
federführenden Innenausschuss verwiesen. Der Bundes-
tags-Innenausschuss hat am 28. Februar 2002 zu den
Gesetzentwürfen eine Sachverständigen-Anhörung durch-
geführt.28 

Die Kommission hat Anfang März 2002 in einer schriftli-
chen Stellungnahme gegenüber dem Innenausschuss des
Deutschen Bundestages die damals vorliegenden
Gesetzentwürfe im Vergleich zu den Kommissions-
empfehlungen bewertet.29 Sie hat vor allem darauf hinge-
wiesen, dass ihr Bericht vom 18. Juli 2001 einige Eck-
punkte enthält, ohne die das Ziel ihrer Vorschläge nicht
erreicht werden kann. Dazu gehörten die Einführung der
doppelten Buchführung und eines Straftatbestandes der
vorsätzlich falschen Rechnungslegung. Beide Empfeh-
lungen sollten aus Gründen der Verbesserung der Trans-
parenz und der Ausgewogenheit der gesetzlichen Rege-
lung nicht voneinander getrennt werden. Die
Kommission bedauert deshalb, dass der Gesetzgeber der
erstgenannten Empfehlung nicht gefolgt ist (dazu nach-
folgend noch ausführlich unter Punkt B. II. 1). 

23 Bundestagsdrucksache 14/4747, 4.2.5 (S. 24 ff.) und Bundestags-
drucksache 14/7979, 2.2.5 (S. 14 ff.)

24 Bundestagsdrucksache 14/6710
25 Bundestagsdrucksache 14/7441 vom 13. November 2001 (dort § 24

Abs. 1 PartG-E)
26 Bundestagsdrucksache 14/7778 vom 11. Dezember 2001
27 Bundestagsdrucksache 14/2719 vom 16. Februar 2000
28 Bundestags-Innenausschuss, 14. Wahlperiode, Protokoll Nr. 89
29 Stellungnahme vom 4. März 2002, im Anhang abgedruckt als

Anlage 6
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Die Fraktionen von SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP haben unter dem 16. April 2002
einen gemeinsamen Gesetzentwurf vorgelegt30. Dieser
wurde im Bundestags-Innenausschuss am 17. April 2002
abschließend beraten und angenommen (und die früheren
Gesetzentwürfe für erledigt erklärt).31 Der Gesetzentwurf
Bundestagsdrucksache 14/8878 ist sodann vom Deut-
schen Bundestag in seiner 231. Sitzung am 19. April
2002 als Gesetz beschlossen worden32. Der Bundesrat hat
in seiner Sitzung vom 31. Mai 2002 beschlossen, dem
Gesetz gemäß Artikel 105 Abs. 3 GG zuzustimmen. Es
ist am 28. Juni 2002 ausgefertigt worden.33 Sein Rege-
lungsinhalt ist – gemäß Artikel 6 des Gesetzes – teilweise
am 1. Juni 2002 bzw. 1. Januar 2003 in Kraft getreten;
eine weitere Änderung des § 18 Abs. 4 PartG soll erst am
1. Januar 2005 in Kraft treten34. 

3. Stellungnahme der Kommission zur 
Gesetzesnovelle 2002

Die Kommission hält an ihrer gegenüber dem Bundes-
tags-Innenausschuss geäußerten Bewertung fest:

Sie bedauert, dass der Gesetzgeber folgende ihrer Vor-
schläge nicht aufgegriffen hat:

– die Einführung der Rechnungslegung im Rech-
nungsstil der doppelten Buchführung, und zwar als
Zwei-Komponenten-Verbundrechnung, bestehend aus
einer Aufwand- und Ertragsrechnung und einer Ver-
mögensrechnung;35 

– die Festlegung bestimmter Prüfungspflichten für die
Wirtschaftsprüfer mit der Folge, dass diese Punkte
auch zwingender Inhalt des Wirtschaftsprüferberichts
sein sollen;36 

– die Pflicht zur Vorlage der Wirtschaftsprüferberichte
an den Bundestagspräsidenten;37

– ein Verbot jeglicher Finanztransfers zwischen Frak-
tionen und Parteien (verboten ist nach neuem Recht
nur die Annahme von Spenden, § 25 Abs. 2 Nr. 1
PartG);38

– keine höheren Anforderungen beim Quorum für die
kleinen Parteien;39

– die Vorlage eines regelmäßigen Politikfinanzierungs-
berichts als Gesamtübersicht über finanzielle Zuwend-
ungen an das Umfeld von Parteien.40

Die Kommission begrüßt, dass mit der Novelle zahlreiche
ihrer Einzelempfehlungen aufgegriffen wurden; dazu ge-
hören insbesondere:

– die Änderungen in den Berechnungsgrundlagen des
Wählerstimmen- und Zuwendungsanteils und beim
Sockelbetrag für kleine Parteien;41

– das Spendenverbot für öffentliche Unternehmen;42

– die zeitnahe Veröffentlichung von Großspenden;43

– das Verbot von Barspenden, ausgenommen Bagatell-
beträge;44

– die gesonderte Auflistung von Mandatsträgerabgaben
im Rechenschaftsbericht;45

– die Stärkung des „Mehr-Augen-Prinzips“ bei der Be-
ratung und Unterzeichnung des Rechenschaftsberichts
durch den Vorstand der Partei;46

– der Wegfall des Saldierungsgebotes;47

– weitere Detailregelungen zur Verbesserung der Trans-
parenz des Rechenschaftsberichts;48

– die Einführung einer besonderen Strafvorschrift für
vorsätzlich falsche Rechnungslegung.49

II. Evaluierung der neuen Rechtslage 
Die jetzige Gesetzeslage ist noch jung. Die geänderten
Vorschriften sind teilweise am 1. Juli 2002, teilweise am
1. Januar 2003 in Kraft getreten, also bei Vorlage dieses
Berichts gerade eineinhalb bis zwei Jahre alt. Die ersten
Rechenschaftsberichte (nämlich für das Jahr 2003), in de-
nen die Rechnungslegung nach dem neuen Recht zu er-
folgen hat, liegen noch nicht vor; sie sind erst zum
30. September 2004 beim Präsidenten des Deutschen
Bundestages einzureichen (§ 19a Abs. 3 Satz 1 PartG). 

Es fehlt also derzeit an hinreichend gesicherten Erfahrun-
gen in der Anwendung der neuen Rechtslage. Die nach-
folgenden Bewertungen stützen sich daher zum einen auf
Einschätzungen, die die Kommission glaubt, bereits auf-
grund der (abstrakten) Gesetzeslage abgeben zu können;
zum anderen beruhen sie darauf, dass die Kommission in

30 Bundestagsdrucksache 14/8778 vom 16. April 2002
31 vgl. die Beschlussempfehlung und den Bericht des Innenausschusses,

Bundestagsdrucksache 14/8824 vom 18. April 2002
32 mit zwei kleinen Änderungen (eine Maßgabe und eine Berichtigung),

vgl. Bundesratsdrucksache 354/02 vom 10. Mai 2002
33 BGBl. I S. 2268
34 vgl. Artikel 3 und Artikel 6 des Gesetzes
35 Kommissions-Empfehlungen Nr. 46–49
36 Kommissions-Empfehlung Nr. 57
37 Kommissions-Empfehlung Nr. 53; in der Bundestagsdruck-

sache 14/7778 (§ 30 Abs. 3 Satz 2 PartG) noch enthalten
38 Kommissions-Empfehlungen Nrn. 39–42
39 Kommissions-Empfehlung Nr. 9 (nun: § 18 Abs. 4 Satz 3 in der ab

dem 1. Januar 2005 geltenden Fassung; vgl. dazu noch nachfolgend
unter B. II. 6. B)

40 Kommissions-Empfehlung Nr. 59
41 § 18 Abs. 3 PartG; Kommissions-Empfehlungen Nrn. 4–6 und 8
42 § 25 Abs. 2 Nr. 5 PartG; Kommissions-Empfehlung Nr. 17
43 § 25 Abs. 3 Satz 2 und 3 PartG; Kommissions-Empfehlung Nr. 19
44 § 25 Abs. 1 Satz 2 PartG; Kommissions-Empfehlung Nr. 25
45 § 25 Abs. 3 Satz 1 PartG; Kommissions-Empfehlung Nr. 30
46 § 23 Abs. 1 PartG; Kommissions-Empfehlung Nr. 45; das Vier-Au-

gen-Prinzip ist allerdings nicht bei der Zusammenfügung und Unter-
zeichnung des Rechenschaftsberichts der Gesamtpartei verwirklicht
worden (§ 23 Abs. 1 Satz 6 PartG) – Letzteres hält die Kommission
für inkonsequent.

47 Kommissions-Empfehlung Nr. 52
48 § 24 Abs. 4, Abs. 7 Nrn. 2–4, Abs. 9 S. 3; Abs. 12, § 27 Abs. 2

PartG; Kommissions-Empfehlung Nr. 53
49 § 31d PartG; Kommissions-Empfehlung Nr. 76
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Fachgesprächen mit den betroffenen Gesetzesanwendern
– mit Vertretern der Wirtschaftsprüfer, mit der Bundes-
tagsverwaltung und mit den Parteischatzmeistern – sich
von deren ersten Erfahrungen in der Anwendung der
neuen Vorschriften hat berichten lassen.

Aus dem Nachfolgenden wird deutlich, dass durch die
Neufassung des Gesetzes nicht alle Mängel der alten Fas-
sung behoben wurden; zum Teil sind neue Rechtspro-
bleme, Zweifelsfragen und Unklarheiten aufgrund der
Gesetzesnovelle 2002 entstanden. Diese Mängel sind von
unterschiedlichem Gewicht. Teils sind es Systemfragen
(z. B. betreffend den Rechnungsstil, die Geltung handels-
rechtlicher Grundsätze). Teils sind es eher Details und
rechtstechnische Fragen, die allerdings den Rechtsanwen-
dern Probleme bereiten; von den Letzteren sollen zumin-
dest einige nachfolgend kurz aufgeführt werden. 

Die Kommission empfiehlt dem Gesetzgeber, die weitere
Rechtsentwicklung zu beobachten. Es spricht viel dafür,
das neue Recht sich zunächst einmal entfalten zu lassen.
Auftretende Rechtsprobleme werden sich womöglich
durch eine einvernehmliche Verständigung unter den Be-
troffenen und Rechtsanwendern regeln lassen, wie es be-
reits bei Fragen des Übergangs von der alten zur neuen
Rechtslage oder bei der Auslegung der 1 000-Euro-
Grenze bei Barspenden (§ 25 Abs. 1 Satz 2 PartG) ge-
schehen ist.50

Die Anhörungen der Kommission haben allerdings auch
ergeben, dass es zu einzelnen Rechtsfragen derart gravie-
rende Auslegungsdivergenzen gibt, dass sie ggf. in einem
gerichtlichen Verfahren geklärt werden müssen. Es ist Sa-
che des Gesetzgebers zu prüfen, ob er solche Streitverfah-
ren (bereits deren Einleitung oder je nach ihrem Ausgang)
zum Anlass für ein Tätigwerden nimmt.

Im Übrigen empfiehlt die Kommission – wie bereits in
ihrem Bericht vom 18. Juli 200151 – dem Präsidenten des
Bundestages als mittelverwaltender Stelle, durch den Er-
lass von Ausführungsvorschriften auf eine einheitliche
Rechtsanwendung hinzuwirken, vor allem im Bereich der
Rechnungslegung der Parteien. Nach allgemeinen Grund-
sätzen des Verwaltungsrechts ist er befugt, normkonkreti-
sierende Verwaltungsvorschriften zur Regelung des Ver-
fahrens vor seiner Behörde zu erlassen. Bislang versucht
die Bundestagsverwaltung durch Hinweisschreiben zu
auftauchenden Einzelfragen und durch einen „Muster-Re-
chenschaftsbericht“ für eine einheitliche Rechtsanwen-
dung zu sorgen. Die Kommission regt an, dass die mittel-
verwaltende Stelle alle aus ihrer Sicht zu beachtenden
Vorgaben in einem Rechtsdokument zusammenfasst und
publiziert. 

Die letzten Novellen des PartG betrafen fast ausschließ-
lich den (jetzigen) Vierten bis Sechsten Abschnitt des
PartG, also die Grundlagen der staatlichen Parteienfinan-

zierung, das Prüfungs- und Festsetzungsverfahren und die
Sanktionen. Die Kommission empfiehlt dem Gesetzgeber
zu prüfen, ob auch hinsichtlich der ersten Abschnitte über
das „Rechtsstatut“ der Parteien Bedarf an Rechtsände-
rung und Fortentwicklung besteht; die Anhörungen der
Kommission legen das nahe, z. B. hinsichtlich der Grund-
buchfähigkeit der Parteien und weiterer Fragen ihrer Teil-
nahme am (auch wirtschaftlichen) Rechtsverkehr.

Nachfolgend gibt die Kommission die aus ihrer Sicht
wichtigsten Erkenntnisse aus ihrer ersten Evaluierung der
neuen Rechtslage wieder.

1. Rechnungsstil der doppelten 
Buchführung

Die Kommission bedauert nachdrücklich, dass der Ge-
setzgeber im Rahmen der jüngsten Gesetzesnovelle daran
festgehalten hat, dass die Rechnungslegung der Parteien
nach wie vor in einer Einnahmen- und Ausgaben-Rech-
nung, verbunden mit einer Vermögensbilanz, erfolgen
soll (§ 24 Abs. 1 Satz 1 PartG).

Damit ist der Gesetzgeber einer der zentralen Empfehlun-
gen der Kommission nicht gefolgt, wonach die Rech-
nungslegung der Parteien künftig im Rechnungsstil der
doppelten Buchführung erfolgen sollte, und zwar als
Zwei-Komponenten-Verbundrechnung, bestehend aus
einer Aufwand- und Ertragsrechnung sowie einer Vermö-
gensrechnung.52 Bei dieser Empfehlung handelte es sich
nicht um eine formale Frage, sondern um eine neue Qua-
lität der Transparenz der Parteienfinanzierung. 

Die Kommission hatte ihre Empfehlung in dem
Gesetzentwurf der CDU/CSU-Fraktion53 weitgehend
umgesetzt gesehen. Auch in der Stellungnahme der Wirt-
schaftsprüferkammer und des Instituts der Wirtschafts-
prüfer (IDW) vom 23. Januar 2002 wurde der Kommis-
sionsvorschlag unterstützt. 

Die Gesetzesbegründung, die insoweit dem
Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN folgt54, gibt keinen Hin-
weis, warum an dem alten Rechnungsstil festgehalten
wird. Deshalb ist eine weitergehende Auseinandersetzung
mit dem Gesetz nicht möglich und die Kommission kann
nur erneut auf das verweisen, was sie, gestützt auf betriebs-
wirtschaftlichen Sachverstand, dazu bereits ausgeführt
hat:55 Die Kommission hatte in ihrem Bericht bereits alle
aus ihrer Sicht denkbaren Einwände gegen ihren Vor-
schlag thematisiert und zurückgewiesen. Insbesondere
hatte sie als Problem erkannt und gewürdigt, dass in den
unteren Parteigliederungen die Rechnungslegung durch
ehrenamtliche Mitarbeiter erledigt wird. Anerken-
nenswerte Bedürfnisse und Handhabungen in der Rech-
nungslegung der Parteien hatte die Kommission z. B. in

50 dazu nachfolgend unter B. II 6 c)
51 Bundestagsdrucksache 14/6710, S. 61 (Empfehlung Nr. 64)

52 Kommissions-Empfehlungen Nrn. 46 ff.
53 Bundestagsdrucksache 14/7441 (§ 24 Abs. 1 PartG-E)
54 Bundestagsdrucksache 14/7778
55 Kommissionsbericht Bundestagsdrucksache 14/6710, S. 48 ff.;

Streitferdt, Bundestagsdrucksache 14/6711, S. 100–109
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der Weise berücksichtigt, dass die Gebietsverbände unter-
halb der Landesebene nicht diese Form der Verbundrech-
nung durchführen müssen, sondern – wie bisher – die zu
aktivierenden Anschaffungen an ihren Landesverband
melden können.56 Wenn im Bereich der gemeinnützigen
Vereine, der – insoweit mit den Parteien vergleichbar –
ebenfalls weitgehend auf ehrenamtlicher Mitarbeit be-
ruht, der Rechnungsstil der doppelten Buchführung of-
fenbar ohne Probleme praktiziert wird, ist nicht einzuse-
hen, warum das im Bereich der Parteien nicht möglich
sein soll.

Ergänzend sei angemerkt, dass die Erwartung, es werde
in naher Zukunft zu einer Änderung der bisherigen Rech-
nungslegung nach handelsrechtlichen Grundsätzen zu-
gunsten der EU- oder US-amerikanischen Standards der
Rechnungslegung57 kommen, aus fachlicher Sicht kein
tragfähiger Grund dafür sein kann, der Kommissions-
Empfehlung zum Rechnungsstil nicht zu folgen. Die
neuen Standards ändern am Rechnungsstil nichts. Im We-
sentlichen wird nur die bisher sehr vorsichtige Bewertung
von Wirtschaftsgütern zugunsten einer zeitnahen Bewer-
tung aufgegeben.

Die im Vorfeld dieses Berichts durchgeführten Anhörun-
gen haben die Kommission in ihrer Auffassung bekräf-
tigt. Die Vertreter der Wirtschaftsprüferkammer und des
Instituts der Wirtschaftsprüfer haben an der neuen Geset-
zesfassung deutliche Kritik geübt: die Gesetzesformulie-
rung der hier interessierenden Paragraphen über die
Rechnungslegung seien ein unzulängliches „Mixtum“
und eher ein „Transparenz-Panzer“. Die angeblich all-
seits gewünschte Transparenz könne so jedenfalls nicht
herbeigeführt werden. Das immer wieder angeführte Ar-
gument, die unteren Parteigliederungen seien vom Rech-
nungsstil der doppelten Buchführung überfordert, halten
auch die Vertreter der Wirtschaftsprüfer für nicht be-
gründet. Die Kommunen, ja ganze Länder (Hessen)
seien dabei, ihr Rechnungswesen auf die doppelte Buch-
führung umzustellen. Bei dem neuerlichen Fachge-
spräch mit den Parteischatzmeistern hat die Kommis-
sion keine neuen Erkenntnisse gewonnen oder
Argumente gehört, die sie von ihrer Empfehlung und ih-
rer Bewertung abrücken ließen. Es wurden vielmehr die
bekannten Einwände vorgebracht, die am Vorschlag der
Kommission vorbeigehen bzw. bei objektiver Betrach-
tung nicht begründet sind.58

Aus der Gesetzesnovelle wird deutlich, dass der
Gesetzgeber die Mängel des alten Rechnungsstils59

durchaus erkannt hat. Deswegen führt das Gesetz nun-
mehr im Erläuterungsteil zur Vermögensbilanz eine
Rubrik ein (§ 24 Abs. 7 Nr. 1 PartG), in der „mögliche
Differenzen zwischen dem Saldo der Einnahmen- und

Ausgabenrechnung und der Vermögensbilanz“ erläutert
werden sollen (so genannte „Überleitungsrechnung“).60

Dies verschärft allerdings die Probleme. Denn die Vor-
schrift überlässt es weitgehend dem Belieben der jeweili-
gen Partei, wie sie die Veränderungen ihres Vermögens
vom 1. Januar zum 31. Dezember des Abrechnungsjahres
erläutert. Unter dieser Rubrik wird von den Parteien vo-
raussichtlich eine Vielzahl von höchst unterschiedlichen
Posten aufgenommen werden, die anderweitig nicht ein-
geordnet werden können. Das wird in hohem Maße un-
übersichtlich und schwierig darzustellen sein und von den
Parteien unterschiedlich gehandhabt werden. Das bleibt
weit hinter den allseits akzeptierten Forderungen nach
Transparenz und Vergleichbarkeit zurück. 

Die weiteren gesetzlichen Vorgaben zum Inhalt der Erläu-
terungen nach § 24 Abs. 7 PartG sowie die (fakultativen)
zusätzlichen Erläuterungen nach § 24 Abs. 11 PartG sind
zu begrüßen. Sie können diesen Mangel an Transparenz
aber nicht beheben.

Der Gutachter Prof. Dr. Streitferdt unterbreitet in seiner
Stellungnahme vom April 2004 (Anlage 10) einen Vor-
schlag, wie das beschriebene Problem der Überleitungs-
rechnung gemäß § 24 Abs. 7 Nr. 1 PartG wenigstens eini-
germaßen gemildert werden kann: Er schlägt für die
Überleitungsrechnung eine Gliederung vor, bestehend aus
vier Hauptpunkten, nämlich61

(1) Vermögenszuwächse (Erträge), die nicht Einnahmen
sind,

(2) Einnahmen, die nicht mit einem Vermögenszuwachs
(Ertrag) verbunden sind,

(3) Vermögensminderungen (Aufwendungen), die nicht
Ausgaben sind, und

(4) Ausgaben, die nicht mit einer Vermögensminderun-
gen (Aufwand) verbunden sind. 

Der Gutachter nennt außerdem einige beispielhafte Sach-
verhalte, wie sie in eine so gegliederte Überleitungsrech-
nung eingestellt werden sollten. Wenn alle Parteien die
Überleitungsrechnung so handhabten, wäre zumindest
ansatzweise ein gewisse Einheitlichkeit, Vergleichbarkeit
und somit auch Transparenz erreicht. 

Die Kommission schließt sich der hier dargestellten Kri-
tik der Fachkreise und der Empfehlung des Gutachters
Prof. Dr. Streitferdt an. Da bei realistischer Einschätzung
keine baldige Gesetzesänderung zu erwarten ist, werden
alle Beteiligten bis auf Weiteres mit der bestehenden
Gesetzeslage arbeiten müssen. Der Vorschlag des
Gutachters Prof. Dr. Streitferdt weist dafür einen Weg. Es
obliegt dem Präsidenten des Deutschen Bundestages als

56 Kommissionsbericht Bundestagsdrucksache 14/6710, S. 48 ff.
57 International Financial Reports Standards (IFRS) bzw. General Ac-

cepted Accounting Principals (GAAP)
58 siehe oben Fußnote 54
59 vgl. Streitferdt, Bundestagsdrucksache 14/6711, S. 103 ff.

60 Solche Differenzen zwischen dem Saldo der Einnahmen- und Ausga-
benrechnung und der Vermögensbilanz ergeben sich regelmäßig und
zwangsläufig durch Abschreibungen, durch Rückstellungen für un-
gewisse Verbindlichkeiten oder aus sonstigen, vielfältig möglichen
Wertsteigerungen und Wertminderungen, die während eines Abrech-
nungsjahres anfallen; außerdem besteht die Gefahr, dass im Rahmen
dieser Erläuterungen Saldierungen vorgenommen werden, obwohl
das (frühere geltende) Saldierungsgebot abgeschafft worden ist.

61 vgl. Gutachten Streitferdt, Anlage 10, 2.4, S.11 f.



Drucksache 15/3140 – 18 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode
mittelverwaltender Behörde, auf eine möglichst einheitli-
che Handhabung der Überleitungsrechnung hinzuwirken,
indem er einen Muster-Rechenschaftsbericht erstellt und
weitere (normkonkretisierende) Vorgaben macht,62 an de-
nen sich alle Parteien zu orientieren haben. Die Kommis-
sion regt das an.

Die Kommission betont aber, dass es der bessere Weg
wäre, wenn der Gesetzgeber sich alsbald und klar für eine
Rechnungslegung im Rechnungsstil der doppelten Buch-
führung (gemäß dem Vorschlag der Kommission) ent-
scheiden würde.

2. Geltung handelsrechtlicher 
Vorschriften 

Die neue Gesetzesfassung wirft – über die Systemfrage
des Rechnungsstils hinaus – die Frage auf, welche kon-
kreten Anforderungen an die Rechnungslegung der Par-
teien zu stellen sind.

Bereits nach der früheren Gesetzeslage war der Rechen-
schaftsbericht „nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer
Buchführung unter Berücksichtigung des Gesetzes-
zwecks“ zu erstellen (§ 24 Abs. 1 Satz 2 PartG a. F.).
Dasselbe galt für die Pflicht zur Buchführung (§ 28 Satz 2
PartG a. F.). 

Nach der Gesetzesnovelle 2002 hat der Rechenschaftsbe-
richt nunmehr unter Beachtung der „Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz-
und Ertragslage der Partei zu vermitteln“ (§ 24 Abs. 1
Satz 2 PartG). Die „handelsrechtlichen Vorschriften über
die Rechnungslegung, insbesondere zu Ansatz und Be-
wertung von Vermögensgegenständen, gelten entspre-
chend, soweit dieses Gesetz nichts anderes vorschreibt“
(§ 24 Abs. 2 Satz 1 PartG). 

Die Neufassung des Gesetzes hat zu Zweifeln geführt, ob
und inwieweit aus der Bezugnahme auf handelsrechtliche
Vorschriften, namentlich also auf das Handelsgesetzbuch
(HGB)63, sachliche Änderungen bei den Anforderungen
an die Rechnungslegung der Parteien folgen. Dazu vertre-
ten die Wirtschaftsprüferkammer und das Institut der
Wirtschaftsprüfer (IDW) als die Repräsentanten dieser
Berufsgruppe einerseits und die Parteischatzmeister/
Finanzbeauftragten der im Bundestag vertretenen Par-
teien (außer der PDS) andererseits unterschiedliche Auf-
fassungen. 

Die Position der Wirtschaftsprüfer ist dargestellt in dem
Entwurf der IDW Stellungnahme „Rechnungslegung von
politischen Parteien“ (IDW ERS HFA 12) vom 8. Mai

2003.64 Ziel dieser Stellungnahme ist es, eine verbindli-
che Interpretation des Parteiengesetzes im Bereich der
Rechnungslegung zu liefern und damit zu einer weiteren
Harmonisierung der Rechnungslegung der Parteien
beizutragen. In einer darauf erwidernden gemeinsamen
Stellungnahme vom 28. Januar 200465 kritisieren die
Parteischatzmeister/Finanzbeauftragten der vorgenann-
ten Parteien, dass nach dem IDW-Entwurf in großem
Umfang das für Kapitalgesellschaften geltende Bilanz-
recht des HGB zur Anwendung gelangen solle, ohne den
Besonderheiten der Rechnungslegung der Parteien Rech-
nung zu tragen. 

Bei Vorlage dieses Berichts war noch nicht absehbar, ob
diese Meinungsunterschiede zu einer einheitlichen Auf-
fassung zusammengeführt werden können. 

Die Kommission nimmt diese Meinungsunterschiede zur
Kenntnis. Sie resultieren zum einen daraus, dass nach der
neuen Gesetzeslage eine Reihe von begrifflichen Unklar-
heiten entstanden sind. So formuliert das Gesetz einen ei-
genen parteienspezifischen Begriff der Einnahmen (§ 26
PartG), der in der Rechnungslegung Schwierigkeiten be-
reitet. Ihm steht kein im Gesetz definierter spezieller Aus-
gabenbegriff gegenüber. Die Vertreter der Wirtschaftsprü-
fer kritisieren, dass das Gesetz den Konsolidierungskreis
nicht eindeutig festlegt. Zu begrifflicher Unsicherheit
führt z. B., dass innerhalb ein und derselben Vorschrift
(§ 23 Abs. 1 PartG) einerseits mehrfach von der „Partei“
und ihrem Vorstand, aber auch von der „Gesamtpartei“
und vom „Bundesvorstand“ der Partei (§ 23 Abs. 1 Satz 6
PartG) die Rede ist. 

Zum anderen gibt es ein übergreifendes Anwendungs-
und Auslegungsproblem, weil das Gesetz die Forderung
nach einem „den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
den Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der
Partei“ aufstellt. Dieser Grundsatz des „true and fair
view“ ist handelsrechtlicher Standard (vgl. § 264 Abs. 2
HGB) und geltendes Recht. Die „handelsrechtlichen Vor-
schriften über die Rechnungslegung, insbesondere zu An-
satz und Bewertung von Vermögensgegenständen“ sind
also anzuwenden, „soweit dieses Gesetz nichts anderes
vorschreibt“ (§ 24 Abs. 2 Satz 1 PartG). Ausnahmen hät-
ten ausdrücklich im PartG geregelt werden müssen. Wo
das Parteiengesetz also selber eine vom Handelsrecht ab-
weichende Regelung ausdrücklich anordnet, besteht eine
Sperre für die Anwendung der im sonstigen Wirtschafts-
recht geltenden handelsrechtlichen Vorgaben. Wo aber
eine solche ausdrückliche Anordnung fehlt, gilt grund-
sätzlich HGB. 

Die Kommission verkennt nicht, dass das Handelsrecht
eine gänzlich andere Zielrichtung verfolgt als die im We-
sentlichen auf öffentliche Transparenz und Vergleichbar-
keit ausgerichtete Rechnungslegung der Parteien. Auch

62 siehe oben sub B.II. (am Ende) und bereits Kommissionsbericht vom
18. Juli 2001, Bundestagsdrucksache 14/6710, S. 61 (Empfehlung
Nr. 64)

63 vom 10. Mai 1897, RGBl. S. 219, zuletzt geändert durch das Gesetz
zur Reform des Zulassungs- und Prüfungsverfahrens des Wirtschafts-
prüferexamens (Wirtschaftsprüfungsexamens-Reformgesetz –
WPRefG) vom 1. Dezember 2003, BGBl. I 2446

64 vgl. WPg 2003, S. 821 ff., Heft 15/2003, außerdem veröffentlicht im
Internet auf der homepage www.idw.de unter Verlautbarungen (zum
download)

65 Gemeinsame Stellungnahme der Parteischatzmeister/Finanzbeauf-
tragten von SPD, CDU, CSU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP vom
28. Januar 2004, nicht veröffentlicht
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mit Blick auf ihre Größe, Bilanzsumme und Struktur sind
die Kapitalgesellschaften des Wirtschaftslebens mit den
Parteien und ihren überwiegend auf ehrenamtlicher Tätig-
keit beruhenden Untergliederungen schwer vergleichbar.
Es kann daher auch Sachverhalte geben, in denen Aus-
nahmen vom Handelsrecht durch die besondere Situation
der Parteien gerechtfertigt sein können. Die Kommission
plädiert dafür, solchen Unterschieden zwischen den bei-
den Rechtsmaterien, soweit das bei der Gesetzesanwen-
dung, namentlich bei der Auslegung unbestimmter
Rechtsbegriffe, möglich ist, unter Berücksichtigung von
Sinn und Zweck des Parteiengesetzes Rechnung zu tra-
gen. 

Andererseits geht es nicht an, wenn die Parteien unter Be-
rufung auf den Gesetzeszweck und auf eine „Andersartig-
keit“ der Rechnungslegung der Parteien – über den bin-
denden Wortlaut des Gesetzes hinaus – für sich
weitergehende Ausnahmen von den handelsrechtlichen
Grundsätzen reklamieren. Das gilt namentlich für die
Transparenz ihrer Vermögensverhältnisse. Nach Arti-
kel 21 Abs. 1 Satz 4 GG müssen die Parteien auch „über
ihr Vermögen öffentlich Rechenschaft geben.“ Insoweit
gelten keine geringeren Anforderungen als für die Rech-
nungslegung „über die Herkunft und Verwendung ihrer
Mittel.“

Wiederum ein anderer Punkt ist die von den Vertretern
der Wirtschaftsprüfer befürwortete Gesamtkonsolidie-
rung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Partei,
die einem Konzernabschluss gleichkäme. Das würde über
das Ziel hinausgehen und ist von Gesetzes wegen nicht
gefordert.

Da noch in diesem Jahr die ersten Rechenschaftsberichte
nach der neuen Rechtslage vorzulegen sind, hält die
Kommission es für geboten, dass die betroffenen Rechts-
anwender (Parteischatzmeister, Wirtschaftsprüfer, Bun-
destagsverwaltung) sich rechtzeitig auf eine einheitliche
Handhabung verständigen und diese auch öffentlich
zugänglich machen. Denn eine unterschiedliche
Handhabung eigentlich als eindeutig und verbindlich ge-
dachter Vorschriften läuft in besonderer Weise dem
Transparenzgebot des Grundgesetzes (Artikel 21 Abs. 1
Satz 4 GG) zuwider. Der Gutachter Prof. Dr. Streitferdt
macht in seiner gutachterlichen Stellungnahme vom April
200466 einen Vorschlag, wie die zwischen dem IDW und
den derzeit im Bundestag vertretenen Parteien kontrovers
diskutierten Fragen einer (vermittelnden) Lösung zuge-
führt werden könnten. 

3. Dichte der Prüfung durch die 
Wirtschaftsprüfer

Die Parteien sind – jenseits der Bundes- und Landes-
ebene – in eine Vielzahl von nachgeordneten Gebietsver-
bänden untergliedert. Im Falle z. B. der SPD entsteht der
Gesamt-Rechenschaftsbericht der Partei aus mehr als
12 000 Einzelberichten der Gliederungen. 

Angesichts dessen kann die derzeit von Gesetzes wegen
vorgeschriebene Prüfungsdichte bei der Prüfung der Re-
chenschaftsberichte durch den Wirtschaftsprüfer nur als
marginal bezeichnet werden. Nach § 29 Abs. 1 Satz 1
i. V. m. § 23 Abs. 2 Satz 1 PartG hat sich die Prüfung des
Rechenschaftsberichts durch den Wirtschaftsprüfer auf
die Bundespartei, ihre Landesverbände sowie nach Wahl
des Prüfers auf mindestens zehn nachgeordnete Gebiets-
verbände zu erstrecken. 

Aus der fachlichen Sicht der Vertreter der Wirtschaftsprü-
fer wäre, wenn nicht eine Vollprüfung, so doch eine um
ein Vielfaches höhere Prüfungsdichte erforderlich (mehr
Stichproben unter den nachgeordneten Gebietsverbän-
den). Dies würde allerdings den Aufwand und die Kosten
für die Prüfung der Rechenschaftsberichte wesentlich er-
höhen. 

Die Kommission ist nach wie vor der Ansicht,67 dass die
Begrenzung der Prüfung vom Grundsatz her sachgerecht
und praxisgerecht ist. Umfang, Aufwand und Kosten ei-
ner Vollprüfung wären nicht zu verantworten. Der Ge-
setzgeber hat mit der Gesetzesnovelle 2002 – wiederum
einer Empfehlung der Kommission folgend – die Zahl der
in die Prüfung einzubeziehenden nachgeordneten Ge-
bietsverbände erhöht (von vier auf zehn). Dies ist ange-
sichts der Gesamtzahl von Untergliederungen sicher
keine optimale Prüfungsdichte. Doch ist sie – angesichts
des einer Ausweitung der Prüfung widerstreitenden Auf-
wands- und Kostenaspekts – auch ein Kompromiss. Das
auch bei dieser Auswahl anzuwendende Zufallsprinzip
und die damit stets gegebene Gefahr der Entdeckung et-
waiger Unregelmäßigkeiten wird präventiv wirken.

Die Vertreter der Wirtschaftsprüfer haben in dem Entwurf
des IDW Prüfungsstandards „Prüfung des Rechenschafts-
berichts einer politischen Partei (IDW EPS 710)“ vom
9. Dezember 200368 die von ihrer Berufsgruppe insoweit
zu beachtenden fachlichen Anforderungen niedergelegt.
Darin wird im Einzelnen ausgeführt und (im Anhang) in
Beispielen für den Prüfungsvermerk ausformuliert, dass
es sich um einen im Umfang „eingeschränkte Prüfung“
handele. In der Sache ähnlich haben die Vertreter der
Wirtschaftsprüfer bereits mit Schreiben vom 17. März
2003 an den Präsidenten des Deutschen Bundestages da-
rauf hingewiesen, dass angesichts der Gesetzeslage, na-
mentlich wegen der vorstehend dargestellten Prüfungs-
dichte, das Prüftestat des Wirtschaftsprüfer künftig nur
noch in einem eingeschränkten Umfang erteilt werden
könne, nämlich mit dem Hinweis auf den begrenzten Um-
fang der Prüfung.

Dazu stellt die Kommission fest: Der Hinweis der
Wirtschaftsprüfer ist zwar richtig, aber dennoch ir-
reführend. Richtig ist, dass der Prüfer seine Prüfungs-
aussagen – verglichen mit dem herkömmlichen Standard
im Wirtschaftsleben (wie z. B. bei der Prüfung von

66 vgl. Gutachten Streitferdt, Anlage 10, vor allem S. 6 ff. 

67 wie in ihrem Bericht vom 18. Juli 2001, Bundestagsdruck-
sache 14/6710, S. 55 (Empfehlung Nr. 56)

68 vgl. WPg 2004, S. 290 ff., Heft 6/2004, außerdem veröffentlicht im
Internet auf der homepage www.idw.de unter Verlautbarungen (zum
download) 



Drucksache 15/3140 – 20 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode
Kapitalgesellschaften gemäß den §§ 316 ff. HGB) – nicht
mit derselben hinreichenden Sicherheit treffen kann. Das
ist aber auch nicht gefordert. Der Gesetzgeber hat in § 29
Abs. 1 Satz 1 PartG die Prüfungsdichte festgelegt und in-
soweit eine Sonderregelung getroffen. Das ist von den
Wirtschaftsprüfern zu beachten. Daher ist es falsch,
mindestens aber irreführend, wegen der (nur) zehn nach-
geordneten Gebietsverbände, auf die sich die Prüfung
erstreckt, in dem IDW Prüfungsstandard von einem
„eingeschränkten Prüfungsumfang“69 zu sprechen. Ent-
scheidend ist, dass es der „gesetzlich vorgeschriebene
Umfang“ ist, wie es an anderer Stelle70 desselben Papiers
insoweit zutreffend heißt. Weitergehende Vorbehalte als
die Feststellung, dass nach dem Gesetz geprüft wurde,
sind also nicht erforderlich. 

4. Vorlage des Prüfungsberichts 
der Wirtschaftsprüfer

Die Kommission hatte in ihrem Bericht vom 18. Juli 2001
empfohlen, dass der vom Wirtschaftsprüfer zu erstellende
Prüfungsbericht nicht nur dem Vorstand der Partei (§ 30
Abs. 1 PartG a. F.), sondern auch dem Präsidenten des
Deutschen Bundestages vorzulegen ist71. Diese Empfeh-
lung ist, obwohl sie zunächst im Gesetzentwurf der Frak-
tionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN72 ent-
halten war, später auf Wunsch des Präsidenten des
Deutschen Bundestages nicht in den gemeinsamen
Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD, CDU/CSU,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP in das Gesetz
übernommen worden.73 

Die Kommission bedauert das. Die Verpflichtung zur
Vorlage des Prüfungsberichts an die mittelverwaltende
Stelle (so auch die Begründung des Gesetzentwurfs der
Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
zielt auf eine Verbesserung der Transparenz des Rechen-
schaftsberichts. Sie soll die mittelverwaltende Stelle bes-
ser als bislang in die Lage versetzen, die im Rechen-
schaftsbericht dokumentierten wirtschaftlichen Vorgänge,
den Verlauf und das Ergebnis der Prüfung nachzuvollzie-
hen und bei Unklarheiten ggf. nachzufragen. Immerhin
werden – so die Vertreter der Wirtschaftsprüfer gegen-
über der Kommission – in den Prüfungsberichten oft
Unregelmäßigkeiten, Unklarheiten, Schwächen und Kon-
trolldefizite dargestellt, auch wenn sie nicht zur Versa-
gung oder Einschränkung des Prüftestats führen. 

Die Kommission bedauert, dass die mittelverwaltende
Stelle, der von Gesetzes wegen die Prüfung der Rechen-
schaftsberichte obliegt, sich gegen die Umsetzung dieses
Kommissionsvorschlags ausgesprochen hat. Die Bundes-
tagsverwaltung führt zur Begründung – wie im Übrigen
grundsätzlich zu ihrer Rolle im Prüfungs- und Festset-

zungsverfahren – an, dass sie weder nach der personellen
Ausstattung des zuständigen Referats noch nach der fach-
lichen Ausbildung der dort tätigen Mitarbeiter in der Lage
sei, die Rechenschaftsberichte mit betriebswirtschaftli-
chem Sachverstand zu prüfen. Nach ihrem Verständnis
der Gesetzeslage obliege ihr im Regelfall, solange ihr
keine konkreten Verdachts- oder Anhaltspunkte für eine
Unregelmäßigkeit vorliegen, lediglich eine Schlüssig-
keitsprüfung.

Die Kommission hat in ihrem Bericht vom 18. Juli 2001
die von der mittelverwaltenden Stelle angeführten Pro-
bleme ihrer praktischen Arbeit thematisiert, und sie hat
dafür Verständnis. Der angeführte Grund mangelnder per-
soneller und fachlicher Ressourcen kann aber nicht aus-
schlaggebend dafür sein, dass die Bundestagsverwaltung
sich weigert, die Prüfungsberichte entgegenzunehmen.
Das würde bedeuten, dass sie bewusst die Augen davor
verschließt, dass ihr durch diese Prüfungsberichte Hin-
weise auf eventuelle Unregelmäßigkeiten bekannt wer-
den, die Anlass zu Nachfragen und Ermittlungen geben
könnten. Die Vorlage der Prüfungsberichte der Wirt-
schaftsprüfer an die mittelverwaltende Stelle würde den
grundsätzlichen Prüfungsansatz (Schlüssigkeitsprüfung),
den die Bundestagsverwaltung vertritt, nicht infrage stel-
len, aber die Tatsachenbasis, auf der sie ansetzt, wesent-
lich verbreitern. Nach Auffassung der Kommission
würde die mittelverwaltende Stelle dadurch in die Lage
versetzt, eine Prüfung vorzunehmen, die diesen Namen
auch verdient. 

5. Fragen des Sanktionensystems

a) Anforderungen an den Rechenschafts-
bericht

Der Gesetzgeber hat mit der Gesetzesnovelle 2002 Ände-
rungen im Sanktionensystem vorgenommen und dabei
u. a. Vorschriften über die fristgerechte Einreichung des
Rechenschaftsberichts und der an diesen zu stellenden
Anforderungen neu geregelt. 

Die bisherige Gesetzesfassung (§ 19 Abs. 4 Satz 3 PartG
a. F.) hatte hier zu Anwendungsproblemen geführt. Diese
bildeten den Kern des Rechtsstreits betreffend den Sank-
tionsbescheid des Bundestagspräsidenten vom 14. Fe-
bruar 2000 gegen die CDU wegen eines im Rechen-
schaftsbericht für das Jahr 1998 nicht ausgewiesenen
Vermögensbestandes des Landesverbandes Hessen von
rund 18 Mio. DM. Die hiergegen gerichtet Klage der
CDU ist – nach einem erstinstanzlichen Obsiegen – beim
Oberverwaltungsgericht Berlin und beim Bundesverwal-
tungsgericht ohne Erfolg geblieben.74 Dagegen richtet
sich eine derzeit beim Bundesverfassungsgericht anhän-
gige Verfassungsbeschwerde.75

69 IDW EPS 710, Tz. 6.3. (35)
70 Anhang, Formulierungsbeispiel 1, S. 17
71 Bundestagsdrucksache 14/6710, S. 56, Empfehlung Nr. 58
72 Bundestagsdrucksache 14/7778, S. 8, 18 (§ 30 Abs. 3 PartG-E)
73 Nach neuem Recht ist lediglich der Vorstand des geprüften Gebiets-

verbandes als weiterer Empfänger des Prüfungsberichts in das Gesetz
aufgenommen worden (§ 30 Abs. 1 PartG).

74 vgl. VG Berlin, Urteil vom 31. Januar 2001 – VG 2 A 25.00 –, NJW
2001, 1367; OVG Berlin, Urteil vom 22. Juni 2002 – 3 B 2.01 –,
NJW 2002, 2896; BVerwG, Beschluss vom 4. Februar 2003 – 6 B
68.02 –, NJW 2003, 1135.

75 Az: 2 BvR 383/03 
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Die Kommission hatte in ihrem Bericht vom 18. Juli 2001
empfohlen, dass der Gesetzgeber unabhängig vom Aus-
gang des erwähnten Rechtsstreits, also unabhängig
davon, ob das von der Kommission befürwortete Ergeb-
nis bereits in Auslegung der bisherigen Gesetzesfassung
zu finden ist, eine Präzisierung der maßgeblichen Vor-
schrift vornimmt. Ein Rechenschaftsbericht sollte nur
dann als fristgerecht vorgelegt gelten und Grundlage für
staatlichen Zuwendungen sein, wenn er auch inhaltlich
keine wesentlichen Fehler aufweist.76 Zu diesem Ergebnis
ist im Rahmen richterlicher Auslegung der bisherigen
Gesetzeslage auch das OVG Berlin gelangt.77 Die Kom-
mission hatte darauf hingewiesen, dass nach ihrer Ansicht
nur dieses Ergebnis dem (auch vom OVG Berlin be-
tonten) Transparenzgebot des Artikel 21 Abs. 1 Satz 4
GG entspricht.78 Andererseits genügt dieses Ergebnis der
weiteren Forderung der Kommission, dass bei jeder fi-
nanziellen Sanktion der Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit zu beachten ist und dass durch sie die Exis-
tenz einer Partei nicht infrage gestellt werden darf.79

Beides erscheint der Kommission angesichts der weiteren
Behandlung des konkreten Sanktionsfalles durch die
Bundestagsverwaltung gesichert, namentlich durch die
der Partei gewährte angemessene Stundungsregelung. 

Mit der Gesetzesnovelle 2002 trennt das Parteiengesetz
nun deutlich zwischen der Frage der fristgerechten Ein-
reichung eines Rechenschaftsberichts und einem daran
anknüpfenden Anspruchsverlust einerseits (§ 19 Abs. 3
PartG) und der inhaltlichen Prüfung und Festsetzung des
endgültigen Anspruchs andererseits: Für die Wahrung der
Frist sollen – „unabhängig von der inhaltlichen Richtig-
keit“ – allein die in § 19 Abs. 3 Satz 5 genannten Forma-
lien maßgeblich sein. Hinsichtlich der endgültigen An-
spruchsberechtigung bestimmt § 19a Abs. 1 Satz 2 PartG,
dass der Präsident des Deutschen Bundestages staatliche
Mittel für eine Partei nach den §§ 18 und 19a PartG nur
aufgrund eines Rechenschaftsberichts festsetzen und aus-
zahlen darf, der „den Vorschriften des Fünften Abschnitts
entspricht“. Diese – mit der früheren Gesetzesfassung sy-
nonyme – Voraussetzung wird in dem so in Bezug
genommenen Fünften Abschnitt in § 23a PartG dahin ge-
hend präzisiert, dass der Präsident des Deutschen Bun-
destages den vorgelegten Rechenschaftsbericht auf for-
male und inhaltliche Richtigkeit überprüft. Die
Kommission sieht darin die von ihr geforderte Klarstel-
lung. 

Ob damit und überhaupt mit der Neufassung des Sanktio-
nensystems solche Auslegungsprobleme dauerhaft gelöst
sind oder ob nicht neue auftreten, wird sich zeigen. Mit
den beiden nachfolgenden Punkten (b und c) weist die
Kommission jedenfalls auf bereits jetzt deutlich gewor-
dene neue Rechtsfragen und auf Ungereimtheiten in der
Gesetzessystematik hin. 

b) Sanktionsbefreiende Selbstanzeige von 
Unrichtigkeiten im Rechenschaftsbericht

Mit der jüngsten Gesetzesnovelle ist mit der Vorschrift
des § 23b PartG die Möglichkeit einer sanktionsbefreien-
den Selbstanzeige durch die Partei eingeführt worden,
wenn diese von Unrichtigkeiten in ihrem bereits frist- und
formgerecht eingereichten Rechenschaftsbericht Kennt-
nis erlangt. 

Der Gesetzgeber hat insoweit eine Empfehlung der Kom-
mission80 aufgegriffen, ist im Regelungsumfang aber
darüber hinaus gegangen. Die Kommission hatte vorge-
schlagen, die bereits bestehende (nach Auffassung der
Kommission sachgerechte) Praxis der Bundestagsverwal-
tung in diesem Bereich gesetzlich abzusichern; danach
sollte es „im Rahmen der Rechnungslegung über
veröffentlichungspflichtige Spenden in einem einge-
schränkten Bereich (‚Pannen‘ und kleine Unrich-
tigkeiten)“81, ggf. bis zu einem vom Gesetzgeber festzule-
genden Höchstbetrag, den Parteien ermöglicht werden,
Fehler, die immer einmal vorkommen können und auch
bei gehöriger Sorgfalt nicht zu vermeiden sind, vor deren
anderweitigem Bekanntwerden anzuzeigen. Die Nach-
meldung sollte nach dem Kommissionsvorschlag mit ei-
ner Minderung der finanziellen Sanktion honoriert wer-
den.

Der daraufhin eingeführten Regelung des § 23b PartG
liegt nach der Gesetzesbegründung dieselbe Zielrichtung
zugrunde. Danach soll „eine Partei Unrichtigkeiten, die
weder sie noch der Wirtschaftsprüfer erkannt hat, korri-
gieren (können), ohne staatliche Sanktionen fürchten zu
müssen.“82 Allerdings geht § 23b PartG in seinem Rege-
lungsgehalt über den Vorschlag der Kommission – und
wohl auch über die bisherige Praxis der mittelverwalt-
enden Stelle – hinaus: Nach der Gesetzesbegründung sol-
len „in Zukunft alle von der Partei entdeckten, aber bis
zur Meldung beim Präsidenten des Bundestages noch un-
bekannten Fehler sanktionslos berichtigt werden kön-
nen“.83 Danach ist eine Nachmeldung gemäß § 23b PartG
bei jedweder Art von Fehlern möglich (nicht nur für einen
eingeschränkten Bereich); sie hat zudem eine völlige
Sanktionsbefreiung zur Folge.

Es ist schon jetzt festzustellen, dass die Vorschrift in der
Praxis zu Anwendungs- und Auslegungsproblemen führt.
Zum einen ist das Verhältnis von § 23b Abs. 1 PartG zu
Abs. 2 der Vorschrift unklar. Dasselbe gilt für die Frage,
auf wessen Kenntnis der (nachträglich entdeckten) Un-
richtigkeiten innerhalb der Partei abzustellen ist (im Ver-
hältnis der verschiedenen Parteiebenen). Fraglich ist
schließlich auch, ob ein doloses (vorsätzlich rechtswidri-
ges) Handeln jedenfalls dann eine Sanktionsbefreiung
nach Abs. 2 ausschließt, wenn die dolos handelnde Per-
son nach der Satzung der Partei zur Entgegennahme der
Spende berechtigt (§ 25 Abs. 1 Satz 4 PartG) und zu ihrer

76 Bundestagsdrucksache 14/6710, S. 62 (Empfehlung Nr. 65), S. 67
(Empfehlung Nr. 74, Punkt 1)

77 OVG Berlin, Urteil vom 22. Juni 2002 – 3 B 2.01 –, NJW 2002, 2896
78 Bundestagsdrucksache 14/6710, S. 62 (Empfehlung Nr. 65)
79 Bundestagsdrucksache 14/6710, S. 67 (Empfehlung Nr. 73)

80 Bundestagsdrucksache 14/6710, S. 64 (Empfehlung Nr. 71)
81 Bundestagsdrucksache 14/6710, S. 65 l. Sp.
82 Bundestagsdrucksache 14/8778, S. 16 (zu Nr. 5)
83 Bundestagsdrucksache 14/8778, S. 16 (zu Nr. 5)
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ordnungsgemäßen Verbuchung verpflichtet war (§ 25
Abs. 3 PartG). 

Die aufgezeigten (und evtl. weitere) Rechtsfragen stellen
sich in dem – auch aus der allgemeinen Pressebericht-
erstattung bekannten – Fall des im Jahr 2003 gestorbenen
früheren nordrhein-westfälischen FDP-Landesvorsitzen-
den Jürgen W. Möllemann (Finanzierung eines Wahl-
kampf-Flyers). Nach derzeitigem Sachstand vertreten die
mittelverwaltende Stelle und der Bundesschatzmeister
der FDP insoweit unterschiedliche Rechtsauffassungen.

Der Gesetzgeber sollte beim Problem der sanktionsbefrei-
enden Selbstanzeige Klarheit schaffen.

c) Nicht sanktionierte Pflichten und 
Rechtsverstöße

Das Parteiengesetz verfügt seit der Gesetzesnovelle 2002
über ein detailliert geregeltes, abgestuftes Verfahren zur
Prüfung von Unrichtigkeiten (§ 23a PartG), das Sanktio-
nensystem selber ist ausdifferenziert. Andererseits gibt es
Rechtspflichten bzw. Rechtsverstöße, für die das Gesetz
keine Sanktionsmöglichkeit vorsieht. Pflichten und Ver-
bote, die nicht sanktionsbewehrt sind, kann man letztlich
nicht durchsetzen. Sie deuten zudem auf Ungereimtheiten
in der Gesetzessystematik hin. Als denkbare Ahndung
käme zumindest die Auferlegung einer Geldbuße in Be-
tracht. Nicht sanktionsbewehrt sind derzeit

– das Verbot von Barspenden über 1 000 Euro (§ 25
Abs. 1 Satz 2 PartG);

– die Pflicht zur unverzüglichen Anzeige von Großspen-
den von über 50 000 Euro (§ 25 Abs. 3 Satz 2 PartG); 

– die Pflicht zur Vorlage eines Rechenschaftsberichts
(§ 23 Abs. 1 PartG) bei nicht an der staatlichen Teilfi-
nanzierung teilnehmenden Parteien.

Auf den letztgenannten Umstand hatte die Kommission
bereits in ihrem Bericht vom 18. Juli 2001 hingewiesen;84

auf die dortige Begründung kann hier verwiesen werden.
Ebenso wie bereits der Bundesrechnungshof85 und wie
die Herzog-Kommission86 plädiert die Kommission er-
neut dafür, Parteien, die ihrer Pflicht zur Vorlage eines
Rechenschaftsberichts nicht nachkommen, die steuerliche
Privilegierung von Spenden (§ 10b Abs. 2, § 34g EStG)
abzuerkennen. 

6. Weitere Einzelfragen

a) Regelmäßiges Überschreiten der absoluten 
Obergrenze

Die Kommission hat in ihrem Bericht vom 18. Juli 200187

beschrieben, dass die Summe aus Wähleranteil und Zu-
wendungsanteil (Beiträge und Spenden) – in der Addition
aller Parteien – rein rechnerisch die absolute Obergrenze

des § 18 Abs. 2 PartG schon seit geraumer Zeit regelmä-
ßig überschreitet. In den Jahren 1995 bis 1997 wurde die
– damals auf 230 Mio. DM festgesetzte – Grenze um ca.
40 Prozent überschritten. Nach der Erhöhung der absolu-
ten Obergrenze durch das 7. PartGÄndG überschritt die
errechnete Summe die absolute Obergrenze um mehr als
ein Drittel. Auch nach der Gesetzesnovelle 2002 mit einer
erneuten Erhöhung der Obergrenze auf nunmehr 133 Mio.
Euro und einer Veränderung der Berechnungsgrundlagen
(„Einsatzwerte“) des § 18 Abs. 3 PartG hält diese Ten-
denz weiterhin an. 

Der Anspruch der Parteien besteht dann nur in der Höhe,
der ihrem Anteil an dieser Summe entspricht (§ 19a
Abs. 5 Satz 2 PartG = § 19 Abs. 6 Satz 2 PartG a. F.).
Deshalb ist es zur Einhaltung der absoluten Obergrenze in
der Vergangenheit stets erforderlich gewesen, die Summe
der für die einzelnen Parteien errechneten Ansprüche auf
die Höhe der absoluten Obergrenze zu kürzen. Diese
Kappung führt dazu, dass der Betrag, den die einzelne
Partei pro Wählerstimme und pro Euro aus zugewandtem
Mitgliedsbeitrag oder Spende vom Staat erhält, effektiv
niedriger ist als in § 18 Abs. 3 PartG als „Einsatzwert“
nominell angegeben. Diese werden zu reinen Rechnungs-
posten. Das mindert die Transparenz der Berechnung der
staatlichen Finanzleistungen an die Parteien. Es führt au-
ßerdem zu erheblichen Problemen im Festsetzungsver-
fahren und bei korrigierenden Neufestsetzungen. 

Die Kommission wiederholt daher ihre Empfehlung an
den Gesetzgeber, das regelmäßige und erhebliche Über-
schreiten der absoluten Obergrenze durch eine Verände-
rung der Berechnungsgrundlagen zu verhindern. Anzu-
streben wäre, die in § 18 Abs. 3 PartG genannten Beträge
(„Einsatzwerte“) so zu bestimmen, dass die absolute
Obergrenze voraussichtlich möglichst nicht oder allen-
falls knapp überschritten wird. Dazu ist eine deutliche
Absenkung der derzeit in § 18 Abs. 3 PartG festgelegten
Beträge erforderlich. 

Die Kommission bedauert, dass der Gesetzgeber dieser
Empfehlung bislang nicht gefolgt ist, zumal seine Umset-
zung – wie beschrieben – nicht zwingend mit einer effek-
tiven Einbuße der Parteien bei der staatlichen Teilfinan-
zierung verbunden wäre. 

b) „Dreiländerquorum“ beim Zuwendungsanteil

Artikel 3 des 8. PartGÄndG bestimmt, dass am 1. Januar
2005 eine Änderung des Quorums beim Zuwendungsan-
teil in Kraft tritt: Nach § 18 Abs. 4 Satz 3 PartG in der ab
2005 gültigen Fassung haben Parteien nur dann noch An-
spruch auf staatliche Mittel gemäß Abs. 3 Satz 1 Nr. 3
(auf den Zuschuss von 0,38 Euro für jeden zugewandten
Euro bis zu einer Höhe von 3 300 Euro je natürliche Per-
son), die nach dem endgültigen Wahlergebnis der jeweils
letzten Europa- oder Bundestagswahl mindestens
0,5 vom Hundert oder bei mindestens drei der jeweils
letzten Landtagswahlen 1,0 vom Hundert oder bei einer
der jeweils letzten Landtagswahlen 5,0 vom Hundert der
für die Listen abgegebenen Stimmen erreicht haben.

84 Bundestagsdrucksache 14/6710, S. 63 (Empfehlung Nr. 66)
85 Bundestagsdrucksache 11/3056, Nr. 34
86 Bundestagsdrucksache 14/637, S. 38
87 Bundestagsdrucksache 14/6710, S. 27 f. (Empfehlung Nr. 4)
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Die Kommission hatte demgegenüber in ihrem Bericht
vom 18. Juli 200188 empfohlen, von einer Verschärfung
des Teilhabequorums für die staatliche Parteienfinan-
zierung abzusehen. Grund dafür ist, dass solchen
Änderungen enge verfassungsrechtliche Grenzen gesetzt
sind, weil es um einen Eingriff in die Chancengleichheit
der Parteien geht.89 Die Empfehlung der Kommission be-
traf konkret die damaligen Überlegungen für Änderungen
beim Wählerstimmenquorum. Die aufgezeigten Beden-
ken gelten aber sinngemäß für Verschärfungen beim Zu-
wendungsanteil. Auch eine solche Änderung greift in die
Chancengleichheit der Parteien ein. Mit der Neureglung
des § 18 Abs. 4 Satz 3 PartG (Fassung 2005) geht der
Gesetzgeber ein verfassungsrechtliches Risiko ein. Beim
BVerfG ist dagegen bereits eine Organklage anhängig.90 

c) Bagatellgrenze für Barspenden 

§ 25 Abs. 1 Satz 2 PartG bestimmt, dass „bis zu einem
Betrag von 1 000 Euro (…) eine Spende mittels Bargeld
erfolgen“ kann. So wünschenswert knapp und vermeint-
lich klar die Vorschrift auch formuliert ist, führt sie
gleichwohl zu Auslegungsproblemen. Unklar ist nämlich,
wie die 1 000 Euro-Grenze gemeint ist; denkbar wäre: 

– je Einzelfall (also z. B. für eine so genannte „Teller-
sammlung“ bei einer Parteiversammlung, ohne dass
deshalb eine weitere Barspende desselben Spenders
kurze Zeit später ausgeschlossen wäre), 

– oder pro Person und Jahr (Rechnungsjahr)

– oder je Gliederung und Jahr (Rechnungsjahr).

Die Gesetzesbegründung91 gibt keinen Aufschluss da-
rüber, welche dieser Auslegungsmöglichkeiten dem Wil-
len des Gesetzgebers entspricht. Die Bundestagsverwal-
tung vertritt derzeit die erstgenannte Variante. Das mag
eine sinnvolle Auslegung sein, die sich aus Gründen der
Handhabbarkeit der Norm anbietet, ohne die Spenden-
tätigkeit über Gebühr einzuschränken. Gleichwohl wäre
es aus Gründen der Rechtssicherheit und Normenklarheit
wünschenswert, wenn der Gesetzgeber seinen Willen prä-
zisierte.

d) Einvernehmen und Kostentragung bei der 
Beiziehung externer Wirtschaftsprüfer

Wenn dem Präsidenten des Deutschen Bundestages kon-
krete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass der Rechen-
schaftsbericht einer Partei Unrichtigkeiten enthält (§ 23a
Abs. 2 Satz 1 PartG) und diese auch durch die zunächst
einzuholende Stellungnahme der Partei einschließlich der
Bestätigung durch ihren Wirtschaftsprüfer (§ 23a Abs. 2
Satz 2 und 3 PartG) nicht ausgeräumt werden, kann der
Präsident des Deutschen Bundestages gemäß § 23a
Abs. 3 PartG einen externen Wirtschaftsprüfer seiner

Wahl mit der Prüfung beauftragen. Dies kann er aller-
dings nur „im Einvernehmen mit der Partei“ (§ 23a
Abs. 3 Satz 1PartG) und auf eigene Kosten, also des Bun-
destages (§ 23a Abs. 3 Satz 3 PartG).

Nach Auffassung der Kommission sind diese beiden Ein-
schränkungen nicht akzeptabel und – soweit ersichtlich –
ohne Beispiel. 

Das erforderliche Einvernehmen der Partei schränkt das
dem Bundestagspräsidenten in derselben Vorschrift
eingeräumte freie Wahlrecht bei der Beauftragung eines
Wirtschaftsprüfers ein. Dafür ist kein sachlicher Grund zu
erkennen. In der Gesetzesbegründung92 heißt es, mit dem
Einvernehmenserfordernis solle sichergestellt werden,
dass der Partei kein Prüfer aufgezwungen werde, gegen
den sie Ablehnungsgründe gelten machen könne, und
dass sie keine unmittelbare Ausforschung durch eine
staatliche Stelle zu befürchten habe. Beide angeführten
Gründe sind nicht stichhaltig. 

Welche Prüfer von der Prüfung des Rechenschaftsbe-
richts einer Partei ausgeschlossen sind, ist im Gesetz ge-
regelt (§ 31 Abs. 1 und 2 PartG). Darüber hinausgehende
Ablehnungsgründe sind nicht anzuerkennen. Dem Inte-
resse der Partei an der Geheimhaltung interner Vorgänge
– soweit ein solches angesichts des verfassungsrechtli-
chen Transparenzgebotes (Artikel 21 Abs. 1 Satz 4 GG)
überhaupt schützenswert ist – wird sowohl durch die be-
rufsrechtliche als auch durch die spezialgesetzliche Ver-
schwiegenheitspflicht der Prüfer (§ 31 Abs. 3 PartG) hin-
reichend Rechnung getragen. Das Prüfungsverfahren
nach § 23a PartG ist in abgestufte Schritte gegliedert. Erst
wenn die zu seiner Einleitung erforderlichen „konkreten
Anhaltspunkte“ für Unrichtigkeiten auch durch die Stel-
lungnahme der Partei und ihres Wirtschaftsprüfers nicht
ausgeräumt sind, kommt die Beauftragung eines externen
Prüfers in Betracht. Mithin werden schon gewichtige
Hinweise auf Unregelmäßigkeiten vorliegen müssen, ehe
es zu diesem Schritt kommt. Es ist also die Partei, die
durch ihren Rechenschaftsbericht den Anlass zu der in-
tensiveren Überprüfung gesetzt hat. Dann rechtfertigt es
das Transparenzgebot, diesen Anhaltspunkten auch durch
einen Prüfer nachzugehen, der nicht von der Billigung
des zu Prüfenden abhängt. 

Der Hinweis auf die Staatsfreiheit der Parteien (Schutz
vor staatlicher Ausforschung) verfängt nicht. Dieser
Grundsatz wird nicht unzulässigerweise eingeschränkt;
immerhin geht es darum, ob die Partei Mittel aus der
staatlichen Teilfinanzierung beanspruchen kann. 

Vollends inakzeptabel ist, dass eine Partei, die aufgrund
ihres unzureichenden Rechenschaftsberichts die Ursache
für die Prüfung durch den externen Prüfer gesetzt hat, die
dadurch entstehenden Kosten auf die Allgemeinheit ab-
wälzen kann. Das widerspricht verwaltungsrechtlichen
Grundsätzen.

Nur ergänzend sei angemerkt, dass die Vorschrift auch
deshalb missglückt ist, weil nicht geregelt ist, wie zu

88 Bundestagsdrucksache 14/6710, S. 30 (Empfehlung Nr. 8)
89 vgl. dazu Bundestagsdrucksache 14/6711, Morlok, Gutachten

S. 64 f., Klein, Gutachten S. 45, unter Hinweis auf BVerfGE 24,300
90 AZ: 2 BvE 1/02 u. a. 
91 Bundestagsdrucksache 14/8778, S. 14, li. Sp. Nr. 16 92 Bundestagsdrucksache 14/8778, S. 18 r. Sp. unten/S. 19 li. Sp. oben
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verfahren ist, wenn das erforderliche Einvernehmen zwi-
schen dem Bundestagspräsidenten und der Partei nicht
zustande kommt.

Die Kommission empfiehlt dem Gesetzgeber, hier alsbald
Abhilfe zu schaffen. 

e) Korrigierte Rechenschaftsberichte für 
zurückliegende Jahre

Gemäß § 23a Abs. 5 Satz 1 PartG hat eine Partei ihren
fehlerhaften Rechenschaftsbericht zu berichtigen und
nach Entscheidung des Präsidenten des Deutschen Bun-
destages teilweise oder ganz neu abzugeben (mit einem
neuen Prüfertestat). Nur wenn der zu berichtigende Be-
trag im Einzelfall 10 000 Euro und im Rechnungsjahr je
Partei 50 000 Euro nicht übersteigt, kann die Berichti-
gung im Rechenschaftsbericht für das folgende Jahr vor-
genommen werden (§ 23a Abs. 5 Satz 3 PartG).

Die Schatzmeister der im Bundestag vertretenen Parteien
haben bei ihrer Anhörung durch die Kommission den bü-
rokratischen Aufwand dieser Regelung beklagt: Die teils
größeren, teils kleineren Prüfverfahren im Berichtszeit-
raum haben dazu geführt, dass Rechenschaftsberichte für
(teilweise schon länger) zurückliegende Jahre berichtigt
und neu vorgelegt werden müssen; das kann, wenn sich
die Berichtigung auf weitere Jahre auswirkt, zur Folge
haben, dass berichtigte Rechenschaftsberichte für meh-
rere Jahre neu einzureichen sind. Werden wiederholt Un-
richtigkeiten entdeckt, kann das zu einer ganzen Reihe
neu einzureichender Rechenschaftsberichte führen. Die
Kommission pflichtet den Parteischatzmeistern bei, dass
solcher Aufwand eher zu Unübersichtlichkeit führt und
der Transparenz der Rechnungslegung schadet. Die inte-
ressierte Öffentlichkeit dürfte, nachdem eine Unrichtig-
keit publik geworden ist, die Mitteilung, dass der Fehler
korrigiert wurde und um welchen Betrag, um welchen
Rechnungsposten und um welches Rechnungsjahr es
ging, eher zeitnah im nächsten abzugebenden Rechen-
schaftsbericht erwarten. Die Kommission sieht jedenfalls
keinen gravierenden Verlust an Transparenz, wenn erfor-
derliche Berichtigungen jeweils im nächsten Rechen-
schaftsbericht deklariert würden. Sie empfiehlt daher, die
Regelung des § 23a Abs. 5 PartG in diesem Sinne zu
überdenken. Als Mindestlösung käme in Betracht, den
Anwendungsbereich von Satz 3 der Vorschrift durch An-
hebung der dort genannten Beträge zu erweitern.

f) Verwaltungspraxis der mittelverwaltenden 
Behörde

Im Berichtszeitraum hat der Präsident des Deutschen
Bundestages eine Vielzahl von größeren und kleineren
Prüfverfahren eingeleitet. Verdachtshinweise oder An-
haltspunkte für Unrichtigkeiten gehen ihm teilweise von
dritter Seite zu. Oft handelt es sich um Pressemeldungen,
bisweilen sind es auch anonyme Hinweise, teilweise han-
delt es sich um Selbstanzeigen einer Partei gemäß § 23b
PartG. Wie groß die Zahl der Verfahren ist und wie lang-
wierig sie sein können, wird aus den oben angeführten
Tätigkeitsberichten des Präsidenten des Deutschen

Bundestages gemäß § 23 Abs. 5 PartG a. F., § 23 Abs. 4
Satz 1 PartG deutlich.93

Die Parteischatzmeister haben in ihrer Anhörung vor der
Kommission beklagt, dass der Aufwand, den die Einlei-
tung eines Prüfverfahrens nach § 23a PartG mit sich
bringt, namentlich die Kosten für die regelmäßig gefor-
derte Einschaltung eines Wirtschaftsprüfers und dessen
Testat, bisweilen in keinem Verhältnis zu dem Anlass
steht. Es sei unzumutbar, wenn aufgrund vager Verdächti-
gungen mit erheblichem Aufwand parteiinterne Recher-
chen betrieben werden müssen. In vielen Fällen – das
wird auch durch die o. a. Tätigkeitsberichte des Bundes-
tagspräsidenten belegt – erwiesen sich die Meldungen
oder Hinweise als unbegründet.

Die Kommission möchte demgegenüber betonen, dass
der Präsident des Deutschen Bundestages als mittelver-
waltende Stelle von Amts wegen verpflichtet ist, ernst zu
nehmenden Berichten und Hinweisen über Unrichtigkei-
ten in einem Rechenschaftsbericht oder über ein Fehlver-
halten im Umgang mit Parteispenden und Parteifinanzen
nachzugehen. Sein Verwaltungshandeln steht zudem im
Blickfeld der Medien; ein Nichttätigwerden des Bundes-
tagspräsidenten trotz konkreter Verdachtsmomente i. S. v.
§ 23a Abs. 2 PartG könnte seinerseits rechtliche und poli-
tische Kritik erfahren und Zweifel an der gesetzestreuen
und neutralen Wahrnehmung seiner Aufgaben begründen.

Mit dem 8. PartGÄndG hat der Gesetzgeber für die
Prüftätigkeit der mittelverwaltenden Stelle ein spezielles,
gestuftes Verfahren eingeführt. Daneben gilt nach dem
subsidiär heranzuziehenden Verwaltungsverfahrensgesetz
(vgl. § 1 Abs. 2 VwVfG) selbstverständlich, dass jedes
Verwaltungshandeln, namentlich Art und Umfang der
Ermittlungstätigkeit, dem Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit genügen muss. Insbesondere ist vom Gewicht
des öffentlichen Interesses abhängig, ob eine zeit-
raubende oder kostspielige Ermittlungstätigkeit ange-
bracht ist.94 

Die jetzige Gesetzeslage ist noch jung; ihre Handhabung
ist noch nicht gesichert. Die Kommission ist davon über-
zeugt, dass die mittelverwaltende Stelle auch in Anwen-
dung der neuen Gesetzeslage das richtige Augenmaß fin-
den wird, also z. B. geeignete Maßstäbe dafür entwickeln
wird, wann „konkrete Anhaltspunkte“ i. S. v. § 23a
Abs. 2 PartG für die Einleitung eines Prüfverfahrens vor-
liegen und welche Art von Recherche und Aufwand der
konkrete Fall erfordert. 

III. Parteienspezifischer Preisindex

Nach dem Urteil des BVerfG vom 9. April 199295 ist es
„dem Gesetzgeber unbenommen, für die mit Rücksicht
auf Veränderungen des Geldwerts etwa notwendigen An-
passungen (der) absoluten Obergrenze staatlicher Zuwen-

93 Bundestagsdrucksache 14/4747 vom 21. November 2000, Bundes-
tagsdrucksache 14/7979 vom 10. Januar 2002

94 vgl. Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, Kommentar, 6. Aufl. 2001, § 24
Rdnr. 36 ff., § 26 Rdnr. 8 

95 BVerfGE 85, 264 (291 f.)



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 25 – Drucksache 15/3140
dungen an die Parteien einen Index festzulegen, der sich
auf die Entwicklung der für die Erfüllung der Aufgaben
der Parteien relevanten Preise bezieht.“ Diesen Hinweis
hat der Gesetzgeber mit der Regelung über den so ge-
nannten parteienspezifischen Preisindex aufgegriffen, der
aufgrund eines besonderen Warenkorbes ermittelt wird
(§ 18 Abs. 6 PartG). Er ist auch der Anregung des
BVerfG gefolgt, diese Aufgabe einer Kommission unab-
hängiger Sachverständiger zu übertragen.

Auf dieser Grundlage haben die Herzog-Kommission und
die jetzige Kommission ihre Berichte dem Deutschen
Bundestag übermittelt. Der Gesetzgeber hat die Feststel-
lungen zum Anlass genommen, die absolute Obergrenze
des § 18 Abs. 2 PartG bislang zwei Mal zu erhöhen, näm-
lich zunächst durch das Siebte Gesetz zur Änderung des
Parteiengesetzes vom 17. Februar 199996 von 230 auf
245 Mio. DM und sodann durch das Achte Gesetz zur
Änderung des Parteiengesetzes vom 29. Juni 200297 auf
133 Mio. Euro (= rd. 260,125 Mio. DM). Das entspricht
im Endergebnis dem denkbaren Betrag, der sich aus den
von der Kommission festgestellten Indexwerten ergab.
Die Entscheidung, ob diese Erhöhungen angesichts der
vielfältigen Spar- und Kürzungsmaßnahmen in vielen an-
deren Lebensbereichen politisch vertretbar sind, fällt in
den Einschätzungs- und Verantwortungsbereich des Ge-
setzgebers.

Der Gesetzgeber ist zudem der Empfehlung der Kommis-
sion in ihrem Bericht vom 18. Juli 2001 gefolgt98 und hat
die jährliche Feststellung des parteienspezifischen Preis-
index dem Präsidenten des Statistischen Bundesamtes
übertragen (nunmehr § 18 Abs. 6 Satz 2 PartG).

Die Regelung über den parteienspezifischen Preisindex
hat sich grundsätzlich bewährt. Der Preisindex und die
Erhöhung der absoluten Obergrenze wurden seit 1994 in
der Öffentlichkeit nicht mehr kontrovers diskutiert. Die
Kommission ist sicher, dass auch nach der Übertragung
dieser Aufgabe an den Präsidenten des Statistischen Bun-
desamtes eine sachliche Behandlung dieser Thematik
weiterhin gewährleistet ist und dass den Feststellungen
dieser fachlich dafür ausgewiesenen Behörde dieselbe be-
friedende Wirkung zukommt, die in den vergangenen
Jahren durch die Berichte der Kommission erreicht
wurde. 

1. Entwicklung des parteienspezifischen 
Warenkorbes und des Preisindex

Die Aufstellung und Fortschreibung eines parteienspezi-
fischen Warenkorbes und darauf beruhender Preisreihen
bereiten praktische Probleme. Da das Statistische Bun-
desamt mangels entsprechender gesetzlicher Bestimmun-
gen in Teilbereichen geeignete Preisreihen nicht zur Ver-
fügung stellen kann, müssen die erforderlichen Daten
gesondert erhoben werden, z. B. im Teilkorb der
parteienspezifischen Medienkosten (Werbespots im pri-

vatrechtlichen Fernsehen und Rundfunk; Zeitungsan-
zeigen; Werbeplakatflächen). Insoweit kann auf den Be-
richt der Herzog-Kommission99 und auf den Bericht der
jetzigen Kommission zur Überprüfung des parteienspezi-
fischen Warenkorbes vom 13. Juni 2003100 verwiesen
werden.

Grundsätzlich stellt sich die Frage, ob es eines
parteienspezifischen Preisindex und des ihm zugrunde
liegenden Warenkorbes weiterhin bedarf, ob die Ermitt-
lung der Preisentwicklung der parteienspezifischen Aus-
gaben einfacher gestaltet und ob der diesbezügliche Auf-
wand reduziert werden kann. Die Kommission hat dies
bereits in ihrem Bericht vom 18. Juli 2001 thematisiert
und angekündigt, in diesem Abschlussbericht dazu einen
Vorschlag zu unterbreiten.101

Die Berechtigung dieser Fragestellung zeigt sich, wenn
man die Entwicklung des parteienspezifischen Preisindex
mit dem allgemeinen Verbraucherpreisindex vergleicht.
Die Kommission hat – mit Unterstützung des Statisti-
schen Bundesamtes – eine solche vergleichende Betrach-
tung angestellt. Grundlage dafür waren die in den Anla-
gen 7 bis 9 dargestellten Tabellen und Schaubilder. Aus
ihnen wird Folgendes deutlich: 

In den ersten Jahren waren die Entwicklung des parteien-
spezifischen Preisindex und die des allgemeinen Verbrau-
cherpreisindex noch sehr unterschiedlich. Der parteien-
spezifische Preisindex war in den Jahren 1995 bis 1999
durch deutliche Schwankungen gekennzeichnet, die sich
allerdings über die Jahre ausglichen. Seit dem Jahr 1999
dagegen zeigen sich zwischen den Verläufen des parteien-
spezifischen Preisindex und des allgemeinen Verbrau-
cherpreisindex keine signifikanten Unterschiede mehr.
Ihre Entwicklung verläuft weitgehend parallel.

Die Kommission führt – in Übereinstimmung mit dem
Statistischen Bundesamt – die erwähnten Divergenzen in
den Jahren 1995 bis 1999 vor allem auf zwei Umstände
zurück: Zum einen war dieser Zeitraum durch eine gra-
vierende Veränderung in der Preisentwicklung bei den
Medienkosten gekennzeichnet, die im Rahmen des
parteienspezifischen Warenkorbes von besonderem
Gewicht sind (derzeit mit einem Wägungsanteil von
28 Prozent). Zum anderen war und ist gerade deren Er-
mittlung – mangels anderer geeigneter amtlicher Preis-
reihen – mit den oben dargestellten besonderen Schwie-
rigkeiten verbunden. Schon die Vorgängerkommission
hat es für erforderlich gehalten, nach der erstmaligen
Festlegung des parteienspezifischen Warenkorbes im Jahr
1996102 bereits im folgenden Jahr den Warenkorb zu
korrigieren und gerade im Bereich der Medienkosten ver-
feinerte Methoden, namentlich durch besondere Preis-
reihen, zur Ermittlung der Preisentwicklung festzule-
gen.103 Dies hat die jetzige Kommission in ihrem Bericht

96 BGBl. I S. 146
97 BGBl. I. S. 2268
98 Bundestagsdrucksache 14/6710, S. 32 (Empfehlung Nr. 13)

99 Bundestagsdrucksache 14/637, S. 37
100 Bundestagsdrucksache 15/1270 vom 17. Juni 2003
101 Bundestagsdrucksache 14/6710, S. 32, l. Sp. (Empfehlung 12)
102 Bundestagsdrucksache 13/3574 vom 25. Januar 1996 
103 Bundestagsdrucksache 13/7517 vom 15. April 1997
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vom 13. Juni 2003104 durch eine weitere Spezifizierung
des Warenkorbes, gerade im Bereich der Medienkosten,
fortgesetzt. 

Die Kommission ist der Überzeugung, dass es infolge
dieser Verfeinerungen gelungen ist, jedenfalls seit 1999
die Preisentwicklung der parteienspezifischen Ausgaben
möglichst wirklichkeitsgetreu zu erfassen und darzustel-
len. Dies geschieht allerdings mit einem – wie darge-
stellt – erheblichen Aufwand. Diesen zu minimieren,
ohne die Genauigkeit zu verlieren, ist der Kommission
ein Anliegen. 

2. Vorschlag: Gemischter Index und Verzicht 
auf den parteienspezifischen Warenkorb

Angesichts des weitgehend parallelen Verlaufs des partei-
enspezifischen Preisindex und des allgemeinen Verbrau-
cherpreisindex seit dem Jahr 1999 hat die Kommission
einen dritten – von ihr definierten – Index in die verglei-
chende Betrachtung einbezogen, der nachfolgend als „ge-
mischter Index“ bezeichnet wird. Er setzt sich zusammen

– mit einem Wägungsanteil von 30 Prozent aus dem In-
dex der tariflichen Monatsgehälter der Angestellten
bei Gebietskörperschaften (Index für Gesamtdeutsch-
land) und 

– mit einem Wägungsanteil von 70 Prozent aus dem all-
gemeinen Verbraucherpreisindex. 

Der erstgenannte Wägungsanteil folgt daraus, dass mit
genau diesem Gewicht und mit diesem Index die Perso-
nalkosten der Parteien auch im parteienspezifischen
Warenkorb (Gütergruppe 1) veranschlagt sind. Der Rück-
griff auf den allgemeinen Verbraucherpreisindex im Übri-
gen bietet sich an, weil auch im parteienspezifischen
Warenkorb bei mehreren Gütern auf Teilindizes (Güter-
gruppen 3, 5, 6.2, 7, 8.1, 8.2., 9.6 b und 10) oder auf den
Gesamtindex (Gütergruppe 11) dieses allgemeinen Ver-
braucherpreisindex abgestellt wird.105 

Berechnet man für die Vergangenheit den Verlauf dieses
„gemischten Index“ und vergleicht man ihn mit dem Ver-
lauf des parteienspezifischen Preisindex und mit dem all-
gemeinen Verbraucherpreisindex, so ergibt sich, dass
– jedenfalls ab dem Jahr 1999 – die Entwicklung dieses
gemischten Index mit dem des parteienspezifischen Preis-
index (und auch des allgemeinen Verbraucherpreisindex)
weitgehend parallel verläuft. Verbleibende Unterschiede
sind nach Auffassung der Kommission zu vernachlässi-
gen. 

Die Kommission ist, gestützt auf die Beratung durch das
Statistische Bundesamt, mit diesem übereinstimmend der
Auffassung, dass mit dem vorliegenden Datenmaterial
über die Preisverläufe in den Jahren 1995 bis 2003 eine
hinreichend verlässliche statistische Basis vorliegt. 

Die Kommission empfiehlt dem Gesetzgeber, in Zukunft
den dargestellten gemischten Index als parteienspezifi-
schen Preisindex zu verwenden und an die Stelle des bis-
herigen zu setzen. Dieser gemischte Index ist aufgrund
seiner von der Kommission mit Bedacht so gewählten
Wägungsanteile geeignet, die Preisentwicklung im Be-
reich der parteienspezifischen Ausgaben möglichst wirk-
lichkeitsnah, aber ohne den bislang betriebenen statisti-
schen Aufwand zu erfassen. Er bietet den Vorteil, dass er
anhand der vom Statistischen Bundesamt ohnehin erho-
benen amtlichen Preisreihen ohne weiteres schnell ermit-
telt werden kann. Gleichzeitig wird es dadurch überflüs-
sig, einen speziellen parteienspezifischen Warenkorb
festzulegen und in regelmäßigen Zeitabständen zu über-
prüfen. Der dafür jeweils erforderliche Aufwand würde
entfallen.

Die Kommission betrachtet diesen Vorschlag auch als ei-
nen bescheidenen Beitrag zur Entbürokratisierung in die-
ser komplexen Rechtsmaterie. 

Die oben wiedergegebenen Ausführungen des BVerfG im
Urteil vom 9. April 1992106 stehen nach Auffassung der
Kommission dem hier unterbreiteten Vorschlag (Verzicht
auf einen parteienspezifischen Warenkorb; gemischter
Preisindex) nicht entgegen. Das Gericht hat seinerzeit in
rechtstatsächlicher Hinsicht die Annahme nicht ausge-
schlossen, dass die Entwicklung der „für die Erfüllung
der Aufgaben der Parteien relevanten Preise“ sich von
dem Preisindex der allgemeinen Lebenshaltungskosten so
wesentlich unterscheiden werde, dass es eines speziellen
parteienspezifischen Preisindex bedürfe. Diese Annahme
hat sich in der Rückschau nicht bestätigt: Trotz Festle-
gung eines speziellen Warenkorbes, der die parteitypi-
schen Ausgaben mit bestimmter Gewichtung wirklich-
keitsnah zu erfassen sucht, ergibt die oben dargestellte
vergleichende Betrachtung, dass zwischen dem darauf be-
ruhenden parteienspezifischen Preisindex und dem allge-
meinen Verbraucherpreisindex und ebenso zu dem ge-
mischten Index kein wesentlicher Unterschied besteht.
Von daher sieht die Kommission keinen Grund für die
Annahme, dass ein Verzicht auf den parteienspezifischen
Preisindex vom BVerfG beanstandet werden würde. Der
Kommissionsvorschlag bedeutet auch keinen „Verzicht“
auf den parteienspezifischen Preisindex als solchen, son-
dern vereinfacht nur das Verfahren zu dessen Ermittlung;
obsolet wird vielmehr die Festlegung, Überprüfung und
Forschreibung eines diesem Preisindex zugrunde liegen-
den Warenkorbes. 

Die Kommission stellt in Rechnung, dass der Gesetzge-
ber – schon wegen der Dauer eines Gesetzgebungsverfah-
rens – auf diese Empfehlung nicht in Kürze reagieren
wird. Folglich wird der am 1. Juli 2004 sein Amt antre-
tende nächste Bundespräsident erneut eine Kommission
berufen, die den parteienspezifischen Warenkorb zu über-
prüfen hat (§ 18 Abs. 7 Sätze 1–3 PartG). Bis deren Be-
richt vorliegt, wird die Preisindex-Reihe voraussichtlich
(mindestens) um ein weiteres Jahr fortgeschrieben sein.

104 Bundestagsdrucksache 15/1270 vom 17. Juni 2003, S. 8 f. (Güter-
gruppe 9)

105 Bundestagsdrucksache 15/1270 vom 17. Juni 2003, Tabelle S. 10 106 BVerfGE 85, 264 (291 f.)
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Die jetzige Kommission erwartet, dass sich mit der fort-
geschriebenen Preisreihe das oben dargestellte Bild ver-
festigen wird und dass ihre jetzige Empfehlung dadurch
weitere Bestätigung und Bekräftigung erfahren wird. 

IV. Transparenz in weiteren Bereichen 
der Politikfinanzierung

1. Sachlage: Pauschalkritik und Misstrauen 
gegenüber der Politikfinanzierung

Die Amtszeit der Kommission war, wie eingangs darge-
stellt, dadurch gekennzeichnet, dass durch Ermittlungen
der Justiz, aber auch durch Berichte der Medien eine
Vielzahl von Fällen bekannt wurde, die ein Fehlverhalten
von Politikern im Umgang mit Parteispenden und Partei-
finanzen zum Gegenstand hatten. In einigen Fällen ging
es auch um den Verdacht der Korruption und unzulässiger
Einflussnahme (Bestechung, Vorteilsnahme u. a.). Diese
größeren oder kleineren, teils zutreffenden, teilweise sich
als falsch erweisenden „Skandalfälle“ gefährden die Ver-
trauenswürdigkeit der Parteien. Sie können Bausteine für
eine ungerechtfertigte Kritik an der Parteiendemokratie
als System darstellen. 

Die Parteien stehen immer wieder in der – teilweise pau-
schalen – Kritik, dass ihnen reichlich und ungerechtfertigt
Finanzmittel oder geldwerte Vorteile zukämen. Der Be-
fund geht aber über den engeren Bereich der Parteienfi-
nanzierung hinaus: Organisationen im Umfeld der Par-
teien, Parteistiftungen und der parlamentarische Bereich
werden verdächtigt, die Parteien verdeckt zu finanzieren.
Überhaupt wird der gesamte Politikbereich mit dem Pau-
schalurteil belegt, er sei zu teuer und überfinanziert. Der
„Politikbetrieb“ wird unter einen Generalverdacht ge-
stellt, der auf das Schlagwort von der „Selbstbedienung“
der Parteien und „der Politiker“ verkürzt werden kann.

Die Kommission schließt sich solcher Betrachtung nicht
an. Sie sieht die Verknüpfung von berechtigter Einzelkri-
tik und abwertendem Pauschalurteil mit Sorge. Sie be-
fürchtet als deren Folge einen schleichenden Verlust des
Vertrauens in die Parteiendemokratie. Dem gilt es entge-
genzuwirken. 

2. Vorschlag: Transparenz durch 
Politikfinanzierungsbericht 

Nach Auffassung der Kommission ist ein Grund für das
dargestellte Misstrauen die mangelnde Transparenz der
Finanzierung dieses weiter gefassten Politikbereichs. Es
geht einher mit fehlendem Wissen über und fehlender
Einsichtsmöglichkeit in die Vielfältigkeit und Komplexi-
tät des „Politikbetriebs“. Deshalb sollte auch hinsichtlich
der Finanzierung dieses weiteren Politikbereichs mehr
Transparenz geschaffen werden. Das mag im Einzelnen
„unbequem“ sein, wird aber auf Dauer Misstrauen in das
Funktionieren der Parteiendemokratie abbauen können.

Die Organisation demokratischer Politik verursacht Auf-
wand und Kosten. Demokratische Beratung und Ent-
scheidung kosten Zeit und Arbeitskraft von Menschen.
Diese Selbstverständlichkeit sollte von den Handelnden

im „Politikbetrieb“ offensiv vertreten werden. Solange
den Bürgern unklar ist, für welche Institution oder Orga-
nisation staatliche Mittel in welcher Höhe und für welche
näheren Aufgaben und Zwecke verwandt werden, ist der
„Politikbetrieb“ leicht abwertender Kritik von populis-
tisch argumentierenden Akteuren oder Beobachtern aus-
gesetzt.

Aus diesem Grund hat die Kommission in ihrem Bericht
vom 18. Juli 2001107 die regelmäßige Vorlage und Veröf-
fentlichung eines „Politikfinanzierungsberichts“ vorge-
schlagen. In diesem soll das Gesamtvolumen der staatli-
chen Finanzmittel mit allen Haushaltsansätzen, allen
Einzelzuweisungen und allen Empfängern solcher Leis-
tungen in dem näher zu definierenden „weiteren Politik-
bereich“ dargestellt werden. 

Die Kommission wiederholt und bekräftigt hiermit diese
Empfehlung. Sie hat ihren damaligen Vorschlag im Ein-
zelnen begründet; sie hat in differenzierter Weise be-
schrieben, welche „weiteren Politikbereiche“ Gegenstand
eines solchen Politikfinanzierungsberichts sein könnten.
Das soll hier nicht im Einzelnen wiederholt, aber doch
zum besseren Verständnis zusammengefasst kurz resü-
miert werden:

a) Hinsichtlich der einzelnen Felder des in einem sol-
chen Bericht darzustellenden weiteren Politikbereichs un-
terscheidet die Kommission zwischen vier Bereichen:

(1) den Umfeldorganisationen,

(2) den parteinahen Stiftungen,

(3) der mittelbaren Finanzierung durch das Steuerrecht
und

(4) dem Kernbereich der Politik und der Verfassungsord-
nung.

Zu (1): Die Parteien stehen in Beziehung zu verschiede-
nen Organisationen, Vereinigungen und Einrichtungen in
ihrem Umfeld. Diese können je nach Satzungslage entwe-
der ein unselbständiger Teil der Partei oder eine selbst-
ständige Einrichtung außerhalb derselben sein. Sie stehen
– mehr oder weniger – den politischen Zielen der Parteien
nahe und nehmen wichtige Aufgaben im Bereich der poli-
tischen Meinungsbildung wahr. Zum Kreis dieser Unter-
und Nebenorganisationen oder auch nur nahestehenden
Institutionen gehören z. B. die jeweiligen Jugendorgani-
sationen der Parteien, außerdem weitere Vereinigungen
für besondere Personengruppen, wie z. B. die Frauen-
Union oder die Mittelstandsvereinigung der CDU. Da-
rüber hinaus gibt es zahlreiche Einrichtungen, die im wei-
testen Sinne im Bereich der politischen Bildung tätig sind
und dabei teilweise zu einer bestimmten Partei tendieren.
Die Bezeichnungen sind unterschiedlich („Akademie“,
„Bildungswerk“, „Bildungszentrum“ o. Ä.). 

Um diesen Bereich der Organisationen und Vereinigun-
gen im Umfeld der politischen Parteien trotz aller Unter-
schiede kurz bezeichnen zu können, wird hier der Begriff

107 Bundestagsdrucksache 14/6710 vom 19. Juli 2001, S. 56 ff (Empfeh-
lung Nr. 59)
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„Umfeldorganisationen“ verwendet. Diese Organisatio-
nen können staatliche Mittel in unterschiedlicher Höhe
und aus unterschiedlichen Haushaltsansätzen verschiede-
ner Ressorts erhalten (z. B. aus dem Bundesjugendplan,
aus Mitteln des Auswärtigen Amtes u. a.). Die Vielfalt ist
groß. Es fehlt der Gesamtüberblick über den Umfang und
die Verteilung der Mittel.

Zu (2): Eine besondere Stellung haben die parteinahen Stif-
tungen der größeren politischen Parteien (Friedrich-Ebert-
Stiftung, Konrad-Adenauer-Stiftung, Heinrich-Böll-
Stiftung, Friedrich-Naumann-Stiftung, Hanns-Seidel-
Stiftung, Rosa-Luxemburg-Stiftung). Das BVerfG hat
zur Abgrenzung zwischen den Parteien und den partei-
nahen Stiftungen das Wesentliche gesagt.108 Die Stiftun-
gen leisten wichtige Arbeit u. a. im Bereich der politi-
schen Bildung, der Studienförderung, der politischen
Forschung und der internationalen Zusammenarbeit und
Entwicklung. Auch hier wäre eine Zusammenstellung al-
ler zugewendeten öffentlichen Mittel ein Beitrag zur
Transparenz.

Zu (3): Eine indirekte Form der Politikfinanzierung ist die
steuerliche Subventionierung von Mitgliedsbeiträgen und
Spenden an Parteien. Dadurch finanziert der Staat mittel-
bar die Parteien. Der Kommission ist bekannt, dass Ge-
samtdaten dazu nicht vorliegen.109 Sie hält aber Schätzun-
gen für möglich.

Zu (4): Von allen vorstehenden Formen der Politikfinan-
zierung deutlich zu unterscheiden ist schließlich der Be-
reich, der den Kernbereich der Politik und der Verfas-
sungsordnung bildet. Das ist im Wesentlichen das
parlamentarische Geschehen. Mithin zählen dazu insbe-
sondere die Finanzierung der Fraktionen und die Entschä-
digung und Versorgung der Abgeordneten (Letztere ein-
schließlich ihrer Mitarbeiter). Auch insoweit wird immer
wieder der pauschale Vorwurf erhoben, „die Politiker“
seien bei der Bewilligung von staatlichen Mitteln für ihr
unmittelbares Tätigkeitsfeld großzügig, der gesamte Poli-
tikbereich sei zu teuer. 

b) Die Kommission ist sich bewusst, dass sich ihr Auf-
trag auf den (engeren) Bereich des Rechts der Parteienfi-
nanzierung bezieht. Fragen der Finanzierung der Umfeld-
organisationen, der Stiftungen und der parlamentarischen
Arbeit gehören nicht dazu. Andererseits sind gerade die
finanziellen Beziehungen der Parteien zu den Umfeldor-
ganisationen, die Kooperation mit den parteinahen Stif-
tungen und die Nähe zu der Arbeit der Fraktionen und der
Abgeordneten immer wieder Gegenstand der Kritik. Das
veranlasst die Kommission, die vorliegende – weiterge-
hende – Empfehlung zu geben.110

c) Die Kommission verkennt nicht, dass Teile des vor-
stehend umschriebenen „weiteren Politikbereichs“ bereits
nach geltendem Recht einer öffentlichen Kontrolle unter-
liegen: Die Fraktionen als Teilgliederungen der Parla-
ments haben öffentlich Rechenschaft zu geben (§ 52
Abs. 1 AbgG) und unterliegen der Kontrolle des Bundes-
rechnungshofs (§ 53 AbgG). Die parteinahen Stiftungen
unterliegen ebenfalls der externen Finanzkontrolle des
Bundesrechnungshofs. 

Nach Auffassung der Kommission wäre es deshalb ver-
fehlt, eine Lösung zu suchen, mit der darüber hinausge-
hend der gesamte oben beschriebene „weitere Politikbe-
reich“ pauschal einer dem Artikel 21 Abs. 1 Satz 4 GG
vergleichbaren Rechenschaftspflicht unterworfen würde.
Für die Umfeldorganisationen dürfte es – schon wegen
der Vielfalt der Erscheinungsformen – schwer fallen, ein-
deutige Kriterien festzulegen, damit sie einer Partei im
Sinne einer gemeinsamen Rechnungslegung „zugeord-
net“ werden können. Es ist überdies ausgeschlossen, den
Parteien oder den selbstständigen Organisationen vorzu-
schreiben, welche Organisationsform sie zu wählen ha-
ben. Das würde jedenfalls gegen die grundrechtlich ge-
schützte Vereinigungsfreiheit (Artikel 9 Abs. 1 GG) und
die Staatsfreiheit der Parteien (Artikel 21 Abs. 1 Sätze 1
und 2 GG) verstoßen. 

d) Ausreichend, aus den obigen Gründen aber auch ge-
boten, wäre dagegen der hier vorgeschlagene Bericht
über die Finanzierung dieses „weiteren Politikbereichs“:
Die Bundesregierung sollte gesetzlich verpflichtet
werden, in bestimmten zeitlichen Abständen einen „Poli-
tikfinanzierungsbericht“ vorzulegen, in dem das Gesamt-
volumen der staatlichen Finanzmittel mit allen Haushalts-
ansätzen, allen Einzelzuweisungen und allen Empfängern
solcher Leistungen im Bereich der Politikfinanzierung im
Zusammenhang dargestellt wird. 

Derzeit gibt es für die breite Öffentlichkeit keine zusam-
menhängende Übersicht, welche Einrichtungen in
welcher Höhe aus welchen Haushaltsansätzen staatliche
Mittel erhalten.111 Ein auch in der Darstellung übersichtli-
cher und verständlicher Bericht darüber, welche staatli-
chen oder nichtstaatlichen Institutionen in welchem Um-
fang staatliche Mittel erhalten, wäre ein entscheidender
Gewinn an Transparenz im Bereich der Politikfinanzie-
rung. Ähnliche Berichtspflichten gibt es auf Bundesebene
derzeit schon zu vielen anderen Politikfeldern.

Es bedürfte genauer Festlegung, welche Organisationen
und Institutionen durch einen solchen „Politikfinanzie-
rungsbericht“ erfasst werden sollten. Gegenstand, Verfah-
ren und Zuständigkeiten eines solchen Politikfinanzie-
rungsberichts sollten ggf. – soweit erforderlich –
gesetzlich abgesichert und geregelt werden. Der Bericht

108 vgl. BVerfG, Urteil vom 14. Juli 1986 – 2 BvE 5/83 –, BVerfGE 73,
1 (31 ff.), ferner Günther/Vesper, ZRP 1994, 289 (290 f.)

109 vgl. den Bericht der Herzog-Kommission, Bundestagsdruck-
sache 14/637, III. E., S. 31 f.

110 vgl. zu den parteinahen Stiftungen bereits die Weizsäcker-Kommis-
sion, Bundestagsdrucksache 12/4425, S. 10, 36

111 vgl. hierzu Bundestagsdrucksache 14/4019, S. 10 ff.: Antwort der
Bundesregierung (damalige Staatssekretärin Brigitte Zypries, BMI)
vom 11. August 2000 auf eine schriftliche Frage des Abgeordneten
Jürgen Koppelin (Haushaltsmittel für fünf politische Stiftungen in
den Jahren 1998 und 1999)
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sollte im Abstand von fünf Jahren erstellt werden. Er
sollte dem Präsidenten des Deutschen Bundestages zur
Veröffentlichung als Bundestagsdrucksache und zur Be-
handlung durch den Deutschen Bundestag vorlegt wer-
den.

Zur Vermeidung von Missverständnissen sei ausdrücklich
betont und wiederholt: Diese Empfehlung zielt nicht dar-
auf ab, eine Kürzung der Finanzmittel für die Vielzahl der
im weiteren Politikumfeld tätigen Organisationen und
Einrichtungen oder etwa für die Fraktionen und Abgeord-
neten anzustoßen. Ziel dieser Empfehlung ist die Herstel-
lung von Transparenz für Gesetzgeber und Öffentlichkeit
durch eine – bislang so nicht verfügbare – übersichtliche
Zusammenstellung aller öffentlichen Finanzleistungen
für den beschriebenen Bereich. Zugleich würde ein sol-
cher Gesamtüberblick den Gesetzgeber und die politisch
Verantwortlichen in die Lage versetzen, die Angemessen-
heit des Einsatzes staatlicher Mittel besser zu beurteilen
und ihre Verteilung effektiver zu gestalten. 

C. Abschließende Überlegungen
I. Künftige Aufgabe der Kommission

Die gesetzlich festgelegten Aufgaben der Kommission
(§ 18 Abs. 7 PartG) sind eingangs dargestellt. Sie sind
– im Vergleich zum ursprünglichen Aufgabenkreis der
Kommission – bereits durch die jüngste Gesetzesnovelle
(das 8. PartGÄndG) reduziert worden, indem die jährli-
che Ermittlung des parteienspezifischen Preisindex dem
Statistischen Bundesamt übertragen wurde. 

Wenn der Gesetzgeber der obigen Empfehlung112 der
Kommission folgt und den dort dargestellten gemischten
Preisindex anstelle des derzeitigen parteienspezifischen
Preisindex verwendet, hätte das weitere Konsequenzen
für den Aufgabenkreis der Kommission: Folge wäre, dass
es eines parteienspezifischen Warenkorbes nicht mehr be-
dürfte; es entfiele die Aufgabe der Kommission, diesen
gemäß § 18 Abs. 7 Sätze 1 bis 3 PartG zu überprüfen,
d. h. seine Zusammensetzung und Gewichtung sowie das
Basisjahr neu festzulegen. Diesen Aufwand obsolet zu
machen, ist gerade Sinn und Zweck dieses Kommissions-
vorschlages.

Übrig bliebe als Aufgabe der Kommission allein die in
§ 18 Abs. 7 Satz 4 PartG vorgesehene Möglichkeit, dass
bei (gemeint ist: vor geplanten) Änderungen in der Struk-
tur der staatlichen Parteienfinanzierung auf Verlangen des
Deutschen Bundestages erneut eine Kommission einberu-
fen werden soll, (zu ergänzen wäre:) damit diese – wie in
der Vergangenheit – Empfehlungen für den Gesetzgeber
ausarbeitet.

Allein diese nur eventuelle Aufgabenzuweisung macht es
nicht erforderlich und rechtfertigt es nicht, im Parteienge-
setz überhaupt noch eine Kommission von Sachverständi-
gen für Fragen der Parteienfinanzierung als ad hoc zu
berufende Kommission oder als Dauereinrichtung vorzu-

sehen. Die bereits erfolgte Aufgabenübertragung auf das
Statistische Bundesamt (Feststellung des parteienspezifi-
schen Preisindex) und der Vorschlag zum gemischten
Preisindex im vorliegenden Bericht (mit dem Wegfall des
parteienspezifischen Warenkorbes) machen die Kommis-
sion überflüssig. 

Die bisherigen Aufgabenzuweisungen in den beiden letz-
ten Absätzen von § 18 PartG könnten folglich so formu-
liert werden, dass nur noch die Aufgabe des Statistischen
Bundesamtes zur jährlichen Ermittlung des parteienspezi-
fischen Preisindex (derzeit § 18 Abs. 6 Satz 2 PartG) und
dessen Zusammensetzung (gemischter Index gemäß obi-
gem Vorschlag) festgelegt werden.

Auf die gesetzliche Installation einer Kommission von
Sachverständigen für Fragen der Parteienfinanzierung
(derzeit § 18 Abs. 7 PartG) kann auch deshalb verzichtet
werden, weil die Möglichkeit und Befugnis, eine solche
Kommission zu berufen, dem Bundespräsidenten schon
aufgrund seiner verfassungsrechtlichen Stellung gegeben
ist. Demgemäß haben Bundespräsident Professor Dr. Karl
Carstens im Jahr 1982 (auf eine Bitte der damals im
Bundestag vertretenen Parteien) und Bundespräsident Dr.
Richard von Weizsäcker im Jahr 1992 (nachdem das
BVerfG wesentliche Teile des damals geltenden PartG für
nichtig erklärte) jeweils ohne ausdrückliche gesetzliche
Grundlage allein aufgrund ihrer verfassungsrechtlichen
Stellung als Staatsoberhaupt eine Sachverständigenkom-
mission berufen.113 Auf dieselbe Befugnis gestützt hat
auch Bundespräsident Johannes Rau im Jahr 2000 der jet-
zigen Kommission einen umfassenden Prüfungsauftrag
erteilt. 

Die Kommission wiederholt insoweit ihre Empfehlung
aus ihrem Bericht vom 18. Juli 2001,114 dass Einberufung
und Aufgaben einer künftigen Parteienfinanzierungskom-
mission in das staatspolitische Ermessen des Bundes-
präsidenten gelegt werden sollten. Dazu gehört insbe-
sondere, ob und wann er Anlass sieht, eine solche
Kommission um einen Bericht zu bitten und was dessen
Inhalt sein soll. Es kann – wie die Vergangenheit zeigt –
darauf vertraut werden, dass der zu neutraler und überpar-
teilicher Amtsführung verpflichtete jeweilige Bundesprä-
sident von seinem staatspolitischen Ermessen sachgerecht
Gebrauch machen wird. 

II. Ausblick

Der Gesetzgeber hat sich zahlreiche Empfehlungen der
Kommission in ihrem Bericht vom 18. Juli 2001 zu eigen
gemacht und sie mit der Gesetzesnovelle 2002 umgesetzt.
Die Kommission zeigt mit dem vorliegenden Bericht auf,
wo noch Defizite bestehen bzw. wo sich neue Probleme
auftun. Sie empfiehlt dem Gesetzgeber, diese zu beobach-
ten und ggf. tätig zu werden. 

112 s. o. C.III.

113 Die Berufung der Kommission stellt eine Anordnung oder Verfügung
des Bundespräsidenten i. S. v. Artikel 58 Satz 1 GG dar, die der Ge-
genzeichnung durch den Bundeskanzler oder durch den zuständigen
Bundesminister bedarf. 

114 Bundestagsdrucksache 14/6710, S. 74 (Empfehlung Nr. 80)
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Die im Berichtszeitraum bekannt gewordenen Rechtsver-
stöße im Umgang mit Parteispenden und Parteifinanzen
sind und waren, ungeachtet von Mängeln der Rechtslage
und des Systems, in erster Linie zurückzuführen auf das
Fehlverhalten von Personen, sei es Einzelner oder einer
überschaubaren Gruppe. Der ganz überwiegende Teil der
mit Parteispenden und Parteifinanzen befassten, oft eh-
renamtlichen Mitarbeiter in den Parteien dagegen ist
rechtstreu. 

So sehr der Gesetzgeber sich auch bemüht, Mängel der
Rechtslage zu beheben: gegen rechtswidriges und doloses
Verhalten ist auch das beste Parteiengesetz nicht gefeit.
Deutschland hat – im internationalen Vergleich – ein gu-
tes, beinahe perfektionistisches Recht der Parteienfinan-
zierung. Wichtig ist, dass auch eine Änderung des Verhal-
tens derjenigen eintritt, die in der Hoffnung auf
persönliche oder parteipolitische Vorteile sich zu Rechts-
verstößen hinreißen lassen.
Berlin, den 10. Mai 2004

Dr. Hedda von Wedel
(Vorsitzende)

Prof. Dr. Ulrich von Alemann Hans Günther Merk

Dr. Hans-Dietrich Winkhaus Dr. Dieter Wunder
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Warenkorb 2002

errechnet aus Ausgaben für 20011) und Ausgaben für die Bundestagswahl 20022)

Ausgabenkategorie: Errechnet
in %

Gerundet3)

in %

1.1 Personal lt. Rechenschaftsbericht 29,1 29,0
1. Personal 1.2 sonstige Personalkosten 1,6 1,5
2. Büroausstattung 2. Büromöbel etc. 2,9 3,0
3. Kfz-Kosten 3. Pkw 1,4 1,5
4. Versand 4. Versandkosten 4,7 4,5
5. Telekommunikation 5. Telefonkosten 2,7 2,5

6.1 EDV-Hardware 1,3 1,5
6. EDV 6.2 EDV-Software 0,8 1,0

7.1 Bewirtung 1,9 2,0
7. Bewirtung, Reise 7.2 Reisekosten 3,7 3,5

8.1 Kalt-Miete Parteigebäude 5,8 6,0
8.2 Nebenkosten 3,7 3,58. Mieten
8.3 Miete Veranstaltungsräume 3,4 3,5
9.1 privater Hörfunk / privates Fernsehen 1,6 1,5
9.2 Plakatierung 6,5 6,5
9.3 Zeitungsanzeigen 4,0 4,0
9.4 Druck, Vervielfältigung 10,4 10,5
9.5 Internet – Einrichtung und Betreuung 0,8 1,0

9. Medienkosten, Druck
    und Vervielfältigung

9.6 Agenturkosten, sonstige Medienkosten 4,6 4,5
10. Beratungsleistungen 10. Wirtschaftsprüfung, Rechtsberatung,

      Meinungsforschung, andere Fragen
2,0 2,0

11. Sonstiges 11. Sonstiges 7,1 7,0

GESAMTSUMME In % 100,0 100,0

In Mill. Euro 4) 378 378

1) Jahr 2001 mit 100% eingearbeitet
2) Jahr 2002 (Bundestagswahl) mit 25% eingearbeitet
3) gerundet auf 0,5 Prozentpunkte
4) Ausgaben von SPD, CDU, CSU, B´90/Die Grünen, PDS
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Gegenüberstellung des Warenkorbes 1997 und des Warenkorbes 2002

Angaben in Prozent

1991 = 100 2002 = 100

 1 Personal 32,0  1 Personal 30,5

 7 Büromaterial 2,0  2 Büroausstattung 3,0

 8 Kfz-Kosten 2,0  3 Kfz-Kosten 1,5

 2 Post 6,0  4 Versand 4,5

 3 Telekom 4,0  5 Telekommunikation 2,5

 6 EDV 5,0  6 EDV 2,5

 9 Reisekosten 4,0  7 Bewirtung/Reise 5,5

 5 Mieten 10,0  8 Mieten 13,0

10/4 Medien, Druckkosten 22,0  9 Medienkosten, Druck
    und Vervielfältigung

28,0

11 Sonstiges 13,0 10/11 Beratung (2,0)/
          Sonstiges (7,0)

9,0

    Gesamt 100,0     Gesamt 100,0
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Warenkorb 2002

mit Zuordnung der Preisreihen zur Fortschreibung des parteienspezifischen Preisindex

Güter Gewichtung Preisreihe
1. Personal 1.1. Personal lt. RB

1.2. Sonst. Personalkosten
29,0 %
1,5 %

Index der tariflichen Monatsgehälter der
Angestellten bei Gebietskörperschaften
(Index für Gesamtdeutschland)

2. Büroausstattung 2. Büromöbel etc. 3,0 % Teilindex „Büromöbel“(Holz- und Me-
tallmöbel) ¹

3. Kfz-Kosten 3. Pkw 1,5 % Teilindex „Kraftfahrerpreisindex“ ²

4. Versand 4. Versandkosten 4,5 % Teilindizes „Massensendungen“
und „Pressepost“, jeweils mit 50 Prozent ¹

5. Telekommunikation 5. Telefonkosten 2,5 % Teilindex „Telekommunikationsdienstlei-
stungen“ ²

6. EDV 6.1. EDV-Hardware

6.2. EDV-Software

1,5 %

1,0 %

1. Teilindex „Datenverarbeitungsgeräte
und –einrichtungen“ ¹

2. Teilindex „PC-Anwender-Software“ ²
7. Bewirtung, Reise 7.1. Bewirtung

7.2. Reisekosten

2,0 %

3,5 %

1. Teilindex „Verpflegungsdienstlei-
stungen“ ²

2.    Teilindizes „Fremde Verkehrsdienst-
       leistungen“ und „Übernachtung in
       Hotels“, jeweils 50 Prozent ²

8. Miete 8.1. Kalt-Miete Parteigebäude

8.2. Nebenkosten

8.3. Miete Veranstaltungs-
       räume

6,0 %

3,5 %

3,5 %

1. Teilindex „Wohnungsmiete (Netto-
kaltmiete)“ ²

2. Teilindizes „Regelmäßige Instand-
haltung und Reparatur der Wohnung“
(13 Prozent), „Wasserversorgung,
Müllabfuhr, Abwasser, andere
Dienstleistungen“ (35 Prozent) und
„Strom, Gas und andere Brennstoffe“
(52 Prozent) ²

3. Eigene Preisreihe: Erhebung der
Mietpreise für ausgewählte, größere
Veranstaltungshallen ³

9. Medienkosten,
    Druck und Verviel-
    fältigung

9.1. privater Hörfunk und
       privates Fernsehen
9.2. Plakatierung
9.3. Zeitungsanzeigen
9.4. Druck, Vervielfältigung
9.5. Internet

9.6. Agenturkosten
a) Vergabe von Medien-
    aufträgen an Dritte
b) Kosten der Informati-
    onsbeschaffung

1,5 %

6,5 %
4,0 %

10,5 %
1,0 %

4,5 %

1.-3. Eigene Preisreihen für ³
        - Privater Hörfunk/privates TV
        - Plakatierung
        - Zeitungsanzeigen
4.    Teilindex „Druckerzeugnisse“¹
5. Index der tariflichen Monatsgehälter

gemäß Flächentarifabschluss in der
Metallindustrie

6. a) Index der tariflichen Monats-
    gehälter in der gewerblichen
    Wirtschaft (90 Prozent)

         b) Teilindizes „Bücher“ und
             „Zeitungen und Zeitschriften“,
             jeweils 50 Prozent, ² (10 Prozent)

10. Beratungsleis-
      tungen

10.1. Wirtschaftsprüfung
10.2. Beratung (Rechtsbera-
         tung, Meinungsfor-
         schung, andere Fragen)

2,0 % 1. Teilindex „Steuerberatungsgebühren“
2. Teilindex „Rechtsanwalts- und Notar-
    gebühren“ jeweils 50 Prozent ²

11. Sonstiges 11. Sonstiges 7,0 % Gesamtindex des Verbraucherindex

1) = Erzeugerpreisindex           2) = Verbraucherpreisindex           3) = Preisreihen von der Kommission aufgestellt
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Stellungnahme

der Kommission unabhängiger Sachverständiger

zu Fragen der Parteienfinanzierung

gegenüber dem Innenausschuss des Deutschen Bundestages

zu den Gesetzentwürfen zur Änderung des Parteiengesetzes

(BT-Drucks. 14/2719, 14/7441 und 14/7778)1

I.

Die Kommission unabhängiger Sachverständiger zu Fragen der Parteienfinanzierung begrüßt,

wenn es gelingt, noch in dieser Legislaturperiode eine grundlegende und ausgewogene Re-

form der Parteienfinanzierung zu verabschieden. Es wäre wünschenswert, wenn diese mög-

lichst von allen im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien mitgetragen würde.

Die Kommission hat ihre Aufgabe gemäß § 18 Abs. 7 des Parteiengesetzes (PartG), vor einer

Änderung in der Struktur und Höhe der staatlichen Parteienfinanzierung Empfehlungen vor-

zulegen, mit ihrem umfassenden Bericht vom 18. Juli 2001 erfüllt.2 Sie sieht es nicht als ihre

Aufgabe an, im laufenden Gesetzgebungsverfahren eine detaillierte Stellungnahme zu den

einzelnen Vorschlägen in den vorliegenden Gesetzesentwürfen abzugeben.

Sie weist jedoch darauf hin, dass ihr Bericht vom 18. Juli 2001 einige Eckpunkte enthält, ohne

die das Ziel ihrer Vorschläge nicht erreicht wird. Dazu gehören die Einführung der doppelten

Buchführung und eines Straftatbestandes der vorsätzlich falschen Rechnungslegung. Beide

Empfehlungen sollten aus Gründen der Verbesserung der Transparenz und der Ausgewogen-

heit der gesetzlichen Regelung nicht voneinander getrennt werden.

Dies vorausgeschickt, beschränkt sich die Kommission auf eine generelle Stellungnahme zu

den Gesetzesentwürfen (nachfolgend: PartG-E) und zu Fragen, die sie selbst betreffen.

1 Vom 4. März 2002, übersandt an die Vorsitzende des Bundestags-Innenausschusses mit Schreiben vom
6. März 2002

2 BT-Drucks. 14/6710



Drucksache 15/3140 – 38 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode
n o c h  Anlage 6

II.

1. Die Kommission bedauert nachdrücklich, dass nach der BT-Drucks. 14/7778 (§ 24 Abs. 1

PartG-E) im Rahmen der Rechnungslegung der Parteien nach wie vor an einer Einnah-

men-Ausgaben-Rechnung, verbunden mit einer Vermögensbilanz, festgehalten werden

soll.

Damit folgt dieser Gesetzesentwurf nicht einer der zentralen Empfehlungen der Kommis-

sion, dass die Rechnungslegung der Parteien künftig im Rechnungsstil der doppelten

Buchführung erfolgen sollte, und zwar als Zwei-Komponenten-Verbundrechnung, beste-

hend aus einer Aufwand- und Ertragsrechnung und einer Vermögensrechnung.3 Bei dieser

Empfehlung handelt es sich nicht um eine formale Frage, sondern um eine neue Qualität

der Transparenz der Parteienfinanzierung.

Demgegenüber sieht die Kommission diese Empfehlung in der BT-Drucks. 14/7441 (§ 24

Abs. 1 PartG-E) weitgehend umgesetzt. Auch die Stellungnahme der Wirtschaftsprüfer-

kammer (WPK) und des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) vom 23. Januar 2002

stimmt dem Kommissionsvorschlag prinzipiell zu.

Der Gesetzesentwurf BT-Drucks. 14/7778 gibt keine Begründung dafür, warum an dem

alten Rechnungsstil festgehalten werden soll. Daher ist eine Auseinandersetzung mit dem

Gesetzesentwurf über das hinaus, was die Kommission, gestützt auf betriebswirtschaftli-

chen Sachverstand, dazu bereits ausgeführt hat,4 nicht möglich. Die Kommission hatte in

ihrem Bericht alle aus ihrer (und aus gutachterlicher) Sicht denkbaren Einwände gegen ih-

ren Vorschlag thematisiert und bereits zurückgewiesen. So hatte sie anerkennenswerte

Bedürfnisse und Handhabungen in der Rechnungslegung der Parteien in der Weise be-

rücksichtigt, dass die Gebietsverbände unterhalb der Landesebene nicht diese Form der

Verbundrechnung durchführen sollten, sondern – wie bisher – die zu aktivierenden An-

schaffungen an ihren Landesverband melden können. Auch sollten Wirtschaftsgüter mit

einem Anschaffungswert von weniger als 10.000 DM (= 5.113 €) im laufenden Abrech-

3 Kommissions-Empfehlungen Nrn. 46 ff.
4 Kommissionsbericht BT-Drucks. 14/6710, S. 48 ff.; Streitferdt, BT-Drucks. 14/6711, S. 100-109
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nungsjahr als Aufwand behandelt und somit nicht in der Vermögensrechnung ausgewie-

sen werden.5

Rein vorsorglich und ergänzend merkt die Kommission an, dass die Erwartung, es werde

in naher Zukunft zu einer Änderung der bisherigen Rechnungslegung nach handelsrechtli-

chen Grundsätzen zugunsten der EU- oder US-amerikanischen Standards der Rechnungs-

legung6 kommen, aus fachlicher Sicht kein tragfähiger Grund ist, der Kommissions-

Empfehlung zum Rechnungsstil nicht zu folgen. Solche Änderungen würden lediglich die

bisher sehr vorsichtige Bewertung von Wirtschaftsgütern betreffen.

Der Gesetzesentwurf bestätigt letztlich sogar die Mängel des alten Rechnungsstils,7 indem

er im Erläuterungsteil zur Vermögensbilanz (§ 24 Abs. 7 Nr. 1 PartG-E) eine Rubrik vor-

sieht, in der „mögliche Differenzen zwischen dem Saldo der Einnahmen- und Ausgaben-

rechnung und der Vermögensbilanz“ erläutert werden sollen (sog. Bewegungsbilanz).8 Ei-

ne solche Vorschrift überlässt es sehr weitgehend dem Belieben der jeweiligen Partei, wie

sie die Veränderungen ihres Vermögens vom 1.1. zum 31.12 des Abrechnungsjahres er-

läutert. Das bleibt weit hinter den allseits akzeptierten Forderungen nach Transparenz und

Vergleichbarkeit zurück. Sollte der Gesetzgeber diesen nicht wünschenswerten Weg ge-

hen, bedürfte es nach Auffassung der Kommission mindestens weiterer Vorgaben, wel-

chen Inhalt die Erläuterungen nach § 24 Abs. 7 Nr. 1 PartG-E haben sollten.

2. Die Kommission bedauert, dass folgende ihrer Vorschläge in den vorliegenden Gesetzes-

entwürfen nicht aufgegriffen wurden:

- die Festlegung bestimmter Prüfungspflichten für die Wirtschaftsprüfer mit der Folge,

dass diese Punkte auch zwingender Inhalt des Wirtschaftsprüferberichts sein sollen;9

- ein Verbot jeglicher Finanztransfers zwischen Fraktionen und Partei mit Ausnahme

vertraglich geregelter Leistungen gegen Rechnungslegung und weitere Restriktio-

nen;10

5 Kommissionsbericht BT-Drucks. 14/6710, S. 48 ff.
6 International Accounting Standards (IAS) bzw. General Accepted Accounting Principals (GAAP)
7 vgl. Streitferdt, BT-Drucks. 14/6711, S. 103 ff.
8 Solche Differenzen zwischen dem Saldo der Einnahmen- und Ausgabenrechnung und der Vermögensbilanz

ergeben sich regelmäßig und zwangsläufig durch Abschreibungen, durch Rückstellungen für ungewisse Ver-
 bindlichkeiten oder aus sonstigen, vielfältig möglichen Wertsteigerungen und Wertminderungen, die wäh-
rend eines Abrechnungsjahres anfallen; außerdem besteht die Gefahr, dass im Rahmen dieser Erläuterungen
Saldierungen vorgenommen werden, obwohl das derzeit geltende Saldierungsgebot nach allen vorliegenden
Gesetzesentwürfen abgeschafft werden soll.

9 Kommissions-Empfehlung Nr. 57
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- die Vorlage eines regelmäßigen Politikfinanzierungsberichts als Gesamtübersicht über

finanzielle Zuwendungen an das Umfeld von Parteien.11

Alle drei Vorschläge haben im Gesamtzusammenhang der Kommissionsempfehlungen ei-

ne spezifische Bedeutung.

3. Die Kommission nimmt zur Kenntnis, dass nach der BT-Drucks. 14/7778

- entgegen den von der Kommission geäußerten verfassungsrechtlichen Bedenken12

beim Wählerstimmenanteil gemäß § 18 Abs. 4 Satz 3 PartG-E ein sog. „Drei-Länder-

Quorum“ eingeführt werden soll (Begr. S. 26);

- die steuerliche Berücksichtigungsfähigkeit von Spenden (§ 10b Abs. 2; § 34g EStG)

auf 3.300 € (= 6.454 DM) erhöht werden soll (bisher 6.000 DM);

- die absolute Obergrenze gemäß § 18 Abs. 2 PartG-E auf 130 Mio. € (= 254,258 Mio.

DM) erhöht werden soll; dies läge - unter Berücksichtigung des inzwischen vorliegen-

den Berichts der Kommission zum parteienspezifischen Preisindex 200113 - innerhalb

des verfassungsrechtlich zulässigen Rahmens.

4. Die Kommission begrüßt im Übrigen, dass in den drei Gesetzesentwürfen zahlreiche ihrer

Einzelempfehlungen aufgegriffen werden; dazu gehören insbesondere:

- die vorgesehenen Änderungen in den Berechnungsgrundlagen des Wählerstimmen-

und Zuwendungsanteils und beim Sockelbetrag für kleine Parteien;14

- das Spendenverbot für öffentliche Unternehmen;15

- die zeitnahe Veröffentlichung von Großspenden;16

- das Verbot von Barspenden, ausgenommen Bagatellbeträge;17

- die gesonderte Auflistung von Mandatsträgerabgaben im Rechenschaftsbericht;18

- die Stärkung des „Mehr-Augen-Prinzips“ bei der Beratung und Unterzeichnung des

Rechenschaftsberichts durch den Vorstand der Partei;19

- der Wegfall des Saldierungsgebotes;20

10 Kommissions-Empfehlungen Nrn. 39 bis 42
11 Kommissions-Empfehlung Nr. 59
12 Kommissions-Empfehlung Nr. 9
13 BT-Drucks. 14/8258
14 BT-Drucks. 14/7778: § 18 Abs. 3 und 5 PartG-E; Kommissions-Empfehlungen Nrn. 4-6
15 BT-Drucks. 14/7778: § 25 Abs. 2 Nr. 5 PartG-E; BT-Drucks. 14 /7441: § 25 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 PartG-E;

Kommissions-Empfehlung Nr. 17
16 BT-Drucks. 14/7778: § 25 Abs. 3 Satz 2 PartG-E
17 BT-Drucks. 14/7778: § 25 Abs. 1 Satz 2 PartG-E; BT-Drucks. 14/7441: § 25 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 PartG-E);

Kommissions-Empfehlung Nr. 25
18 BT-Drucks. 14/7778: § 25 Abs. 3 Satz 1 PartG-E
19 BT-Drucks. 14/7778: § 23 Abs. 1 PartG-E); Kommissions-Empfehlung Nr. 45
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- weitere Detail-Regelungen zur Verbesserung der Transparenz des Rechenschaftsbe-

richts;21

- die Pflicht zur Vorlage der Wirtschaftsprüferberichte an den Bundestagspräsidenten;22

- die Einführung einer besonderen Strafvorschrift für vorsätzlich falsche Rechnungsle-

gung.23

5. Die Kommission verweist darauf, dass die in der BT-Drucks. 14/7441 (§ 1 Abs. 5 PartG-

E) vorgeschlagene Beschränkung der unternehmerischen Tätigkeit von Parteien durch-

greifenden verfassungsrechtlichen Bedenken unterliegt.24 Ungeachtet dessen dürfte die

vorgeschlagene Regelung infolge ihrer unbestimmten Formulierung zu zahlreichen Aus-

legungsschwierigkeiten führen. Die Vorschrift nennt auch keine Rechtsfolgen oder Sank-

tionen, die an ihre Nichtbefolgung anknüpfen sollen.

III.

1. Im Gesetzesentwurf der BT-Drucks. 14/7778 erscheint die Vorschrift über die künftige

Aufgabe der Kommission nicht eindeutig und widerspruchsfrei. Aus dem Wortlaut des

§ 18 Abs. 6 PartG-E geht nicht klar hervor, ob die Kommission künftig eine Dauerein-

richtung sein oder – so die Empfehlung im Bericht der Kommission – nur bei Bedarf vom

Bundespräsidenten nach dessen staatspolitischem Ermessen berufen werden soll. Wenn

die Kommission die Aufgabe erhalten soll, den parteienspezifischen Warenkorb zu über-

prüfen und ggf. anzupassen, müsste sie dauerhaft eingerichtet und nicht nur „auf Antrag

des Deutschen Bundestages“ (§ 18 Abs. 7 PartG-E) tätig werden. Das Statistische Bun-

desamt hat die Kommission darauf hingewiesen, dass eine solche Überprüfung aus fachli-

chen, statistischen Gründen in regelmäßigen Zeitabständen erforderlich ist (etwa alle vier

bis fünf Jahre)

2. Es sollte eine Übergangsregelung zu § 18 Abs. 6 PartG-E vorgesehen werden: Falls es mit

der jetzt geplanten Gesetzesänderung im Frühjahr/Frühsommer 2002 zu einer Erhöhung

20 Kommissions-Empfehlung Nr. 52
21 BT-Drucks. 14/7778: § 24 Abs. 4, Abs. 7 Nr. 2, Abs. 9 Nr. 3; Abs. 12 und 13; § 27 Abs. 2 PartG-E;

BT-Drucks. 14/7441: § 24 Abs. 5 Nr. 9; Abs. 6 Nr. 2 PartG-E; Kommissions-Empfehlung Nr. 53
22 BT-Drucks. 14/7778: § 30 Abs. 3 Satz 2 PartG-E; Kommissions-Empfehlung Nr. 58
23 BT-Drucks. 14/7778: § 31d PartG-E; BT-Drucks. 14/2719: § 31a PartG-E; Kommissions-Empfehlung Nr. 76
24 Kommissionsempfehlung Nr.38; ferner Klein, BT-Drucks. 14/6711, S. 44 f.
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der absoluten Obergrenze kommen sollte, dürfte es sich erübrigen, dass der neue (sich im

Oktober 2002 konstituierende) Bundestag binnen Halbjahresfrist erneut über eine Anpas-

sung dieser Obergrenze beschließen soll.

3. § 18 Abs. 6 PartG-E bedürfte im Übrigen auch deshalb der Überprüfung, weil die dort

genannte Halbjahresfrist, die an die Konstituierung eines neuen Deutschen Bundestages

anknüpft, nicht der Tatsache Rechnung trägt, dass das Statistische Bundesamt seine Be-

rechnungen nach dem Jährlichkeitsprinzip und zum Ende eines Jahres anstellt.

4. Schließlich fehlt es an einer (klarstellenden) Regelung zu der Frage, ob die jetzt existie-

rende, bis zum Ende der Amtszeit des derzeitigen Bundespräsidenten berufene Parteienfi-

nanzierungskommission ihre Aufgaben weiter erfüllen soll.

IV.

Die Kommission empfiehlt, die Gesetzesentwürfe, die aus der Mitte des Bundestages stam-

men (Art. 76 Abs. 1 Alt. 2 GG), einer rechtssystematischen und rechtsförmlichen Überprü-

fung zu unterziehen, wie sie gemäß § 46 GGO bei Gesetzentwürfen der Bundesregierung vor-

geschrieben ist, um eventuelle handwerkliche Mängel möglichst auszuschließen.

Berlin, den 4. März 2002

Dr. Hedda von Wedel

Vorsitzende der Kommission

Professor Dr. Ulrich von Alemann Hans Günther Merk

Dr. Hans-Dietrich Winkhaus Dr. Dieter Wunder
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Jahr Verbraucherpreisindex 
(VPI)

Index der tariflichen 
Monatsgehälter bei den 
Gebietskörperschaften*

"zusammengesetzter Index" 
(Wägungsanteil: VPI 70%; 

Gehälter 30%)

Parteienindex

1995 1,6 4,4 2,4 0,0
1996 1,3 1,6 1,4 2,7
1997 1,9 1,3 1,7 0,2
1998 0,9 1,5 1,0 2,0
1999 0,7 2,4 1,2 0,1
2000 2,0 1,2 1,8 1,9
2001 2,3 2,1 2,3 2,8
2002 1,4 1,7 1,5 1,0
2003 1,1 2,7 1,6 1,4

Veränderungsraten des parteienspezifischen Preisindex
und des gemischten Index (gemäß Kommissionsvorschlag) 

sowie dessen Elementen
      Vergleichsrechnung gegenüber dem Vorjahr in Prozent

Vergleich Parteienindex - Verbraucherpreisindex
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Betriebswirtschaftliche Stellungnahme zur

Rechnungslegung der Parteien

Prof. Dr. Lothar Streitferdt Seite 1 von 16

1  Vorbemerkung

Durch die Gesetzesnovelle 2002 wurden die Vorschriften zur Rechnungslegung und

Prüfung von Parteien weitgehend neu gefasst. Die Änderungen basieren zum Teil

auf den Empfehlungen der Parteienfinanzierungskommission, welche diese mit ihrem

Bericht vom 18. Juli 2001 vorgelegt hat.

Der Hauptfachausschuss 12 des IDW hat am 08.05.2003 den Entwurf einer IDW-

Stellungnahme zur Rechnungslegung von politischen Parteien nach dem neuen

Parteiengesetz (PartG) zur Diskussion gestellt. Dazu haben sich die SPD, CDU,

CSU, Bündnis 90/Die Grünen und die FDP am 28.01.2004 mit einer gemeinsamen

Stellungnahme kritisch geäußert. Im Folgenden würdige ich die Kritik der Parteien an

dem Entwurf des IDW. Dabei folge ich der Gliederung der gemeinsamen

Stellungnahme der Parteien und zeige, dass die Parteien die neuen Regelungen in

§ 24 PartG mit dem Hinweis auf die Besonderheiten der Rechnungslegung der

Parteien nur sehr eingeschränkt gelten lassen wollen, während der IDW-Entwurf die

Einschränkungen durch die Besonderheiten der Rechnungslegung der Parteien nur

in einem vergleichsweise geringen Ausmaß für erforderlich hält. Ich vertrete die

Meinung, dass aus betriebswirtschaftlicher Sicht in Übereinstimmung mit meinem

Gutachten vom Mai 2001 die im IDW-Entwurf enthaltenen Regelungen weitgehend

anzustreben sind. Diese Position soll durch die Erörterung der von den Parteien

angesprochenen konkreten Einzelfälle deutlich gemacht werden.

Am 09.12.2003 ist vom IDW der Entwurf eines Prüfungsstandards für die Prüfung

des Rechenschaftsberichts einer politischen Partei vorgelegt worden (IDW EPS 710).

Zu einem wichtigen Aspekt dieses Entwurfes nehme ich anschließend kurz Stellung.
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Betriebswirtschaftliche Stellungnahme zur

Rechnungslegung der Parteien

Prof. Dr. Lothar Streitferdt Seite 2 von 16

2 Zur Rechnungslegung der Parteien nach der Gesetzesnovelle

2002

2.1 Ziele und Mittel der Rechnungslegung politischer Parteien

Nach einer kurzen Einleitung erörtern die Parteien in ihrer gemeinsamen

Stellungnahme im zweiten Abschnitt die Ziele und Mittel der Rechnungslegung

politischer Parteien. Sie weisen darauf hin, dass die Rechnungslegung politischer

Parteien primär auf die interessierte Öffentlichkeit zielt, die Informationen zu (z.B. in

Wahlkämpfen) mobilisierbarem Vermögen und insbesondere zu den Finanzquellen

der Parteien („Wer steht dahinter?“) benötigt. Diese, von der Zielsetzung der

Rechnungslegung für erwerbswirtschaftliche Unternehmen sehr erheblich

abweichende Zielsetzung, müssen die Parteien mit den Mitteln und „praktischen

Möglichkeiten“ einer weiten Teils ehrenamtlich erbrachten Rechnungslegung

erreichen. Sie vertreten die Meinung, es handele sich um eine Rechnungslegung „sui

generis!“ und sie belegen dies mit Besonderheiten der Rechnungslegung nach dem

Parteiengesetz im Vergleich zur Rechnungslegung nach dem Handelsgesetzbuch.

Kritisch zu beurteilen ist aus meiner Sicht die von den Parteien vertretene Meinung,

die vom Grundgesetz geforderte Transparenz der Herkunft und Verwendung der

Finanzmittel politischer Parteien (Art. 21 GG) äußere sich vorrangig in den Kriterien

der Lesbarkeit und Vergleichbarkeit. Daran ist aus meiner Sicht vor allem zu

bemängeln, dass nur von der Transparenz der Herkunft und Verwendung der

Finanzmittel politischer Parteien die Rede ist, nicht aber vom Vermögen der Parteien.

Der Artikel 21 Abs. 1 Satz 4 des Grundgesetzes lautet aber: „Sie müssen über die

Herkunft und Verwendung ihrer Mittel sowie über ihr Vermögen öffentlich

Rechenschaft geben.“ Die Fokussierung auf die Transparenz der Herkunft und

Verwendung der Finanzmittel und eine gewisse, meines Erachtens nicht

gerechtfertigte geringere Gewichtung der Transparenz des Vermögens der Parteien

zieht sich durch die gesamte gemeinsame Stellungnahme der Parteien. An vielen

Stellen kritisieren die Parteien am IDW-Entwurf Sachverhalte, die sich auf die

Transparenz des Vermögens beziehen. Es ist unbestritten, dass die vom PartG

geforderte Vermögensbilanz nicht der handelsrechtlichen Bilanz entspricht. Aber die
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Vorschriften des PartG zur Rechnungslegung der Parteien sollen nicht nur die

grundgesetzlich geforderte Transparenz der Herkunft und Verwendung der

Finanzmittel politischer Parteien sicherstellen, sondern auch die Transparenz des

Vermögens. Der IDW-Entwurf zur Rechnungslegung der Parteien fordert von den

Parteien eine Vermögensbilanz, die soweit wie sinnvoll möglich, den

handelsrechtlichen Vorschriften entspricht. Im folgenden Abschnitt 2.2 ist zu prüfen,

inwieweit dies gerechtfertigt ist.

2.2 Verhältnis von Parteiengesetz, Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung

(GoB) und Handelsgesetzbuch

Die Parteien  kritisieren am IDW-Entwurf eine nach ihrer Meinung zu weitgehende

Übernahme handelsrechtlicher Regelungen für die Rechnungslegung der Parteien.

Die Übernahme handelsrechtlicher Regelungen im IDW-Entwurf wird in den Ziffern

(12) und (13) des IDW-Entwurfs mit konkreten Änderungen im PartG begründet. In

§ 24 Abs. 1 des neuen Parteiengesetzes wird entsprechend § 264 Abs. 2 HGB

verlangt, dass der Rechenschaftsbericht einer Partei unter Beachtung der

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Partei zu

vermitteln hat (Grundsatz des „true and fair view“). Diese Forderung gab es im alten

Parteiengesetz nicht. Außerdem wird durch § 24 Abs. 2 Satz 1 des neuen PartG

festgelegt, dass die handelsrechtlichen Vorschriften für die Rechnungslegung,

insbesondere zu Ansatz und Bewertung von Vermögensgegenständen für die

Rechnungslegung der Parteien entsprechend gelten sollen, soweit das PartG  nichts

anderes vorschreibt. Auch diese Vorschrift ist vom Gesetzgeber neu in das PartG

aufgenommen worden.

Nach der Ansicht des IDW folgt aus den neu in das Parteiengesetz aufgenommenen

Vorschriften, dass die Rechnungslegung der Parteien so weit wie möglich nach den

handelsrechtlichen Vorschriften zu erfolgen hat, insbesondere den Vorschriften für

Kapitalgesellschaften, für die im § 264 Abs. 2 HGB festgelegt ist: „Der

Jahresabschluss der Kapitalgesellschaften hat unter Beachtung der Grundsätze

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes
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Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Kapitalgesellschaften zu

vermitteln.“

Die Parteien argumentieren in ihrer Stellungnahme, dass diese neuen Vorschriften

auf die Rechnungslegung der Parteien nur eine sehr begrenzte Auswirkung haben

können. Sie vertreten die Meinung, dass Parteien, wenn sie die Vorschriften des

PartG befolgen, gar keine „Ertragslage“ dokumentieren können, sondern dass

sie bestenfalls die Situation ihrer Einnahmen und ihre

Reinvermögensentwicklung dokumentieren können.

Dieser Argumentation ist entgegen zu halten, dass die Entwicklung des

Reinvermögens über ein, zwei und mehrere Jahre sowohl Informationen über die

Vermögenslage als auch über die Ertragslage liefert. Eine Steigerung des

Reinvermögens kann beispielsweise aus höheren Einnahmen an Mitgliedsbeiträgen

aber auch aus höheren Einnahmen an Spenden, aus verminderten Ausgaben und

auch aus Wertsteigerungen resultieren. In all diesen Fällen wird eine verbesserte

Ertragslage dokumentiert.

So wie im Fall der Ertragslage argumentieren die Parteien auch bei der

Vermögenslage. Sie vertreten die Meinung, dass es den Parteien objektiv unmöglich

sei, eine handelsrechtliche Bilanz zu erstellen. Die IDW-Stellungnahme verlangt aber

von den Parteien nicht, dass sie eine handelsrechtliche Bilanz erstellen sollen. Das

IDW schreibt in Ziffer (12): „Nach § 24 Abs. 2 PartG gelten die handelsrechtlichen

Vorschriften über die Rechnungslegung entsprechend, soweit das Parteiengesetz

nichts anderes vorschreibt.“ [Hervorhebung von mir L.S.]

Schließlich gilt das Gleiche auch für die Finanzlage. Hier vertreten die Parteien die

Meinung, dass es keinen Sinn mache, von den Parteien die Darstellung der

Finanzlage in der gleichen Weise zu fordern wie von Kapitalgesellschaften. Soweit

ich es sehen kann, verlangt das IDW aber auch nicht, dass die Parteien ihre

Finanzlage so wie eine Kapitalgesellschaft darstellen sollen. Weil die Finanzlage der

Parteien für besonders wichtig angesehen wird, ist im PartG explizit eine Einnahmen-

Ausgabenrechnung vorgeschrieben.
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Der IDW-Entwurf verlangt meines Erachtens auch nicht die von den Parteien

angesprochene „1:1 Umsetzung“ handelsrechtlicher Vorschriften bei der

Rechnungslegung der Parteien. Er verlangt aber in Ziffer (13): „Da auch der

Rechenschaftsbericht einer Partei ein den tatsächlichen Verhältnissen

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vermitteln soll, sind

die für Kapitalgesellschaften geltenden Bewertungsvorschriften sowie die

Vorschriften des HGB zur Erläuterung von Posten des Jahresabschlusses

entsprechend anzuwenden, soweit das Parteiengesetz nichts anderes vorsieht und

die Anwendung dieser Vorschriften sinnvoll und möglich ist.“ [Hervorhebung von mir

L.S.]

Die Parteien kommen in ihrer Stellungnahme zu dem Ergebnis, dass die

Bestimmung des § 24 Abs. 1 S. 2 PartG den Bestimmungen von § 264 Abs. 2 S 1

HGB lediglich sprachlich nachgebildet sei, jedoch keinen selbstständigen Verweis

auf Vorschriften des Handelsgesetzbuches darstellen. Diese Auffassung kann ich

nicht teilen.

Für den Fall, dass dennoch § 264 HGB herangezogen wird, um im Sinne des IDW-

Vorschlages den Parteien umfassende ergänzende Pflichten zur Erläuterung ihres

Jahresabschlusses aufzuerlegen, formulieren die Parteien Begrenzungen. Diese

Begrenzungen sollen bewirken, dass der in § 24 Abs. 1 PartG enthaltene Hinweis auf

das Erfordernis, ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage zu vermitteln, nur als ein Korrektiv verstanden

wird und nicht zu einer analogen Anwendung der §§ 264 ff. HGB führt.

Aus meiner Sicht ist die grundsätzliche Auffassung des IDW-Entwurfs richtig, dass

die handelsrechtlichen Vorschriften gelten, soweit das Parteiengesetz nichts anderes

vorsieht und die Anwendung dieser Vorschriften sinnvoll und möglich ist. Die

Änderungen, die der Gesetzgeber in dem PartG in § 24 vorgenommen hat, sollten

die Rechnungslegung der Parteien an die handelsrechtlichen Vorschriften anpassen.

Gegen diese grundsätzliche Auffassung des IDW-Entwurfs wenden sich die Parteien

genau genommen auch nicht. Sie wenden sich allerdings gegen einige Forderungen,

die in dem IDW-Entwurf aus dieser grundsätzlichen Auffassung abgeleitet werden.
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Die von den Parteien vorgetragenen Argumente gegen einige dieser Forderungen

sind aus meiner Sicht zu einem gewissen Teil berechtigt. Im Rahmen der folgenden

Erörterung der von den Parteien aufgeworfenen Einzelfragen zeige ich, warum und

in welchem Ausmaß.

2.3 Einzelfragen

Ziffer 16 IDW-Entwurf:

Der IDW-Entwurf geht davon aus, dass sich die Vereinfachungsregel für

Vermögensgegenstände von bis zu 5.000 € (inkl. Umsatzsteuer) entsprechend der

vergleichbaren steuerrechtlichen Regelung für geringwertige Wirtschaftsgüter nur auf

Vermögensgegenstände des Sachanlagevermögens bezieht. Dies ist aus meiner

Sicht zweckmäßig und sinnvoll. Die Parteien weisen mit Recht darauf hin, dass der

Wortlaut des Gesetzes diese Interpretation zunächst nicht hergibt, plädieren aber

nicht dafür, diese Regelung für alle Vermögensgegenstände gelten zu lassen, was

sehr problematisch wäre.

Ziffer 21 IDW-Entwurf:

Die Parteien sprechen sich gegen eine generelle Ausweitung der Verpflichtung zur

Bildung von Rückstellungen auf den ehrenamtlichen Bereich aus. Sie weisen darauf

hin, dass bei Parteien in der Regel ohnehin kaum relevante Sachverhalte existieren.

Soweit solche Sachverhalte existieren, werden die Parteien im eigenen Interesse

„Rückstellungen“ bilden, wie das die CDU im Falle drohender Sanktionszahlungen im

Zusammenhang mit der „Spendenaffäre“ getan hat. Soweit die Parteien mit

Rückstellungen Kassenbestände bezeichnen, die für die Inanspruchnahme bei

zukünftigen Wahlen gebildet werden (Rücklagen im kameralen Rechnungswesen),

werden diese im Rahmen der Vermögensbilanz ausgewiesen. Den Parteien ist

zuzustimmen, wenn sie die Meinung vertreten, dass handelsrechtliche

Interpretationsspielräume vor dem Hintergrund des Gesetzeszweckes und den

Adressaten der Rechnungslegung der Parteien zu sehen sind.

Aus der Stellungnahme der Parteien wird nicht klar, in welchem Maße nach ihrer

Meinung wegen der Besonderheiten der Rechnungslegung der Parteien von den
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handelsrechtlichen Regelungen zur Bildung von Rückstellungen abgewichen werden

soll. Aus Gesprächen mit den Parteien und aus der Lektüre der

Rechenschaftsberichte weiß ich, dass nur in Ausnahmefällen, wie dem der

„Spendenaffäre“ bei der CDU, Rückstellungen gebildet werden. Das Parteiengesetz

sieht in § 24 Abs. 6 in der Gliederung der Vermögensbilanz „Pensionsrückstellungen“

und „sonstige Rückstellungen“ vor. Danach müssen Pensionsrückstellungen

ausgewiesen werden. Fraglich ist, was unter sonstigen Rückstellungen ausgewiesen

werden muss. Leitlinie dafür sollte meines Erachtens sein, mit vertretbarem Aufwand

ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz-

und Ertragslage zu vermitteln. Das sollten die Parteien im eigenen Interesse tun. Aus

meiner Sicht ist es vor diesem Hintergrund geboten, Rückstellungen für ungewisse

Verbindlichkeiten zu bilden, wie die Rückstellung der CDU im Zusammenhang mit

der Spendenaffäre. Wenig wahrscheinlich ist es, dass bei Parteien Rückstellungen

für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften eine große Rolle spielen. Das

gleiche gilt für Aufwandsrückstellungen gemäß § 249 Abs. 1 Satz 2 HGB. Wenn

jedoch entsprechende Sachverhalte vorliegen, sollten aus betriebswirtschaftlicher

Sicht auch Rückstellungen gebildet werden, um die Vermögens-, Finanz- und

Ertragslage möglichst den tatsächlichen Verhältnissen entsprechend aufzuzeigen.

Wenn Rückstellungen gebildet werden, dann muss entsprechend Ziffer (31) des

IDW-Entwurfs über den entsprechenden Aufwand im Erläuterungsteil berichtet

werden.

Ziffer 22 IDW-Entwurf:

Der IDW-Entwurf fordert Rechnungsabgrenzungsposten unter sonstigen

Vermögensgegenständen bzw. sonstigen Verbindlichkeiten auszuweisen.

Die Parteien weisen darauf hin, dass die Gliederung der Vermögensbilanz nach § 24

Abs. 6 PartG keine Rechnungsabgrenzungsposten vorsieht. Hätte der Gesetzgeber

den Ausweis von Rechnungsabgrenzungsposten gewollt, dann hätte er diese

Positionen in die Gliederung mit aufgenommen. Diese Argumentation der Parteien ist

schlüssig und nachvollziehbar. Dennoch ist es auch betriebswirtschaftlicher Sicht

wünschenswert und für die Transparenz der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

erforderlich, Rechnungsabgrenzungen vorzunehmen. In meinem Gutachten vom Mai
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2001 habe ich in der Gliederung der Vermögensrechnung solche Positionen

vorgesehen. Auch wenn man berücksichtigt, dass die Parteien ehrenamtlich

organisiert sind, erscheint mir die Rechnungsabgrenzung durchführbar. Denn auch

gemeinnützige Vereine, die ebenfalls ehrenamtlich organisiert sind, sind dazu in der

Lage.

Ziffer 26 IDW-Entwurf:

Da nach § 28 Abs. 2 Satz 2 des novellierten PartG im Bereich des Haus- und

Grundvermögens keine planmäßigen Abschreibungen erfolgen, fordert der IDW-

Entwurf in Ziffer 26 die Rücknahme bereits vorgenommener Abschreibungen und

andere Korrekturen.

Die Parteien vertreten dagegen die Meinung, dass ein ausgewiesener Restwert zum

Stichtag 31.12.2002 dem anzusetzenden Wert zum 01.01.2003 entsprechen muss;

es sei denn, der Restwert wurde bisher nicht nach handelsrechtlichen Kriterien

(Basis Anschaffungs- und Herstellungskosten) ermittelt.

Aus meiner Sicht sollte es den Parteien möglich sein, das Haus- und

Grundvermögen entsprechend § 28 Abs. 2 Satz 2 des novellierten Parteiengesetzes

zum 01.01.2003 zu Anschaffungs- und Herstellungskosten zu bewerten und bereits

vorgenommene Abschreibungen zurück zu nehmen. Die historischen Anschaffungs-

und Herstellungskosten sollten sich mit einem vertretbaren Aufwand ermitteln lassen.

Problematisch sind Fälle wie der der CSU. Wie ich in meinem Gutachten vom Mai

2001 berichtet habe, hat die CSU ihr Haus- und Grundvermögen zum Verkehrswert

bewertet, um nicht ein negatives Reinvermögen ausweisen zu müssen. Es kann

sein, dass durch die Rücknahme der Abschreibungen das Reinvermögen positiv

wird. Es kann aber auch sein, dass es negativ bleibt. Da das Parteiengesetz in § 28

Abs. 2 Satz 2 die Bewertung des Haus- und Grundvermögens klar vorschreibt, sehe

ich keine Möglichkeit davon abzuweichen. Auch andere Parteien, wie die FDP,

haben ihr Haus- und Grundvermögen zu Verkehrswerten bewertet und müssen jetzt

zur Bewertung zu Anschaffungs- und Herstellungskosten zurückkehren.
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Ziffer 27 IDW-Entwurf:

§ 24 Abs. 9 Satz 3 PartG verlangt die Angabe von Vorjahresbeträgen. Der IDW-

Entwurf fordert für den Rechenschaftsbericht 2003 auf die eingeschränkte

Vergleichbarkeit hinzuweisen. Dagegen vertreten die Parteien die Meinung, dass

sich die Angabe von Vorjahreswerten im Rechenschaftsbericht 2003 verbietet. Da

die Veränderungen sehr gravierend sind, plädiere ich dafür, in den

Rechenschaftsberichten für 2003 darauf hinzuweisen, dass auf die Angabe von

Vorjahreswerten wegen mangelnder Vergleichbarkeit verzichtet wird, und erst im

Rechenschaftsbericht 2004 die geforderten Vorjahreswerte mit auszuweisen.

Ziffern 31 und 32 IDW-Entwurf:

In Ziffer 32 IDW-Entwurf wird verlangt, Ausgaben für Investitionen in das

Anlagevermögen in der Ausgabenrechnung zu erfassen und der entsprechenden

Kategorie der Sachausgaben zuzuordnen. Die Parteien führen dagegen an, dass es

dadurch zu erheblichen zwischenzeitlichen Ausweisverzerrungen kommen kann und

dass zu befürchten ist, dass der Umfang der nach § 24 Abs. 7 PartG zu erläuternden

Einzeltatbestände so stark anwachsen könnte, dass die Lesbarkeit der

Rechenschaftsberichte darunter leide. Die Parteien schlagen vor, in Analogie zu dem

spezifischen Einnahme-Begriff in § 26 Abs. 1 PartG einen spezifischen Ausgabe-

Begriff zu verwenden und auf den Ausweis investiver Ausgaben in der

Ausgabenrechnung zu verzichten. Sie vertreten die Meinung, dass die Beschränkung

auf laufende Ausgaben in der Ausgabenrechnung, zu denen sie auch die

Abschreibungen zählen, dem Ziel der Transparenz und der langfristigen

Vergleichbarkeit der Rechenschaftsberichte zuträglich wäre.

Die Argumentation der Parteien ist verständlich, zumal in der Vergangenheit so

verfahren wurde. Es ist auch richtig, dass es durch den Ausweis von Ausgaben für

Investitionen zu erheblichen zwischenzeitlichen Ausweisverzerrungen kommen kann.

Das allerdings nur dann, wenn in den einzelnen Jahren sehr unterschiedlich

investiert wird, was vorkommen kann.

Die Verminderung der Lesbarkeit des Erläuterungsteils muss allerdings nicht

zwangsläufig erfolgen. Sie kann durch eine geeignete Systematisierung der
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Erläuterungen gewährleistet werden. Eine mögliche Systematisierung stelle ich

weiter unten bei der Erörterung des Erläuterungsteils (Ziffern 49 und 50 IDW-

Entwurf) zur Diskussion.

Die Anwendung eines spezifischen Ausgabebegriffes in Analogie zu dem

spezifischen Einnahme-Begriff in § 26 Abs. 1 PartG führt meines Erachtens nicht zu

dem gewünschten Effekt. Denn der Einnahmebegriff in § 26 Abs. 1 PartG ist ein

erweiterter Einnahmebegriff, wogegen im Falle des Verzichts auf den Ausweis von

Investitionsausgaben ein eingeschränkter Ausgabebegriff erforderlich wäre, nach

dem Investitionsausgaben nur periodisiert als Abschreibungen ausgewiesen werden

sollen. Ein solcher periodisierter Ausweis von Auszahlungen müsste dann aber auch

im Erläuterungsteil zum Beispiel durch Angabe der geplanten Abschreibungsdauer

erläutert werden, um die Verwendung der Mittel erkennbar zu machen.

Im Ergebnis bin ich der Meinung, dass der Forderung des Gesetzes nach einem den

tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bild der Vermögens-, Finanz- und

Ertragslage am besten dadurch entsprochen wird, dass Ausgaben für Investitionen in

das Anlagevermögen in der Ausgabenrechnung ausgewiesen werden und dass im

Erläuterungsteil in der Überleitungsrechnung über die Investitionen und die

entsprechenden Abschreibungen informiert wird.

Ziffer 45 bis 47 IDW-Entwurf:

Der IDW-Entwurf sieht vor, Einnahmen und Ausgaben aufgrund von Liefer- und

Leistungsbeziehungen zwischen Gebietsverbänden nicht mehr zu saldieren, sondern

als „Zuschüsse von Gliederungen“ bzw. „Zuschüsse an Gliederungen“ auszuweisen.

Die Parteien weisen darauf hin, dass ein solcher Ausweis den Vorschriften des

Parteiengesetzes widerspricht. Sie vertreten die Meinung, dass nicht mehr deutlich

wird, auf welcher Ebene welche Ausgaben angefallen sind. Die Ziffer (45) im IDW-

Entwurf stellt jedoch klar, dass darauf zu achten ist. Aus betriebswirtschaftlicher Sicht

ist ein weitgehender Einzelausweis geboten. Dabei können die Zuschüsse an

Gliederungen jeweils zweckentsprechend ausgewiesen werden, wodurch deutlich

werden kann, auf welcher Ebene welche Ausgaben angefallen sind.
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Ziffer 49  und 50 IDW-Entwurf:

Die Parteien wenden sich zu Recht gegen die Gleichsetzung des Erläuterungsteils

nach § 24 Abs. 7 PartG  mit dem handelsrechtlichen Anhang durch das IDW. Sie

vertreten die Meinung, der Gesetzgeber habe den Erläuterungsteil entsprechend den

besonderen Zielen der Rechnungslegung politischer Parteien zu einem Anhang „sui

generis“ ausgestaltet, indem er dezidiert die erforderlichen Inhalte in § 24 Abs. 7

PartG kodifiziert habe. Dabei muss allerdings beachtet werden, dass in § 24 Abs. 7

PartG der Inhalt des Erläuterungsteils nicht abschließend festgelegt ist. Es heißt dort:

„Der Vermögensbilanz ist ein Erläuterungsteil hinzuzufügen, der insbesondere

folgende Punkte umfassen muss.“ [Hervorhebung von mir L.S.] Diese offene

Formulierung bedeutet nicht, dass der Erläuterungsteil wegen der Vorschriften in

§ 24 PartG zu einem handelsrechtlichen Anhang ausgestaltet werden muss. Aber

auch wenn dies verneint wird, so sollten doch die Möglichkeiten genutzt werden, die

der Erläuterungsteil bietet, um zum einen die vom Grundgesetz geforderte

Transparenz der Herkunft und Verwendung der Mittel sowie des Vermögens so weit

wie möglich zu gewährleisten und zum anderen der Forderung nach einem den

tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bild der Vermögens-, Finanz- und

Ertragslage - wenn auch eingeschränkt und anders als bei Kapitalgesellschaften - zu

entsprechen. Dazu bieten sich in der Nr. 1 von § 24 Abs. 7 PartG, in der mögliche

Differenzen zwischen dem Saldo der Einnahmen- und Ausgabenrechnung und der

Veränderung des Reinvermögens erläutert werden sollen, viele Möglichkeiten. An

dieser Stelle möchte ich die Parteien dafür gewinnen und an sie appellieren, diese

Möglichkeiten zu nutzen. Es geht dabei nicht um Informationen für professionelle

Bilanzanalytiker, wie es die Parteien in ihrer Stellungnahme befürchten, sondern um

Informationen für die zu recht an den Vermögens-, Finanz- und Ertragsverhältnissen

der Partei interessierte Öffentlichkeit.

2.4 Vorschlag für die Überleitungsrechnung

Für eine systematische Darstellung der Entwicklung des Vermögens einer Partei im

Erläuterungsteil stelle ich zur Diskussion, die Überleitungsrechnung vom Saldo der

Einnahmen- und Ausgabenrechnung zur Veränderung des Reinvermögens in die

folgenden vier Positionen zu gliedern:
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a) Vermögenszuwächse (Erträge), die nicht in der Einnahmen-Ausgabenrechnung

unter Beachtung des spezifischen Einnahme-Begriffes nach § 26 PartG erfasst

sind.

z.B.:  Wertsteigerungen, Sachspenden.

b) Einnahmen, die unter Beachtung des spezifischen Einnahme-Begriffes nach § 26

PartG in der Einnahmen-Ausgabenrechnung ausgewiesen werden, die aber nicht

mit einem Vermögenszuwachs (Ertrag) verbunden sind.

z.B.: Aufnahme eines Darlehens.

c) Vermögensminderungen (Aufwendungen), die nicht in der Einnahmen-

Ausgabenrechnung erfasst sind.

z.B.: Abschreibungen.

d) Ausgaben, die in der Einnahmen-Ausgabenrechnung ausgewiesen werden, aber

nicht mit einer Vermögensminderung (Aufwand) verbunden sind.

z.B.: Investitionsausgaben.

Für die Überleitungsrechnung ergibt sich damit die folgende Gleichung:

Reinvermögen zu Beginn des Jahres

+ Saldo der Einnahmen-Ausgabenrechnung

+ a)

- b)

- c)

+ d)

= Reinvermögen am Ende des Jahres

Regelmäßig werden vermutlich Abschreibungen entsprechend der Position c)

auszuweisen sein. Soweit für die anderen Positionen keine Beträge auszuweisen

sind, sollte dies vermerkt werden.
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3 Zur Prüfung der Rechenschaftsberichte der Parteien nach der

Gesetzesnovelle 2002

Die Prüfung des Rechenschaftsberichtes einer Partei erstreckt sich auf die

Rechenschaftsberichte der Bundespartei, ihrer Landesverbände sowie nach Wahl

des Prüfers auf mindestens zehn nachgeordnete Gebietsverbände (§ 29 Abs. 1

Satz 1 PartG). Im IDW-Entwurf wird die Frage erörtert, wie groß die Anzahl der zu

prüfenden nachgeordneten Gebietsverbände sein muss, damit die

Prüfungsaussagen des Prüfers zum Rechenschaftsbericht der Gesamtpartei mit

derselben hinreichenden Sicherheit getroffen werden können, wie dies bei der

Prüfung von Kapitalgesellschaften nach den §§ 316 ff. HGB der Fall ist. Das

Ergebnis ihrer Überlegungen formulieren die Autoren des Entwurfes in der Ziffer (9)

wie folgt:

„Ohne die Gesamtverantwortung des Vorstands für die Rechenschaftslegung der

Gesamtpartei und die damit einhergehende Verantwortung für die Implementierung

eines einheitlichen internen Kontrollsystems wäre die Beurteilung der Richtigkeit und

Vollständigkeit des Rechenschaftsberichts der Gesamtpartei mit einer hinreichenden

Sicherheit nur bei einer annähernd vollständigen Prüfung aller Angaben in den

Rechenschaftsberichten der einzubeziehenden Gebietsverbände zu gewährleisten.“

Da das Parteiengesetz eine vollständige Prüfung nicht verlangt, wird die gesetzliche

Regelung dahingehend interpretiert, dass es für die Prüfung des

Rechenschaftsberichts einer Partei ausreicht, wenn im Rahmen der gesetzlich

vorgeschriebenen Prüfung die Angaben in den Rechenschaftsberichten der

Bundespartei, der Landesverbände sowie von zehn nachgeordneten

Gebietsverbänden geprüft werden, um den Anforderungen des § 23 Abs. 2 Satz 1

i.V.m. § 29 Abs. 1 PartG gerecht zu werden.

Diese Argumentation ist schlüssig. Wenn eine vollständige Prüfung nicht möglich ist,

dann reicht es nach dem Willen des Gesetzgebers aus, die vom Gesetz geforderte

Mindestzahl von zehn nachgeordneten Gebietsverbänden zu prüfen. Der

Gesetzgeber geht davon aus, dass die Prüfung von zehn nachgeordneten
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Gebietsverbänden ausreicht, um die von ihm geforderte Prüfungssicherheit zu

erreichen. Durch die Gesetzesnovelle 2002 wurde die vom Gesetz geforderte

Mindestzahl von vier auf zehn erhöht.

Die Begrenzung der Anzahl der zu prüfenden Gebietseinheiten empfiehlt sich auch

aus Kostengründen. Wird überschlägig mit Kosten von 3.000,- € für eine Prüfung

gerechnet, so würde die vollständige Prüfung der CSU mit ca. 5000 Ortsverbänden

15 Millionen € kosten und die vollständige Prüfung der SPD mit ca. 12.000

Ortsverbänden 36 Millionen €.
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4   Ergebnis

1) Nach der  Gesetzesnovelle 2002 hat der Rechenschaftsbericht einer Partei in

verstärktem Maße handelsrechtlichen Regelungen zu entsprechen (insbesondere

§ 24 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 PartG).

2) Die Parteien fordern eine Begrenzung der Anwendung der handelsrechtlichen

Vorschriften bei der Rechnungslegung der Parteien. Die von den Parteien

geforderten Begrenzungen ergeben sich jedoch aus meiner Sicht nur zu einem

geringen Teil aus spezifischen Vorschriften des Parteiengesetzes oder aus

Besonderheiten der Rechnungslegung von Parteien.

3) In den folgenden Punkten ist die Kritik der Parteien am IDW-Entwurf aus meiner

Sicht nicht gerechtfertigt:

a) Haus- und Grundvermögen

           Da nach § 28 Abs. 2 Satz 2 PartG im Bereich Haus- und Grundvermögen

keine planmäßigen Abschreibungen erfolgen, sollten aus Gründen der

Vergleichbarkeit die Werte in der Vermögensbilanz zum 01.01.2003 bei allen

Parteien entsprechend dieser Vorschrift ausgewiesen werden.

 b) Rückstellungen

           Nach Aussage der Parteien existieren kaum relevante Sachverhalte für die

Bildung von Rückstellungen. Soweit die Bildung von Rückstellungen

erforderlich ist, um ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage zu vermitteln, sind die Parteien

dazu durch das Gesetz verpflichtet.

     c) Rechnungsabgrenzungsposten

           Aus betriebswirtschaftlicher Sicht sollte entsprechend der Ziffer 22 des IDW-

Entwurfs eine Rechnungsabgrenzung erfolgen.
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    d) Spezifischer Ausgabe-Begriff

           In der Einnahmen-Ausgabenrechnung sollten auch Ausgaben für Investitionen

ausgewiesen werden. Dadurch entfällt der Ausweis von Abschreibungen als

Ausgaben. In der Überleitungsrechnung muss sowohl über Ausgaben für

Investitionen, als auch über Abschreibungen informiert werden.

4) In den folgenden Punkten ist die Kritik der Parteien am IDW-Entwurf aus meiner

Sicht teilweise gerechtfertigt:

a) Saldierungsverbot

Das im IDW-Entwurf in den Ziffern 45 bis 47 geforderte Saldierungsverbot

sollte nur insoweit gelten, als es mit dem Parteiengesetz vereinbar ist.

b) Erläuterungsteil

Die im IDW-Entwurf enthaltene weitgehende Gleichsetzung des

Erläuterungsteils nach § 24 Abs. 7 PartG mit dem handelsrechtlichen Anhang

ist aus meiner Sicht nicht gerechtfertigt (Ziffern 49 und 50 IDW-Entwurf).

5. Der IDW-Entwurf Prüfungsstandard

    Der IDW-Entwurf eines Prüfungsstandards für die Prüfung des

Rechenschaftsberichts einer politischen Partei geht zu recht davon aus, dass die

vom Gesetzgeber geforderte Sicherheit der Prüfung durch die Vorschriften in § 29

Abs. 1 Satz 1 PartG festgelegt ist.

6. Überleitungsrechnung

    Um die Überleitungsrechnung im Rahmen des Erläuterungsteiles übersichtlich zu

gestalten, stelle ich im Abschnitt 2.4 eine Systematisierung in vier Positionen zur

Diskussion.
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